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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
der

3. Versammlung des XXV. Landtags des Grotzherzogth. Oldenburg.

Zweite Sitzung.

Oldenburg , den 12 . Mai 1896 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung: 1. Mündlicher Bericht des Justizausschusses über eine am 28. Decbr. 1895 erlassene Verordnung,
betr. Aenderung des Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg über das Versteigerungswesen vom
15. Januar 1895.

2. Mündlicher Bericht des Justizausschusses über eine am 24. Decbr. 1895 erlassene Verordnung,
betr. Aenderung des Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg und das Fürstenthum Birkenfeld
vom 23. März 1891, betr. die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen wegen Geld¬
forderungen.

3. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses über die unter dem 28. Juni 1895 für das
Fürstenthum Birkenfeld erlassene Verordnung, betr. den Handel mit Giften.

4. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. Ausdehnung der Bestimmungen des Gesetzes
vom 28. März 1867, betr. Enteignungen zu Eisenbahnen, auf Kanalisationsanlagen.

5. Bericht des Verwaltungsausschusseszu dem Schreiben der Staatsregierung , betr. die Enteignung
zur Vergrößerung des Feldhauser Wasserwerks.

6. Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. die Triangulation und Kartirung des Herzogthums
Oldenburg. Schreiben der Großherzoglichen Staatsregierung vom 28. April 1896.

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum
Oldenburg, betr. die Besoldungsverhältnisse der bei der Verwaltung der Zölle und in die Reichs¬
kasse fließenden indirekten Abgaben angestellten Beamten.

8. Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der Großherzoglichen Staatsregierung , betr.
Neubau einer Dienstwohnung für den für das Forstrevier Gahrte-Baumweg anzustellenden
Revierförster.

9. Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der Staatsregierung , betr. den Anschluß Olden¬
burgs an die Moorversuchsstation in Bremen.

10. Interpellation des Landtags-Abgeordneten Plagge  und Genossen über die entgegen den aus¬
drücklich ausgesprochenen Anschauungen des Landtags geschehene Ernennung eines Mitgliedes des
evangelischen Oberschulkollegiums.

11. Interpellation des Landtags-Abgeordneten Jken  und Genossen über einzurichtende bessere Ver¬
kehrsverhältnisse auf der Nordsee-Insel Wangerooge.

12. Geheime Vorlage.
1 *
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Vorsitzender : Präsident Roggemann.

Am Regierungstische befinden sich die Herren Minister
Flor,  Minister Heumann,  Geh . Oberkammerrath Rüder,
Geh. Oberregiernngsrath v. Buttel,  Geh . Oberregierungs¬
rath Ahlhorn,  Oberregiernngsrath Dugend,  Regierungs¬
rath Becker,  Geh . Ministerialrath Willich,  Geh . Ober¬
finanzrath O eltermann.

Der Präsident eröffnete die Sitzung um 10 Uhr.
Schriftführer Abg. Weber  verliest das Protokoll der

vorläufigen und der ersten ordentlichen Sitzung. Da Er¬
innerungen gegen die Protokolle nicht erhoben werden, so
werden dieselben vom Präsidenten für genehmigt erklärt.

Präsident : Ich habe folgende Eingänge mitzutheilen.
Eingegangen ist ein Telegramm von Sr . König!. Hoheit
dem Großherzoge, als Antwort auf das Begrüßungstele¬
gramm des Landtags, folgenden Inhalts:

Ich sage dem Landtag herzlichen Dank für seinen
Gruß und für den Ausdruck seiner warmen Theil-
nahme an den schweren Prüfungen , die Gott über
uns verhängt hat , ich finde darin einen großen
Trost , ich wünsche, daß die Verhandlungen des
Landtags dem Lande zum Segen gereichen werden.

Peter.
Es ist sodann weiter eingegangen:

1. Schreiben der Großherzoglichen Staatsregierung , betr.
Einlegung einer neuen Drehscheibe auf dem Bahn¬
hof Oldenburg.

An den Eisenbahnausschuß.
2. Gesuch des Landtagsabgeordneten Hansing  um Ur¬

laub für den 11. und 12. Mai.
Urlaub bewilligt.

3. Ministerial-Protokoll über die Eröffnung der 3. Ver¬
sammlung des 25. Landtags.

aota.
4. Petition des Rechnungsstellers und Rechnungsführers

B. D. Oltmanns  in Zwischenahn, betr. seine An¬
stellung als Auktionator mit Wohnsitz in Zwischenahn.

An den Pctitionsausschuß.
5. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,

betr. die Landtags-Kosten.
aota.

6. Gesuch des Abgeordneten Han sing  um Urlaub auch
für den 13. Mai d. Js.

Urlaub bewilligt.
7. Gesuch des Abgeordneten Zeidler um  Urlaub für

den 13. Mai d. I.
Urlaub bewilligt.

8. Telegramm-Antwort Seiner Königlichen Hoheit des
Großherzogs auf das Begrüßungstelegramm des
Landtags.

9. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,
betr. Zurückziehung der Vorlage ^l§. 12, betr. Neu¬
bau einer Dienstwohnung für den für das Forst¬
revier Gahrte-Baumweg anzustellenden Revierförster.

iLä nein.

10. Petition der Maria Ehlers  in Horsdorf (Fürsten¬
thum Lübeck) um Rechtsschutz.

An den Petitionsausschuß.
11. 2 Petitionen der Gemeindevertretung der Gemeinde

Ost-Ratekau (Fürstenthum Lübeck) und der Ortschaft
Niendorf an der Ostsee (Fürftenthum Lübeck), betr.
Errichtung einer Apotheke in Niendorf.

An den Petitionsausschuß.
Zu den Eingängen 10 und 11 bemerkt der Präsident^

Die Petitionen sind so spät eingegangen, daß mir vom
Herrn Vorsitzenden des Petitionsausschuffesmitgetheilt wor¬
den ist, daß es nicht angängig sei, den Ausschuß noch da¬
mit zu befassen. Ich darf daher wohl annehmen, daß der
Landtag beschließen will , daß über diese Petitionen im
Landtage nicht mehr verhandelt werden soll. Es erhebt
sich dagegen kein Widerspruch, der Landtag hat dement¬
sprechend beschlossen.

Es sind mir dann noch folgende Interpellationen —
beide genügend unterstützt — übergeben:

Interpellation.
Beabsichtigt die Großherzogliche Staatsregierung,
sofern der Tettenser oder ein anderer Siel der
Butjadinger Sielacht in Folge der Korrektion der
Außenweser verschlammt, den der Butjadinger Siel¬
acht dadurch erwachsenden Schaden und die Kosten
einer etwa nothwendigen Verlegung des Siels auf
die Staatskasse zu übernehmen?

Schröder.
Han sing.
Feld hns.
Willen.
Gross.
Wenk e.

Interpellation.
Im letzten ordentlichen Landtage empfahl derselbe
die Durchführung des Strohauser Außentiefs in
gerader Linie durch die sog. Reiherplate.

Da seitdem über den Stand der Angelegenheit
Nichts verlautet, so wird die Staatsregierung um
Auskunft gebeten.

Lübben.
Unterstützt durch:

Schröder.
Jürgens.
Gross.
Feldhus.
Wallrichs.

Ich werde die beiden Interpellationen auf die Tages¬
ordnung der nächsten Sitzung setzen.

Wir treten sodann in die Tagesordnung ein. Erster
Gegenstand der Tagesordnung ist:

Mündlicher Bericht des Justizausschussesüber eine am
28. Deeember 1895 erlassene Verordnung, betreffend Aen-
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derung des Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg über
das Versteigerungswesen vom 15. Januar 1895.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle der erlassenen Verordnung nach¬
träglich seine verfassungsmäßige Zustimmung ertheilen.

Die Berathung wird eröffnet . Das Wort erhält
Abg . Kückens : Ich kann mich auf die schriftlichen

Motive beziehen , die der Vorlage beigegeben sind , indem
ich weiter nichts hinzuzusügcn habe und beantrage die An¬
nahme des Antrags.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht . Die Be¬
rathung wird geschlossen und bei der Abstimmung der An¬
trag angenommen.

Es folgt der 2 . Punkt der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Justizausschussesüber eine am

24 . December 1895 erlassene Verordnung, betreffend Aen-
derung des Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg und
das Fürstenthum Birkenfeld vom 23 . März 1891 , be¬
treffend die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Ver¬
mögen wegen Geldforderungen.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle der erlassenen Verordnung nach¬
träglich seine verfassungsmäßige Zustimmung ertheilen.

Das Wort erhält der
Berichterstatter Abg . Kückens : Auch hier kann ich

verweisen auf die schriftlichen Motive und bitte ebenfalls
um Annahme des Äusschußantrags.

Das Wort wird nicht weiter verlangt . Es wird zur
Abstimmung geschritten und der Antrag angenommen.

Es folgt der 3 . Gegenstand der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffes über

die unter dem 28 . Juni 1895 für das Fürstenthum Birken¬
feld erlassene Verordnung, betreffend den Handel mit Giften.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle der erlassenen Verordnung nach¬
träglich feine verfassungsmäßige Zustimmung ertheilen.

Das Wort erhält der
Berichterstatter Abg . Kückens : Dem Berichte sind

ebenfalls schriftliche Motive beigegeben , auf die ich verweise
und bitte um Annahme des Antrags.

Das Wort wird nicht mehr begehrt . In der Ab¬
stimmung wird der Antrag angenommen.

Es folgt der 4 . Punkt der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses, be¬

treffend Ausdehnung der Bestimmungen des Gesetzes vom
28 . März 1867 , betreffend Enteignungen zu Eisenbahnen,
auf Kaualisationsanlagen.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle der Verordnung der Staats¬
regierung seine verfassungsmäßige Zustimmung er¬
theilen.

Da das Wort , auch vom Berichterstatter , nicht ge¬
wünscht wird , wird zur Abstimmung geschritten . Der An¬
trag wird angenommen.

Präsident : Zu dem Gegenstände unter Nr . 5 der
Tagesordnung ist mir vom Ausschuß mitgetheilt worden,
daß er wünsche , es möchte diese Sache heute von der Tages¬

ordnung ab - und morgen auf die Tagesordnung gesetzt
werden . Ich darf Wohl annehmen , daß Seitens der Groß¬
herzoglichen Staatsregierung dagegen kein Widerspruch er¬
hoben wird.

Oberregierungsrath Duzend erklärt das Einverftändniß
der Staatsregierung.

Der Landtag beschließt dem Wunsche des Ausschusses
entsprechend.

Es folgt der 6 . Punkt der Tagesordnung:
Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. die Triangu¬

lation und Kartirung des Herzogtums Oldenburg. Schreiben
der Staatsregierung vom 28 . April 1896.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle sich mit dem von der Groß¬
herzoglichen Staatsregierung eingeschlagenen Ver¬
fahren nachträglich einverstanden erklären.

Die Berathung wird eröffnet . Der Berichterstatter
verzichtet auf das Wort . Das Wort erhält

Abg . Wenke : In dem Berichte des Ausschusses ist
gesagt , daß zur Herstellung der Wegeregifter diese Karten
nicht genügen würden . Die Großherzogliche Staatsregierung
ist anderer Meinung , die auch in der Vorlage zum Aus¬
druck gekommen ist ; der Regierungskommisfar hat auch in
der Versammlung des Ausschusses gesagt , daß sie wohl
genügen würden . Ich bin auch der Ansicht , daß denjenigen
Gemeinden , welche es wünschen und die glauben , daß sie
mit diesen Karten auskommen können , die Genehmigung
ertheilt wird , sie zu verwenden ; denn es ist Thatsache , daß
größere Karten , die im Maßstabe 1 : 10 000 angelegt
werden sollen , viel Geld kosten. Ich möchte also die
Staatsregierung bitten , daß sie denjenigen Gemeinden , die
sich damit begnügen , die Erlaubnis zur Benutzung dieser
Karten zur Anlegung der Wegeregister ertheilen möchte.

Oberregierungsrath Duzend : Auf die Anregung des
Herrn Abg . Wenke  möchte ich erwidern , daß der Passus
in dem Berichte des Ausschusses nicht ganz zutreffend ist.
Es ist in den Ausführungsbestimmungen zur Wegeordnung
vorgeschrieben , daß Karten angelegt werden sollen , in welche
einzutragen sind die Gemeindewege und die Geuossenschafts-
wege . Wenn aber die Karten von den Gemeinden so groß
gewählt werden sollen , daß auch die einzelnen Zubehörungen,
Brücken , Uebertritte rc. eingetragen werden können , so wird
dem nichts entgegenstehen . Ein Zwang dazu besteht nach
den Ausführnngsbestimmungen der Wegeordnung nicht , und
würde also der Anregung des Herrn Abg . Wenke,  vorbe¬
haltlich der Prüfung im Einzelfalle , stattgegeben werden
können . Im Allgemeinen würden die fraglichen Karten
für unsere ländlichen Gemeinden ausreichend sein.

Abg . Huchting : Ich möchte mir die Frage an den
Herrn Regierungskommissar erlauben , ob es gestattet ist,
die Eintragung der Flur - und Parzellennummern zu unter¬
lassen . Das wäre für die betr . Gemeindevorsteher eine
sehr große Erleichterung , denn nach der Verordnung , wie
ich sie aufgefaßt habe , ist bestimmt , daß bei jeder Höhle,
bei jedem Uebertritt und Steg die Flur - und Parzellen¬
nummern eingetragen werden , und dazu würden diese Karten
doch lange nicht ausreichen ; sie sind zu klein.
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Oberregierungsrath Dttgend : Ich möchte darauf er¬
widern , daß in den Ausführungsbestimmungen vorgeschrieben
ist , daß in den Wegeregistern angegeben sein soll : die und
die Brücke liegt in Parzelle so und so, um Zweifel aus-
zuschließen , wenn sic später einmal ausgesucht werden soll;
daß diese Angaben aber auch in die einzelnen Karten ein¬
getragen werden , ist nicht vorgeschrieben.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht . Das Schluß¬
wort erhält der

Berichterstatter Abg . Wilken : Ich möchte nur darauf
Hinweisen , daß dem Ausschuß eine Karte im Maaßstabc
1 : 25  000 Vorgelegen hat , und der Ausschuß hat nicht die
Ueberzeugung gewinnen können , daß sie genügt , um die
Eintragung des Anfangs und Endpunktes eines Weges
u . s. w . durch Angabe der Flur - und Parzellennummern
zu gestatten . Ich glaube vielmehr , daß der Maaßstab von
mindestens 1 : 10  000 erforderlich ist , um die Eintragungen
überall in übersichtlicher Weise vornehmen zu können und
muß darum die Ausführungen in meinem Berichte voll und
ganz aufrecht erhalten.

Bei der nun folgenden Abstimmung wird der Antrag
des Ausschusses angenommen.

Präsident : Es folgt Punkt 7 der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . Ent¬

wurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg , betr.
die Besoldungsverhaltnisse der bei der Verwaltung der
Zölle und in die Reichskasse fließenden indirecten Abgabe»
angestellten Beamten.

Vom Ausschuß liegen 2 Anträge vor:
Antrag .M 1.

Der Landtag wolle dem Gesetz - Entwurf in der
jetzigen Fassung seine verfassungsmäßige Zustimmung
ertheilen.

Antrag  2.

Der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß dem Oberstcuercontrolleur in Löningen das
erhöhte Fuhrkosten -Aversum bereits vom 1. April
1895 an gezahlt werde.

Die Berathung wird zu Antrag 1 eröffnet.

Das Wort erhält der
Berichterstatter Abg . Jaspers : Die Vorlage zerfällt im

Wesentlichen in zwei Theile . Der erste verlangt eine Aenderung
des Gesetzes von 1894 , wodurch die Möglichkeit gegeben werden
soll , endlich auch die Zollbeamten in den Genuß der Vor¬
theile des neuen Gehaltsregulativs zu setzen. Der Aus¬
schuß war keinen Augenblick zweifelhaft darüber , daß diesem
Anträge zu entsprechen sei und bedauert nur , daß diese
Beamten so lange auf den Genuß des Gehaltsregulativs
haben warten müssen . Ich persönlich bemerke dabei —
nicht Namens des Ausschusses — daß , wenn wir einjährige
Budgetperiodeu hätten , diese Beamten bereits vor einem
halben Jahre in den Genuß hätten gesetzt werden können,
und daraus folgt wiederum die Lehre , daß unter den drei¬
jährigen Butgetperioden alles im Lande leidet , bald dieser
bald jener , in diesem Falle eine Beamtenkategorie . Der
zweite Theil der Vorlage schlägt einige Aenderungen des
Gehaltsregulativs vor , welches erst vor zwei Jahren fest¬

gestellt ist ; den Ausschuß überkam ein natürliches Miß¬
behagen , als er schon wieder an diese Verhandlungen hcran-
treten sollte . Er kam aber zu der Ueberzeugung , daß diese
Veränderungen in der That Verbesserungen seien und glaubte
im Interesse der Beamten dieses natürliche Mißbehagen
unterdrücken zu sollen und kommt daher zu dem Antrag,
der vorliegt : Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf in der
jetzigen Fassung seine verfassungsmäßige Zustimmung er¬
theilen . Im klebrigen kann ich mich im Einzelnen auf die
Vorlage selbst beziehen , der ich nichts hinzuzufügeu habe.

Präsident : Da das Wort nicht weiter gewünscht
wird , wird die Berathung über Antrag 1 geschlossen und
diejenige über Antrag 2 eröffnet . Das Wort erhält

Berichterstatter Abg . Jaspers : Es betrifft eine un¬
bedeutende Sache ; ich kann mich auf die schriftlichen Aus¬
führungen beziehen . Im klebrigen habe ich weiter nichts
zu bemerken.

Präsident : Die Berathung zu Antrag 2 wird ge¬
schloffen und zur Abstimmung geschritten.

Beide Anträge werden angenommen.
Präsident : Anträge zur zweiten Lesung sind bis

heute Abend 8 Uhr einzureichcn . Der dann folgende Punkt
der Tagesordnung fällt weg , nachdem die Staatsregierung
die Vorlage zurückgezogen hat . Es folgt Punkt 9 der
Tagesordnung.

Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der
Staatsregierung , betreffend den Anschluß Oldenburgs an
die Moorversuchsstation in Bremen.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle zu der Verwendung der für den
Anschluß an die Central -Moorkommission und an
die Versuchsstation in Bremen erforderlichen Mittel,
soweit solche für das laufende Jahr nicht auf die
entsprechenden Positionen des Voranschlags der Aus¬
gaben der Landeskasse des Herzogthums (Reise¬
kosten rc. des Oldenburgischen Beamten ) oder des
Landeskulturfonds (Kosten etwaiger Thätigkeit der
Moorversuchsstation und Reisen ihrer nicht Olden¬
burgischen Beamten in Oldenburgs Interesse ) über¬
nommen werden können , seine Zustimmung ertheilen,
demnach

1. sich damit einverstanden erklären , daß ein
landwirthschaftlicher Beamter mit genügender
culturtechnischer Vorbildung zur Förderung
der Moorkultur im Herzogthum mit einem
Gehalte von 2400 bis 4500 ^ und drei¬
jährigen Zulagefristen zu je 300 zunächst
jedoch ohne Pensionsberechtigung angestellt
werde,

2 . für 1896 zur Besoldung dieses Beamten einen
Betrag bis 1500 ^ zur Verfügung stellen.

Das Wort erhält der
Berichterstatter Abg . Meyer : Wie auch der Ausschuß

durch den Berichterstatter in dem Berichte näher ausgeführt hat,
ist gerade das Gebiet der Moorkultur für unser Herzogthum
aus dem Grunde von so außerordentlich großer Bedeutung , weil
wir innerhalb des Gebietes des Herzogthums noch einen
Flächenraum von etwa 9 Quadratmeilen Moor liegen haben,
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die zum weitaus größten Theil sich in unkultivirtem Zu¬
stande befinden . Bekanntlich hat sich nun gerade durch die
neueren Forschungen auf dem Gebiete der Agrikulturchemie
die Möglichkeit ergeben , solche aus Anhäufung im Stadium
langsamer Zersetzung begriffener organischer Massen hervor¬
gegangenen Bodenarten , vorzugsweise durch Düngung mit
mineralischen Düngemitteln , verhältnißmäßig leicht und ren¬
tabel in Kulturzustand zu versetzen . Wenn auch bei uns
die Methode , den Moorboden als Acker- und Wiesenland
zu behandeln , schon seit alter Zeit geübt wird und große
Flächen im Laufe der Zeit in Kulturland übergesührt wor¬
den sind , so bleibt doch noch viel zu thun übrig , wie obige
Zahlen beweisen.

Es besteht nun im Königreich Preußen eine Central¬
moorkommission , deren Aufgabe es ist , der Kultur der
Moorslächen Vorschub zu leisten . Unter der Leitung dieser
Centralmoorlommissivn besteht in Bremen eine Moorver¬
suchsstation , hervorgegangen aus der ursprünglich zu Lingen
im Emslande bestehenden Station mit derselben Tendenz.
An diese wünschen wir nun das Herzogthum angeschlossen
zu sehen . Das Bestreben wurde seit Jahren in landwirth-
schaftlichen Kreisen des Herzoglhums erwogen , und 1893
hat der Centralvorstand der Oldenb . Landwirthschaftsgesell-
schaft an die Staatsregicrung das Ersuchen gerichtet , einen
solchen Anschluß an die Versuchsstation herbeizuführen und
einen Betrag in den Voranschlag der Finanzperiode , die
damals begann , einznsetzen . Die Staatsregierung hat , wie
dankend anerkannt werden muß , alsdann mit der Kgl.
preußischen Regierung , speziell mit dem Ministerium für
Landwirthschaft , Domänen und Forsten , dem die Versuchs¬
station unterstellt ist , Verhandlungen angeknüpft , und diese
haben dann dahin geführt , daß ein Vertrag abgeschlossen
wurde , dessen näherer Inhalt durch die Vorlage bekannt
gegeben worden ist und durch den schriftlichen Ausschuß¬
bericht noch näher erläutert wird . Das Wesen des An¬
schlusses soll darnach darin bestehen , daß erstens ein Mit¬
glied , etwa ein höherer Staatsbeamter , dazu deputirt wird,
in der Centralmoorkommission Sitz und Stimme zu haben,
und daß zweitens ein landwirthschaftlicher Beamter ange¬
stellt wird , dessen Aufgabe es sein soll , unter der wissen¬
schaftlichen Leitung der Kommission im Lande mit Rath
und That dort zur Hand zu sein , wo es sich um die Kultur
von Moorflüchen handelt . Der Ausschuß hat nur in wenigen
Punkten sich nicht ganz mit der Vorlage einverstanden er¬
klären können ; hauptsächlich trug er Bedenken , diesen neuen
landwirthschaftlich -technischen Beamten gleich von vorne herein
als Civilstaatsdiener mit voller Pensionsfähigkeit anzustellen.
Der Ausschuß war der Meinung , daß bei der vollständigen
Neuheit dieser Stellung man erst vorsichtigerweise abwarten
solle , in welcher Weise es sich am besten machen ließe , einen
solchen Beamten anzustellen und ob es gelingen werde , so¬
fort eine geeignete und passende Persönlichkeit für den Posten
zu erwerben . Es ist in dem Berichte ganz ausdrücklich ge¬
sagt worden , daß die Richtung , die der Ausschuß hinsichtlich
der Pensionsfähigkeit verfolgt , dahin geht , eben nur vorerst
die Pensionsfähigkeit nicht zu verleihen . Stellt sich im Laufe
der Zeit , vielleicht kürzerer Zeit , heraus , daß es der Staats¬
regierung gelungen ist , die Stelle durch eine durchaus quali-
ficirte und in jeder Beziehung genügende Persönlichkeit zu

besetzen , so wird der Verleihung der Civilstaatsdienerschaft
und Pensionsfähigkeit nichts im Wege sein . Indem ich auf
den Bericht verweise , bitte ich den Landtag Namens des
Finanzausschusses , unseren Anträgen zustimmen zu wollen.

Geh . Obercammerrath Rüder : M . H . ! Erfreulicher¬
weise ist ja in dieser Vorlage , die für die Entwicklung der
Moorkultur im Herzogthum von großer Bedeutung sein
wird , in der Hauptsache Einigkeit zwischen Staatsregierung
und Landtag . Das Einzigste , worin Ihr Ausschuß von
den Vorschlägen der Regierung abweicht , ist , daß , während
sie wünscht , daß dem anzustellenden Beamten sofort die
Aussicht auf Pensionsberechtigung und definitive Anstellung
nach 3 Jahren in Aussicht gestellt würde , dies fraglich hin¬
gestellt wird im Anträge des Ausschusses . In dem ersteren
Verfahren hätte die Regierung eine Erleichterung gesehen,
um einen gediegenen , tüchtigen und in der Sache gewiegten
Mann fest an sich zu binden . Denn mit jungen , ungeübten
Kräften ans diesem Felde vorzngehen ist nicht sehr wün-
schenswerth . Die Aufgabe ist eine bedeutende und es ist
sehr erwünscht , daß es gelingt , sofort eine tüchtige Kraft zu
finden . Sollte wirklich ein Mißgriff erfolgen bei dem Ver¬
fahren , das die Staatsregierung vorgeschlagen hat , so waren
immer noch die 3 ersten provisorischen Dicnstjahre da , wäh¬
rend deren man dem Manne offen sagen konnte : Sieh dich
nach was Anderem um , dieser Aufgabe halten wir dich
nicht für gewachsen . Man kann aber auch den anderen
Weg einschlagen . Hoffen wir , daß der Landtag , wenn der
Beamte sich bewährt , dann das gewährt , was ihm die Re¬
gierung schon jetzt in Aussicht stellen möchte.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht , der Bericht¬
erstatter verzichtet auf das Schlußwort . Es wird über beide
Anträge in einer Abstimmung abgestimmt . Die Anträge
werden angenommen.

Es folgt Punkt 10 der Tagesordnung:
Interpellation.

Welche Gründe haben die Staatsregierung bestimmt,
entgegen den ausdrücklich ausgesprochenen An¬
schauungen des Landtags nicht einen technisch gebil¬
deten Schulmann , sondern einen im Schulwesen un¬
erfahrenen Geistlichen zum Mitgliede des evange¬
lischen Oberschulkollegiums z« ernennen?

Plagge.
Unterstützt:

A . zur Horst. I aspers.
Jungbluth. Wilken.
Köhler. Lübben.
S chu l tz e. W a l l r i ch s.
Purp er. Dohm.
Schröder. Hanken.
Feldhus. Wenke.
Hansing. Hoher.
Gross. Alfs.
Jürgens. Jken.

Präsident : Ich gebe zunächst dem Herrn Inter¬
pellanten Plagge  das Wort zur Vorbringuug und Be¬
gründung der Interpellation.

Abg . Plagge : Meine Herren , seit einer Reihe von
Jahren haben wir hier die unerquicklichsten Verhandlungen
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über unser Schulwesen gehabt . Im Laufe der Jahre
glaubten wir nun endlich zu einem guten Ziele gekommen
zu sein , und jetzt sind wir gezwungen , in derselben Ange¬
legenheit das Wort zu nehmen . Die Unerquicklichkeit ist
gestiegen anstatt beseitigt . Ich muß kurz zusammenfasseu,
was in den letzten Jahren Landtag und Staatsregierung
in der Sache gethan haben . Unsere Beschwerden liefen im
großen Ganzen darauf hinaus , daß im Oberschulkollegium
nicht die schultechnischen Kräfte vorhanden waren , die das
Schulwesen so zu fördern in der Lage waren , wie wir es
wünschen mußten und wie es die Zeit verlangt . Die Re¬
gierung ist wiederholt vom Landtage darauf hingewiesen
worden und endlich ist vom Finanzausschüsse des 25 . Land¬
tags der offizielle Antrag gestellt worden , daß im Ober¬
schulkollegium der praktischen Pädagogik die berechtigte Ver¬
tretung gewährt werde . Der Minister hat darauf in der
Landtagsverhandlung erklärt , er könne zwar nicht zusagen,
ob dem Anträge entsprochen werden könne , jedenfalls aber
solle die Frage in Erwägung gezogen werden . Dann ist
im Landtagsabschied gesagt worden : Die Staatsregierung
könne das Verlangen nach Vermehrung der Pädagogik im
Oberschulkollegium als berechtigt nicht anerkennen , indeß
solle bei Prüfung der weiteren Schulfragen erwogen wer¬
den , ob nicht die Vermehrung der schultechnischen Kräfte
angezeigt sei. Damit war die Sache vorläufig beendigt.
Aber als dann im vergangenen Jahre der außerordentliche
Landtag berufen wurde , fanden wir zu unserer Freude eine
Vorlage , die auseinandersetzte , daß die Staatsregierung ein¬
sehe, daß es erforderlich sei, ein zweites schultechnisches Mit¬
glied in das Oberschulkollegium zu berufen . Der Finanz¬
ausschuß hat über diese Vorlage berichtet . In diesem Be¬
richte ist ganz eingehend und ganz präzis gesagt , wie die
Sache zu regeln sein werde , daß aber unter allen Um¬
ständen als selbstverständlich erwartet werde , daß den eigent¬
lichen Schulmännern nunmehr ein verhältnißmäßig größeres
Gewicht im Oberschulkollegium gegeben werde . Da heißt
es im Bericht : „Nicht der geringen Ersparniß wegen —
die eine Stelle eines Mitgliedes ist zudem seit längerer Zeit
unbesetzt — vielmehr um den eigentlichen Schulmännern ein
verhältnismäßig größeres Gewicht im Kollegium zu geben,
glaubt der Ausschuß empfehlen zu sollen , die Zahl der Mit¬
glieder von 3 auf 2 zu beschränken , so daß alsdann bei
voller Besetzung das Kollegium aus dem Vorstand , 2 Schul¬
männern und 2 Mitgliedern bestehen würde . " Dann ist
auch noch bei der mündlichen Berathung von dem Bericht¬
erstatter betont worden , daß eine praktisch erprobte , fach¬
männische , so möglich einheimische Kraft gewählt werden
möchte . — Bald darauf erfolgte dann die Ernennung des
in Rede stehenden neuen Mitgliedes des Oberschulkollegiums,
und nicht wir Landboten allein , nein , das ganze Land hat
gezittert über diesen Schlag , der uns damit versetzt wurde.
Diesen Schlag können wir nicht ohne Weiteres hiunehmen.
Und darum ist zunächst die gegenwärtige Interpellation
eingebracht worden . Wir haben noch jetzt die Hoffnung,
daß die Staatsregierung uns eine befriedigende Aufklärung
wird geben können , wie unter diesen Verhältnissen , die so
klar und präzis lagen , es möglich war , das Gefühl des
Landtags und des Landes so zu verletzen.

Minister Flor : Meine Herren ! Ich wende mich

zunächst zu der Beantwortung der Interpellation , wie sie
schriftlich vorliegt . Die Staatsregieruug ist bei der Be¬
setzung der beiden Stellen im evangelischen Oberschulkollegium
davon ausgegangen , daß es dringend wünschenswert sei,
wenigstens für eine dieser beiden Stellen eine einheimische,
mit den Verhältnissen unseres Landes genau bekannte
Kraft zu gewinnen . Daß dies , namentlich mit Rücksicht
auf das Volksschulwesen , welches mit den Anschauungen
und dem ganzen Leben unserer Bevölkerung so vielfache
Berührungspunkte hat , wenn irgend thunlich zu erstreben
war , werde ich nicht nachzuweisen brauchen . Für diejenige
technische Stelle , welcher in erster Linie das höhere Schul¬
wesen und daneben der kleinere Theil des Volksschulwesens
übertragen werden sollte , konnte nun eine solche Persönlich¬
keit nicht in Aussicht genommen werden und die Staats¬
regierung hat es für ihre Pflicht gehalten , deshalb bei
der anderen Stelle umsomehr hierauf Bedacht zu
nehmen . Nun ist aber nicht jeder an sich auch noch so
tüchtige praktische Schulmann geeignet zu einer solchen Stelle
und die Staatsregierung war der Ansicht , daß im Julande
eine geeignete Persönlichkeit innerhalb des Lchrerstandes
nicht vorhanden sei ; sie fand dagegen eine solche in einem
oldenburgischen Geistlichen . Der Beruf des Geistlichen steht
mit dem Lehramte und überhaupt mit der Erziehung der
Jugend in engstem Zusammenhang . Bei dieser Behauptung
stehe ich auf dem Boden unserer Gesetze und Verordnungen,
welche den Geistlichen die Lokalschulinspektion zuweisen , welche
sie in erster Linie zu Kreisschulinspektoren bestimmen und
welche im Artikel 17 des Schulgesetzes ihnen die Lehrfähigkeit
zugestehen ohne irgend welche weitere Prüfung . Im Re¬
ligionsunterrichte ist der Geistliche ferner alljährlich praktisch
direkt als Lehrer thätig , nämlich im Konfirmandenunterrichte.
Im vorliegenden Falle hat der , betreffende Geistliche , bevor
er in den geistlichen Stand eintrat , längere Zeit hindurch
in privater Lehrstellung das Lehramt praktisch geübt , dann
als Lokalschulinspektor unsere Verhältnisse kennen gelernt und
auch Gelegenheit gehabt , auswärts das Volksschulwesen nach
verschiedenen Richtungen sich anzusehen . Das alles zu¬
sammen genommen ist nach Ansicht der L >taatsregierung
eine vollkommen genügende Grundlage , um ein in jeder
Beziehung tüchtiger Schulverwaltungsbeamter zu werden.
Es kann ja nicht behauptet werden , daß ein solcher Mann
gleich beim Eintritt in seine neue Wirksamkeit ein vollendeter
Schulmann sei ; das ist aber auch nicht nöthig , wenn er es
nur wird ; und mit seiner Vorbildung wird er es werden,
wenn er überhaupt das Zeug dazu hat , was im vorliegen¬
den Falle nicht zweifelhaft ist . Damit ist auch dem Schul¬
gesetze Genüge gethan , das einen mit dem Volksschulwesen
vertrauten Schulmann verlangt . Das Schulgesetz wird nicht
so auszulegen sein , daß es von Vorneherein einen vollendeten
Schulmann verlangt . Fast in allen Stellungen dieses
Lebens muß man in der Stellung selbst noch lernen und
sich weiter bilden . Mit dem oldenburgischen Volksschul¬
wesen vertraut zu werden wird aber einem Inländer , der
so vorgebildet ist , nicht schwer werden und wenn auch weitere
technische Studien und namentlich weitere eigene Lehrthätig-
keit erwünscht gewesen wären , so kann man doch davon die
Fähigkeit , ein tüchtiger Schulmann für die fragliche Stelle
im Oberschulkollegium zu werden , nicht abhängig machen.
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Die Anstellung war um so unbedenklicher, als damals
schon feststand, daß die zweite Stelle im Oberschul¬
kollegium durch einen unmittelbar ans dem Lehramts kom¬
menden Schulmann bcscnt werden solle. Das ist später
geschehen und so auch die praktische Pädagogik im Ober¬
schulkolleginm vollständig vertreten. Die Staatsrcgierung
ist der Üeberzeuguug, daß die Besetzung der beiden tech¬
nischen Stellen nn Oberschulkolleginm. so wie geschehen,
gute Früchte tragen wird. Dazu wird mit beitragen, daß
der eine Beamte Land und Leute von Jugend auf kennt.
Beide Beamte werden sich gegenseitig unterstützen und er¬
gänzen. Es ist nun hier von dem Herrn Abg. Plagge,
sowie auch in der Presse, behauptet worden, daß die frag¬
liche Anstellung nicht im Einklang stehe, nicht harmonire
init dem, was die Staatsregierung erklärt habe im letzten
ordentlichen Landtage und in dem außerordentlichenLand¬
tage, wo die Mittel für die fragliche Stelle bewilligt wurden.
Ich muß das als unbegründet in Abrede stellen und wende
mich, um dies zu begründen, zunächst zu den hauptsäch¬
lich in Betracht kommenden Verhandlungen des außerordent¬
lichen Landtags von 1895. Hier hat der Herr Regierungs¬
kommissar— ich selbst war damals durch Krankheit ver¬
hindert, an den Verhandlungen theilznnehmen— nach dem
Ausschußbericht erklärt: „es werde an die Qualifikation der
beiden technischen Mitglieder des Oberschulkollegiums der
Anspruch zu stellen sein, daß das eine Mitglied das höhere,
das andere das Volksschulwesen beherrsche und daß beide,
wenn irgend möglich, praktische Erfahrungen in eigener Lehr-
thütigkcit gesammelt haben müßten. Ich habe damals im
April, als die Presse sich der Sache annahm, den Herrn
Regierungskommissar um genauen schriftlichen Bericht dar¬
über ersucht, was in der Ausschußsitzung vorgekommen sei.
Er hat mir dann mitgetheilt, daß er sich in dem Sinne
ausgesprochen habe, wie ich eben verlesen, indessen im un¬
mittelbaren Zusammenhänge damit alsbald hinzugefügt habe:
„es sei mit der Aufstellung derartiger Qualifikationen bei
uns ein eigenes Ding ; man könne sie ja sehr schön und
korrekt aufstellen, wenn es aber an die Wahl einer Per¬
sönlichkeit gehe, dann kämen auch noch verschiedene andere
allgemeine Eigenschaften in Betracht und dabei komme man
in unseren Verhältnissen bei der sehr beschränkten Aus¬
wahl geeigneter Leute gar leicht iu die Lage, von den auf¬
gestellten Qualifikationen mancherlei und zwar auch Er¬
hebliches fallen lassen zu müssen." Darnach kann man un¬
möglich behaupten, daß die Staatsregierung sich dem Land¬
tage gegenüber engagirt habe, ausdrücklich oder stillschweigend
versprochen habe, einen im praktischen«Schuldienst stehenden
und einen technisch bereits vollständig und in jeder Be¬
ziehung ausgebildeten Beamten anzustellen. „Wenn thunlich,
wenn möglich" ist gesagt worden (in dieser abgekürzten
Form ist die Regierungserklärung auch in den Ausschuß¬
bericht gekommen) , es ist aber nach der Ansicht der Re¬
gierung eben nicht thunlich gewesen. Es wäre ja wünschens-
werth gewesen, wenn die Erklärung des Herrn Regierungs¬
kommissars vollständig in den Bericht ausgenommen worden
wäre. Allein ein Vorwurf kann dem Herrn Regierungs-
kvmmissar nicht gemacht werden. Es dachte eben damals
Niemand an die Differenz von heute. Es ist mir bei Be¬
setzung der fraglichen Stelle gar nicht in den Sinn gekom-

Berichte . XXV . Landtag, 3. Versammlung.

men, daß der Landtag den Anspruch  erheben könnte, daß
ein praktischer Schulmann ernannt werden müsse. Hätte
ich i» dieser Beziehung irgend welche Zweifel gehabt, so
würde ich den Herrn Regierungskvmmissar beauftragt
haben, die Sache weiter aufznklären. Damit soll nicht
gesagt sein, daß ich gedacht hätte, daß alle Herren im
Landtage die Wahl billigen würden. Daß diejenigen
Herren , die die geistliche Lokalschulinspektion aufheben
und unsere Kreisschulinspektoren durch festangestellte Beamte
im Hauptamte ersetzen wollen, mit der Wahl nicht zufrieden
sein würden, war mir nicht zweifelhaft. Aber es war doch
sehr fraglich und ist mir bis heute zweifelhaft, ob sich der
Landtag diesen radikalen Anschauungen anschließen werde.
Nach der eben verlesenen Erklärung des Herrn Regierungs¬
kommissars mußte der Landtag, wenn er den Anspruch
auf Anstellung eines praktischen Pädagogen wirklich er¬
heben wollte, dies ausdrücklich und bestimmt erklären,
zumal da im allgemeinen nach unserem Staatsgrundgesetze
die Entscheidung derartiger Fragen in der Hand der Re¬
gierung liegt. Eine solche Erklärung mußte nach meiner
Ansicht die Staatsregierung auch erwarten nach dem Er¬
gebnis der Verhandlungen des letzten ordentlichen Land¬
tages, denn ich habe damals kein Hehl daraus gemacht,
daß ich mit dem Ausschuß und mit dem Herrn Abgeordneten
Plagge  nicht darüber einverstanden war , was im evan¬
gelischen Oberschulkolleginm Noth that. Die vorliegende
Differenz der Ansichten zwischen Regierung und Landtag
hat später im Landtagsabschiedebestimmten Ausdruck er¬
halten, indem es dort heißt:

„Das Ersuchen des Landtages, in der Zusammen¬
setzung des evangelischen Oberschulkollegiums der
praktischen Pädagogik die berechtigte Vertretung zu
verschaffen, kann als begründet nicht anerkannt wer¬
den, es soll jedoch im Zusammenhängemit den An¬
trägen des Landtags hinsichtlich der Schulaufsicht
erwogen werden, ob eine Verstärkung der schultech¬
nischen Kraft im Oberschulkolleginm angemessen er¬
scheint."

Der Landtag wußte also, daß die Regierung über
das, was erforderlich sei, mit ihm nicht in jeder Beziehung
einverstanden war. Unter diesen Umständen konnte der
Ausschuß nicht ohne Weiteres annehmen, daß die Regierung
seinen Anschauungen gemäß wählen werde.

Ich glaube, meine Herren, daß ich durch diese Er¬
klärungen die Interpellation genügend beantwortet habe.
Wenn der Herr Abg. Plagge  von einem Schlag gesprochen
hat, der dem Landtage versetzt worden sei, so kann ich er¬
klären, daß der Staatsregierung jede Illoyalität fern ge¬
legen hat.

Abg. Plagge  bittet ums Wort zur Geschäftsordnung.
Präsident : Ich will aber bemerken, daß die Inter¬

pellation mit ihrer Beantwortung erledigt ist.
Abg. Plagge : Ich weiß. Ich bitte ums Wort zur

Geschäftsordnung. Nach dieser ist die Interpellation durch
die Beantwortung formell  erledigt . Sachlich ist sie es
nicht, und ich werde sofort einen dringlichen selbstständigen
Antrag einbringen, um in der Lage zu sein, die Sache wei¬
ter verfolgen zu können. Ich beantrage eine kurze Pause
von 5 oder 10 Minuten.

2
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Da sich gegen den Antrag des Herrn Abg. Plagge
ein Widerspruch nicht erhebt, so wird vom Präsidenten die
Sitzung aus 10 Minuten ausgesetzt.

(Pause von 10 Minuten.)
Präsident : Die Sitzung ist wieder eröffnet. Es

wird mir ein selbstständiger, als dringlich bezeichnter An¬
trag überreicht. Er lautet so:

Der Landtag wolle beschließen:
In Erwägung, daß — entgegen dem wiederholten
ausdrücklichen Wunsche des Landtags — die Be¬
rufung eines im Schulwesen unerfahrenen Geist¬
lichen statt eines schultechnischcn Mitgliedes in das
evangelische Oberschulkollegium erfolgte, erklärt der
Landtag , daß der für diesen Akt verantwortliche
Minister das Vertrauen des Landtags verloren hat.

Plagge.
Unterstützt:

Jürgens . Lübben.
Schultze . Jaspers.
Möhlmann . Willen.
Jken . Jnngbluth.
Feldhns . Gross.
zur Horst . Wallrichs.
Hanken . Hoher.
Huchting . Schröder.
Hein tz.

Der Antrag ist gestellt von dem Abg. Plagge und
ist genügend unterstützt.

Die Begründung lautet:
Das Vertrauen , welches der Landtag der Staats¬

regierung bei der in Aussicht genommenen Berufung
eines zweiten technischen Mitgliedes in das evangelische
Oberschulkollegium entgegenbrachteund daraufhin die
zu diesem Zweck erforderlichen Mittel bereit stellte, ist
arg getäuscht worden.

Durch die jetzt von der Staatsregierung abgegebene
Erklärung ist eine Rechtfertigung des bedauerlichen Ver¬
fahrens nicht herbeigesührt.

Nach der Geschäftsordnung habe ich zunächst dem
Herrn Antragsteller das Wort zur Begründung der Dring¬
lichkeit zu geben.

Abg. Plagge : Es wird einer weiteren Begründung
der Dringlichkeit kaum bedürfen. Es ist ja an sich für
uns alle , für die Staatsregierung wie für uns Abgeord¬
nete, ein Bedürfniß, die Sache zu klären und zum Schluß
zu bringen.

Das Wort wird gegen die Dringlichkeit nicht gewünscht
und in der Abstimmung die Dringlichkeit bejaht. Es wird
sofort in die Berathunq eingetreten: das Wort erhält der
Antragsteller

Abg. Plagge : Ich für meinen Theil habe das Ge¬
fühl , als wenn durch die Erklärung der Staatsregierung
ihre Stellung eine noch unklarere und unverständlichere ge¬
worden fei. Wir haben nicht mit Möglichkeiten, sondern
mit gegebenen Thatsachen zu rechnen und diese sind, soweit
ich die Sache zu übersehen vermag, recht klar. Ich weiß
nicht, welche Worte im Ausschuß gefallen sind, foviel ist

aber sicher, daß das Vertrauen des Ausschusses und des
Landtags arg getäuscht worden ist. Wenn die Regierung
erklärt, daß sie nur versprochen hätte , eine einheimische
Kraft zu nehmen, und eine pädagogisch geschulte nur inso¬
weit, als dies thunlich und möglich wäre, und weiter daran
die Erklärung knüpft, daß es eben nicht thunlich und mög¬
lich gewesen sei, so dürfen wir wohl behaupten, daß uns
das unverständlich ist. Ich will ausdrücklich betonen, daß
ich — wie mir vielfach vvrgeworfcn wird — von vorne
herein gar nicht will , daß kein Geistlicher in das Amt
kommt. Es steht nirgends geschrieben und ist nie von mir
gesagt worden, daß ich das will. Wir wollen aber unter-
allen Umständen einen Mann , der von der Schule etwas
versteht; wenn das ein Geistlicher ist — und wir haben
solche im Lande — so ist uns der genehm, und wenn es
ein Schulmann ist — und wir haben solche im Laude —,
so ist uns das noch lieber. Ich möchte nicht gern Namen
nennen, aber das muß ich doch sagen: Im ganzen Lande
wurde es gewünscht, daß der jetzige Seminardirektor, Herr
Schulrath Ilr . Ostermann , der das Vertrauen des ganzen
Landes genießt und auch im Auslande wegen seiner hervor¬
ragenden Tüchtigkeit hoch angesehen ist, in die Stelle be¬
rufen wurde. Aber wir haben auch pädagogisch tüchtige
Geistliche; ich nenne Ihnen den Pastor Uhlhorn,  früher
in Hude, der das Seminar besuchte, ein praktischer Schul¬
mann war und nachher Theologie studirte. Er ist nun als
Seminardirektor nach Bremen berufen worden. Warum
haben wir ihn nicht für uns behalten? Ich kenne noch
verschiedene andere Geistliche, die im Lehramt gestanden,
sich mit Pädagogik gründlich beschäftigt haben und sehr-
geeignet für die Stelle gewesen wären. Also die „Thun-
lichkeit" und „Möglichkeit", eine geeignete Kraft zu finden,
lag vor. Weitere Gründe für das unbegreifliche Vorgehen
der Regierung habe ich vom Minister nicht gehört. Die
betreffende Vorlage der Staatsregierung sowie der Bericht
des Ausschusses sind so klar , daß nicht daran gedeuteltwerden kann.

Abg. Jaspers : Ich war Berichterstatter über die
Vorlage des außerordentlichen Landtags , und in dieser
meiner Eigenschaft bin ich soeben von dem Herrn Minister-
Flor  insofern angegriffen worden als er sagte, der Bericht
sei nicht vollständig gewesen. Ich bedaure zunächst, daß
Herr Minister Flor nicht hier anwesend ist, denn ich kämpfe
gern Auge in Auge. Der Angriff gegen mich war ein so
schwerer, daß ich darüber erregt bin und gern meinen Gegner
vor mir gehabt hätte. Ich muß leider darauf verzichten,
will aber auf die Sache selbst eingehen und darauf Hin¬
weisen, daß der Bericht des Ausschusses vor der Plenar-
verhandlung tagelang in den Händen der Regierung war.
Wenn sie dann meinte, er sei nicht vollständig: warum tritt
die Regierung im Plenum nicht auf und sagt: das und das
fehlt, das habe ich auch noch gesagt? Davon ist aber im
Plenum kein Wort gefallen. Der Landtag hat das Recht
zu verlangen, daß die Berichte des Ausschusses so sind,
daß der Landtag im Plenum sich darauf verlassen kann
und wenn seitens der Regierung der Bericht nicht bemän¬
gelt wird, so muß — das verlangen Treu und Glauben —
der Landtag annehmen, daß die Regierung mit dem Be¬
richte, wie er vorliegt, einverstanden ist , und sagt sie es
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nicht, so thut sie ihre Schuldigkeit nicht. Ich will auf ein¬
zelne Stellen im Berichte Hinweisen. Es ist darin gesagt:
„Dem entsprechend würde an die Qualifikation der Anspruch
zu stellen sein, daß das eine Mitglied das höhere Schul¬
wesen, das andere das Volksschulwesen beherrscht". Dieses
Wort „beherrscht" hat der Herr Minister eben sehr wenig
betont. Es ist ferner gesagt worden: „daß es erwogen sei
im Ausschuß, ob es richtig sei, vor Abschluß der in Aus¬
sicht genommenen Reform, namentlich des Schulaufsichts¬
wesens, diese organisatorische Aenderung im Oberschulkolle¬
gium schon jetzt vorzunehmen. Es wurde aber anerkannt,
daß gerade für die Einrichtung und Durchführung der Re¬
form die neuen technischen, mit neuerer praktischer Erfahrung
ausgestatteten Mitglieder sehr nützlich, wenn nicht geradezu
nothwendig sein würden." Ist das deutlich oder nicht
deutlich, was wir verlangen? Dann ist hingewiesen auf die
Verhandlungen des 25. Landtags zum Budget, und wenn
der Bericht darauf hinweist, so heißt das , er macht sie zu
seinen eigenen. Herr Abg. Plagge  hat schon gesagt, daß
unser Verlangen dahin ging, daß den eigentlichen Schul¬
männern ein größeres Gewicht im Oberschnlkollegium einge-
ränmt werden solle. Wenn man noch deutlicher sein soll,
so weiß ich nicht, wie man das anfangen soll. Aber es ist
eine traurige Erfahrung im menschlichen Leben, daß man
immer getäuscht wird von den Menschen, denen mau am
meisten Vertrauen schenkt. Damals , als ich den Bericht
schrieb, hatte ich noch Vertrauen zu der Regierung; hätte
ich das gewußt, was ich jetzt weiß, so hätte ich den Bericht
so verfaßt, daß auch der geriebenste Advokat daran nicht
hätte deuteln können. (Bravo !) Ich bedaure, daß der Be¬
richt nicht noch schärfer, als es schon geschehen ist, aus¬
drückt, was die Auffassung des Ausschusses war.

Abg. Zeidler : Meine Herren! Es ist nicht meine
Absicht, mich in das Detail der früheren Verhandlungen
einzulassen, bei denen ich nicht zugegen gewesen bin und die
ich selbstverständlich nicht so genau beurtheilen kann. Ich
möchte nur über die Sache und die Stellung des Schulraths
und der höheren Schulbcamten sprechen und glaube dazu
berechtigt zu sein, da ich bereits seit 32 Jahren entweder
Schnlinspektor oder Kreisschulinspektor oder Lehrer am
Gymnasium gewesen bin, also Gelegenheit gehabt habe, alle
Verhältnisse näher kennen zu lernen. Wie das hier hcrvor-
gehoben ist, aber besonders hervorgehoben ist und daher
falsch hervorgehoben ist, hat man den Ton immer gelegt
von Seiten der Regierung auf die wissenschaftlicheTüchtig¬
keit und die wissenschaftlichePädagogik. Das sind gewiß
Momente, die für jeden Schulmann eine große Bedeutung
haben, und ich zweifle ja in keiner Weise daran , daß der
betr. Herr , um den es sich handelt, solche Kenntniß und
Befähigung hat, und ich bin sicher, daß die Regierung das
weiß. Es giebt aber selten ei» Fach, meiner Erfahrung
nach, soviel ich von den verschiedenen Verhältnissen der Welt
und den Beamtenstellungen kenne, wo die wissenschaftliche
Bedeutung, möchte ich sagen, so zurücktritt hinter die prak¬
tische Erfahrung, als das Schulamt. Es ist eine alte Er¬
fahrung und eine solche, die man von Jugend auf erlebt
hat, wo man auf den Schulbänken saß und dann vor den
Schulbänken gestanden hat , daß viel gesündigt wird vom
Lehrer gegen die Kinder aus Mangel an Erfahrung . Es

giebt eine große Menge der tüchtigsten Männer in Deutsch¬
land, vornehmlich an den höheren Schulen, denen die prak¬
tische Erfahrung leider abgeht, und von denen längst nicht
geleistet wird , was geleistet werden könnte. Nun handelt
es sich hier um einen Schulbeamten, der es vorzüglich mit
der Volksschule zu thun hat. Das ist heutzutage ein sehr
schwieriges Gebiet. Die wissenschaftliche Tüchtigkeit kann
in hervorragendem Maße vorhanden sein, aber die praktische
Tüchtigkeit fehlen, nicht bloß im praktischen Unterrichte, son¬
dern auch darin, daß, was ungeheuer wichtig ist, der höhere
Schulbeamte sich nicht in die Kindesseele hineinzudenken und
zu versenken vermag. Wenn er aber das nicht kann, wird
er nichts machen können.

Aber es kommt für den höheren Schulbeamten noch
ein Anderes in Betracht, das ist der Lehrer, und jedermann
weiß, wie schwierig die Stellung geworden ist durch den
Gegensatz, der zwischen Lehrern und den Schulinspektoren
besteht, weil es Geistliche sind. Ich nach meiner persönlichen
Meinung wäre für Aufhebung der geistlichen Schulaufsicht,
weil ich glaube, daß dann erst die Geistlichen im Stande
sein würden, eine Wirkung auszuüben; denn heute, wo der
Geistliche Schulinspektor ist im Aufträge des Staates , da
kommt er nicht in die richtige Stellung hinein, denn er ist
zunächst gar nicht kirchlicher Beamter, sondern nur Staats¬
beamter. Wenn die Lehrer heute nun allgemein verlangen,
und es ist ihr Wunsch, keine geistlichen Schulinspektoren zu
haben, so glaube ich, das wird zum Austrag kommen, denn
es giebt Gedanken und Ideen , die zum Ziele gelangen,
wenn sie immer wiederholt werden. Ich glaube aber nicht,
daß es zum Wohle der Lehrer sein wird und ich habe es
immer ihnen gegenüber offen ausgesprochen: wenn eine Reihe
von Jahren vergangen ist mit der Schulinspektion aus ihrem
eigenen Kreise, dann werden sie sich sehnen nach den Fleisch¬
töpfen Aegyptens, nach der geistlichen Schulaufsicht, wo es
so gemüthlich zuging.

Es handelt sich aber noch um ein Drittes . Nicht die
Lehrer allein sind zu berücksichtigen, sondern vor allen Din¬
gen die Familie, die Eltern, und der Schulrath hat nicht
allein die Kinder kennen zu lernen und sich dem Lehrer
gegenüber richtig zu stellen, sondern auch den Eltern gegen¬
über, und ich, meiner Erfahrung nach, muß sagen, auch
darin wird vielfach gesündigt; denn es giebt eine Richtung
in der Schule, wo man sagt: nun hast du dein Kind ab¬
gegeben und der Lehrer kann nun machen was er will.
Die Eltern sollen aber auch mitreden, solchen Schulabsolu¬
tismus will ich nicht. Der Schulinspektor muß auch im
Stande sein, die Familie zu vertreten, wenn Klagen kommen,
und das sind alles Verhältnisse, die müssen in einer Weise
geordnet werden, daß kein Streit entsteht, alles in Liebe:
denn wenn eine solche Sache in eine höhere Instanz kommt
und sich in Klagen zuspitzt, dann ist die Schule schon be¬
deutend geschädigt. Nun glaube ich nicht, daß jemand, der
so jung in ein höheres Schulamt gerufen wird, die Prak¬
tische Tüchtigkeit haben kann, daß er die Lebensverhältnisse
so kennt. Ich nehme an, daß der betr. Herr , um den es
sich handelt, viele hundert Prozent klüger und gewandter
ist als ich, aber ich wäre in dem Alter unfähig gewesen,
ein solches Amt zu übernehmen. Es giebt ja nun bekannter¬
maßen unter den schwarzen Raben auch weiße; ich habe

2 *
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noch keinen gesehen , aber es wäre thöricht darum zu leugnen,
daß es einen gebe. Es könnte sein , daß der betr . Herr
eine Ausnahme machte , und die giebt es ; cs giebt eine ge¬
wisse geniale Befähigung auch zum Schulamt , wo der Mensch,
ohne viel gelernt zu haben , das Richtige treffen kann , das
leugne ich nicht , während andere Leute bei großen wissen¬
schaftlichen Studien fortwährend untüchtig bleiben , weil
ihnen das Genie fehlt . Es giebt geniale Schulmänner,
und eS wäre möglich , daß jener Mann ein solcher wäre.
Aber ich muß dem Herrn Abgeordneten Plagge  Recht
geben : eS ist das etwas , was die Bevölkerung und den
Landtag in sxsois kränken muß , wenn eine solche An¬
stellung erfolgt . Es ist auch sehr schmerzlich für den Schul¬
inspektor ; cs ist sehr hart für ihn , wenn er an der rich¬
tigen Stelle kein Verständniß findet , keine Unterstützung;
der ist oft in einer noch schlimmeren Lage als der Lehrer,
der Schulregierung gegenüber . Nun bekanntermaßen giebt
cs ein altes Wort über Theologen : Uvotns kamt tRsoloAurn,
d. h. kurz gesagt : die Liebe zur Sache giebt auch die Be¬
fähigung und bringt hervor , daß ein Mensch , was ihm
fehlt , im Amte leicht gewinne . Es ist anzunehmen , daß
der betr . Mann ans wirklicher Liebe zur Schule das Amt
übernommen hat , und wenn diese Liebe ihn treibt , so zweifle
ich nicht , daß auch eine Versöhnung sich anbahnen läßt,
daß die Gemüther , die heute von Rechtswegen durch die
Staatsregierung sich verletzt fühlen , sich beruhigen werden,
wenn sie sehen , daß der betr . Schulbeamte seine Stellung
auszufüllen versteht ; denn der Spruch , gilt er für den
Theologen , gilt gewiß in demselben Grade für jeden Schul¬
mann . Die Liebe allein ist es , die große Dinge Hervor¬
bringen kann und besonders in der Schule walten muß.
Und da haben wir als Vorbild der Schule einen Mann,
der für die Schule nur hervorragend ist in der Liebe , ich
meine Pestalozzi , der wenig geleistet hat , aber durch dieses
eine Große , durch das Eingehen auf die Individualität des
Menschen , ein großes Vorbild geworden ist für die Lehrer-
wclt . Und wir haben noch ein anderes schönes Vorbild,
das uns sagt : Die Liebe ist es , die ihn befähigen wird,
etwas zu leisten , das ist das Vorbild dessen, der gelehrt
hat : Lasset die Kindlein zu mir kommen!

Abg . Meyer : Als Mitglied des Finanzausschusses
habe ich in der ersten außerordentlichen Session des jetzigen
Landtags theilgenommen an den Verhandlungen über diesen
Gegenstand und bin auch zugegen gewesen bei der Fest¬
stellung des Berichtes , der von dem Berichterstatter , dem
Abg . Jaspers  versaßt war , und ich kann auf Grund
meiner Erinnerungen insofern Herrn Jaspers  Recht
geben , als die Verhandlungen , die seiner Zeit mit dem Re-
gicrungskommissar im Ausschüsse gepflogen worden sind,
durch den Ausschußbericht meines Erachtens ganz korrekt
und richtig wiedergegeben worden sind , und ich stimme da¬
her nicht dem Vorwurfe zu , daß der Ausschußbericht un¬
vollständig gewesen wäre . Allein das alles und was Herr
Plagge  wieder neuerdings gegen die Regierung und für
den jetzt vorliegenden Antrag vorgebracht hat , kann mich
nicht dazu bewegen , für einen solchen Antrag zu stimmen.
Ich stehe in der hier vorliegenden Frage : In welcher Weise
soll unser Schulwesen in Bezug auf die Behörden , denen
die Leitung und Beaufsichtigung desselben obliegt , einge¬

richtet sein ? bekanntlich auf etwas anderem Boden als die
Herren , die die Interpellation eingebracht haben und
namentlich auch als mein verehrter Ausschuß -Kollege Herr
Jaspers.  Ich bin vielmehr darin vollständig mit dem
Herrn Minister einverstanden , daß es in unserem Laude
und überhaupt richtig ist und angemessen erscheint , einen
gewissen Einfluß der kirchlichen Organe auf unser Schul¬
wesen ans die Dauer zu sichern , und ich glaube , daß unsere
bisherige Gesetzgebung darin das Richtige getroffen hat ; und
auch darin bin ich mit dem Herrn Minister einverstanden,
daß die diesbezüglichen Einrichtungen , wie sie die Staats¬
regierung getroffen hat , im allgemeinen richtig sind . Ich
würde es sehr bedauern , wenn in Oldenburg das geistliche
Element jemals aus der Schule vertrieben werden sollte,
wenn der Einfluß der Lokalgeistlichen auf die Schulen auf¬
gehoben , und diegeistlicheLokal - und Kreisschulinspektion , wie sie
bisher eingerichtet war , beseitigt werden würde . Ich wünsche
auch nicht , daß in den oberen Schulbehörden die von den
Geistlichen ausgeübten Funktionen in Zukunft durch welt¬
liche Funktionäre ausgeübt werden . Ich bin also für die
Aufrechterhaltung der geistlichen Schulaufsicht nach allen
Richtungen hin , wenn ich auch zugebe , daß die Staats¬
regierung nicht so verfahren ist , wie die Resolution , die
seiner Zeit vom Landtage angenommen worden ist , es ver¬
langte ; aber ich kann nicht zugeben , daß dieselbe dadurch
einen so außerordentlich großen Fehler gemacht hat , daß
ein solches einmaliges Vorkommniß , mag es im klebrigen
beurthcilt werden wie es will , auch selbst vom Standpunkte
der Herren aus , die über die Schule anderer Meinung sind
wie ich, von einer so schwerwiegenden Bedeutung ist , daß
es sich deshalb rechtfertigen ließe , dem durch langjährige
Praxis im Dienste des Staates bewährten Minister das
Vertrauen zu kündigen , bin im Gegentheil der Meinung,
daß man darin von Seiten der Antragsteller viel zu weit
geht und hätte gewünscht , daß die Herren , wenn sie einen
Tadel an das Vorgehen der Regierung anknüpfen wollten,
ihn in eine mildere Form gebracht hätten , als in die denk¬
bar schroffste , welche im parlamentarischen Leben möglich ist.
Daher habe ich von vorne herein die Erklärung abzugeben,
daß ich gegen den Antrag des Herrn Abg . Plagge
stimmen werde . Auf Einzelheiten werde ich vorläufig nicht
eingehen ; wenn es nothwendig sein sollte , werde ich mich
event . weiter zum Wort melden.

Abg . Jürgens : Meine Herren ! Es ist bekannt im
Hause , daß ich mich mit dem Herrn Antragsteller Plagge
in Schulangelegeaheiten , besonders über die Beordnung der
Schulaufsicht , in allen Theilen nicht einverstanden habe
erklären können . Es ist mir aber doch ein Bedürfniß , heute
hier zu erklären , daß ich mit seinem Vorgehen bezüglich der
Besetzung der Stelle des zweiten schultechnischen Mitgliedes
im Oberschulkollegium mich vollkommen solidarisch betrachte.
Es ist mir eine Genugthuung gewesen , wenn Herr Plagge
heute auch erklärt hat , daß es keineswegs feine Absicht ist,
das geistliche Element aus den oberen Schulbehörden zu
verdrängen . Ich habe bisher geglaubt , daß er dieser
Meinung wäre . Aber ich möchte sagen : Auf ein solch
schroffes Vorgehen , welches die Staatsregierung gegenüber
dem Verhalten des ordentlichen 25 . Landtags und der
außerordentlichen Versammlung desselben gewählt hat , muß
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auch eine bestimmte , nicht mißzudeutende , kategorische Ant¬
wort erthcilt werden , wenn wir nicht unser Ansehen im
Lande verlieren sollen . Der Herr Minister hat in seiner
Beantwortung hervortreten lassen , daß die Regierung sich
gewissermaßen nicht engagirt habe in der Weise , daß sie
verpflichtet gewesen wäre , nun einen den Wünschen des
Landtags entsprechenden Beamten anzustellen . Das ist
-richtig, ein bestimmtes Versprechen ist nicht gegeben , eine
bestimmte Bedingung ist von Seiten des Landtags an die
Bewilligung nicht geknüpft worden . Aber ich bin der
Meinung , daß bei der Regierung absolut kein Zweifel hat
vorwalten können , was das Land wünsche . Ich habe bei
anderer Gelegenheit Veranlassung genommen , hier zu sagen,
staß wir gewiß bereit wären , die Regierung zu unterstützen
bei ihrer schweren Ausgabe , wenn wir sehen , daß sie ans
unsere Wünsche , auf die Forderungen der Landesvertretung
Rücksicht nehme . Diese Rücksicht vermisse ich hier voll¬
ständig . Das ganze Vorgehen der Regierung kommt mehr
einer Herausforderung gleich. Kaum einige Wochen nach
der Verabschiedung des außerordentlichen Landtags war die
Ernennung eines Beamten erfolgt , der absolut den Wünschen
des Landtages nicht entsprach , da er Erfahrung in eigener
Lehrthätigkeit nicht besaß . Das ist die Pointe : das wurde
gewünscht und das war bei diesem Beamten nicht vorhanden.
Ich muß sagen , daß das Vorgehen der Staatsregicrung in
meinen Augen etwas brüsk war . Der ständige Ausschuß
wurde in dieser Angelegenheit schon im August 1894 be¬
schäftigt . Derselbe fühlte sich natürlich nicht veranlaßt , auf
die Sache näher einzngehen , weil er die Angelegenheit nicht
lediglich als Finanzfrage betrachten wollte , sondern als
Organisationsfrage betrachten mußte . Es ist mir damals
— ich kann die Quelle nicht mehr angeben — gesagt
worden , daß man schon derzeit den jetzt angestellten Beamten
in Aussicht genommen hatte . Es ist dann der außerordent¬
liche Landtag mit der Frage beschäftigt worden . Es hat
dann die ausführliche Berathung im Finanzausschuß statt-
gesunden , und immer wieder ist betont worden , einen im
Schulwesen erfahrenen Mann zu wählen . Aber die Re¬
gierung hat davon abgesehen und hat einen in dieser Be¬
ziehung ungeeigneten Mann angestellt . Was die Fähigkeit
des betreffenden Mannes anbelangt , so will und kann ich
nicht darauf eingehen , daß ist Sache der Executive . Im
klebrigen aber sage ich: Wenn so bestimmt geäußerte Wünsche
des Landtags so wenig Berücksichtigung finden , so ist es
unsere Sache , bestimmt Stellung dazu zu nehmen.

Abg . Jaspers : Ich möchte nur aus die Ausführungen
des Herrn Meyer  mit einigen Worten erwidern . Er
meinte , der Anlaß sei nicht genügend , um dem Minister so
entgegenzutreten . Die Beurtheilung , ob diese Sache bedeu¬
tend ist oder nicht , hängt wesentlich davon ab , welche
Stellung man überhaupt zu dem Volksschulwesen einnimmt.
Herr Meyer  legt ohne Zweifel dem Volksschulwesen und
seiner Entwickelung nicht die große Bedeutung bei , wie ich
das thue . Ich sehe in unserem Volksschulwesen einen der
besten Theist der ganzen inneren Verwaltung . Das Volks-
schnlwesen insbesondere bedarf einer ganz besonderen Pflege
und Fürsorge , und wenn an die leitende Stelle für das
Volksschulwesen des evangelischen Theiles des Herzogthums
ein Mann gestellt wird , der nicht die nöthige Qualifikation

hat , so ist das eine große , große Schädigung für die Ent¬
wickelung unseres ganzen Landes . Wie gesagt : die Grund-
anschauungen des Herrn Meyer  und die meinigen gehen
auseinander . Ich lege dieser Frage eine eminente Bedeu¬
tung bei , Herr Meyer  auf Grund seiner Anschauungen
eine geringere.

Abg . Weber : Ich werde gegen den Antrag des Herrn
Abg . Plagge  stimmen und kann mich auch nicht mit den
Ausführungen meines Kollegen Zeidler  einverstanden er¬
klären . Ich denke vielleicht in dieser Sache etwas geistlicher
als dieser selber und genire mich nicht , das zu sagen . Ich
glaube nämlich , daß der geistliche Einfluß so wie so in
unserer neueren Zeit ganz bedeutend verloren hat und ich
glaube , wenn er nach und nach mehr der Schule genommen
wird , dies große soziale Gefahren in sich birgt . Ick halte
heutzutage die Lehrerwelt als solche noch nicht für geeignet,
einen Ersatz zu biete » , um in oberstleitender Stelle einen
ausschlaggebenden Einfluß auszuüben . Ich bin auch der
Ansicht , daß die Staatsregierung gar nicht nöthig hat , unter
allen Umständen auf die Wünsche des Landtags einzugehen
(Rufe : Oho !), wenn sie es nach ihrem Ermessen für nicht
angängig und richtig hält . Es wurde eben „Oho !" gerufen,
wie ich die Bemerkung machte , daß die Regierung nickt
immer auf die Landtagsbeschlüsse einzugehen brauche . Ich
halte selber von vielen Landtagsbeschlüssen nicht viel ; viele
von ihnen sind Kompromisse und Zufallsbescklüffe und es
wäre außerdem ein Unglück , wenn die ganze Stabilität der
Verhältnisse dadurch ins Schwanken käme , daß die Regie¬
rung den Landtagsbeschlüssen immer nachgeben wollte, wo
der Landtag alle 3 Jahre wechselt. Ich muß geradezu
sagen , es würde mir imponiren , wenn das häufig nicht ge¬
schähe. (Heiterkeit .) Ich glaube auch , und diesen Glauben
lasse ich mir nicht nehmen , daß die Staatsregicrung in
dieser Sache im besten Glauben ihre Anordnung getroffen
hat und daß wir keine Veranlassung haben , die Worte des
Herrn Ministers anzuzweifeln , daß sie gar nicht daran ge¬
dacht hat , dem Landtag und dem Lande irgend einen Schlag
zu versetzen, wie das von Herrn Plagge  ausgedrückt wor¬
den ist . Ich werde also gegen den Antrag stimmen und
ich bedaure es sehr herzlich , wenn derselbe angenommen
wird.

Abg . Meyer : Der Vorredner Herr Abg . Jaspers
hat in Bezug auf die grundsätzliche Stellung , welche ich
hinsichtlich der Beurtheilung oder der Werthschätzung der
Volksbildung einnehme , eine gewisse Kritik an mir geübt,
die ich nicht in vollem Umfange als berechtigt anerkennen
kann , daher ich Sie , m. H ., bitte , zu entschuldigen , wenn
ich in dieser Sache noch einmal das Wort nehme . Es ist
insofern richtig , was Herr Jaspers  in dieser Beziehung
über meine Anschauungen mitgetheilt hat , daß ich nicht die
Ansicht derjenigen Leute theile , die es anscheinend dahin
bringen möchten , daß jeder  Mensch , wie es bei den ge¬
lehrten Ständen schon der Fall , /̂g des durchschnittlichen
menschlichen Lebensalters die Schulbank drücken solle (Heiter¬
keit) , die der Ausbildung des Menschen eine solche Bedeu¬
tung beilegen , daß sie die eigentliche praktische Erwerbs-
thätigkeit , wozu der Mensch in der Welt berufen ist , in
hohem Grade schmälern lassen wollen durch die auf seine
Ausbildung verwandte Zeit , die selbst für den gewöhnlichen
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Mann — abgesehen von den Gerufsständen, welche eine
höhere Ausbildung nothweudig haben —, es für wünschens-
werth und nothwendig erachten, daß er nicht blos bis zum
14. Jahre in die Schule gehe, sondern die die Schulpflicht
nocb erweitern und verlängern möchten bis zum 17. oder
gar bis zum 20. Jahre . Mit dieser Richtung bin ich nun
nicht einverstanden, dagegen schätze ich eine gewisse standes¬
gemäße Ausbildung des jungen Menschen sehr hoch, und
infolge desfen schätze ich ebenso hoch die Anstalten, die dazu
berufen sind, sie zu geben, und vor allen Dingen hege ich
dieselbe Hochschätzung dem ehrwürdigen Stande der Lehrer
gegenüber! Ganz besonders aber bringe ich dieselben ehren¬
den Gesinnungen jenen Ausbildungsanstalten entgegen, die
dazu berufen find, Denjenigen, welche nicht zu den Glück¬
licheren gehören, die sich eine sog. höhere Bildung anzu¬
eignen in der Lage sind, den nothwendigen Unterricht in
den Elementargegenständen zu geben, also den Volksschulen.
Allein eine so große Bedeutung ich der Schulbildung und
ihren Anstalten auch beilege, so wünsche ich dennoch nicht,
daß die übrigen Zwecke, welche der Mensch auf der Welt
verfolgt, in Bezug auf die staatliche Fürsorge davor zurück¬
treten sollen, bin also insofern vielleicht mit vielen Herren
in diesem Hause nicht einverstanden, denn dazu bin ich nicht
bereit, und glaube ich, daß Herr Jaspers meinen Standpunkt
dem seinigen gegenüber in dieser Hinsicht Wohl ziemlich
richtig gekennzeichnet hat. Dennoch aber konnte ich absolut
dazu nicht stillschweigen, weil eine derartige Kritik in den
Zeitungen leicht in veränderter Form zu Tage tritt und
eine Verkennung meiner gesummten Anschauungen betreffs
des Schulwesens leicht die Folge davon sein könnte, m. E.
wäre es unrecht, wenn ich das hingehen lassen wollte. So
sehr ich also auch die staatliche Fürsorge für das Schul¬
wesen sowohl für den niederen als auch für den höheren
Unterricht schätze, so will ich dennoch dieselbe nicht so sehr
vorwiegen lassen, daß sie gewissermaßen eine dominirende
wird, wie das von manchen Leuten verlangt wird. Im
Bereiche des Nordens unseres Landes soll es heutzutage
ohnehin schon vielfach Vorkommen, daß die Lehrer an Volks¬
schulen eine dominirende Stellung in öffentlichen Angelegen¬
heiten einnehmen und auch den Lehrern der höheren Schulen
in den Städten soll eine solche Stellung gegenüber anderen
Berufsständen manchmal zuerkannt oder in Anspruch ge¬
nommen werden. Soweit gehe ich keineswegs und halte
weder bei den Lehrern an den niederen noch bei denen an
den höheren Schulen einen derartigen Einfluß für gerecht¬
fertigt. Das aber soll mich nicht abhalten, jederzeit für
das Schulwesen einzutreten; ein Feind desselben bin ich
darum durchaus nicht.

Ich gehe noch mit einigen Worten auf die Ausfüh¬
rungen des Herrn Abg. Weber ein und bin auch meiner¬
seits nicht der Meinung, daß in allen Fällen erwartet wer¬
den darf, daß eine Staatsregierung absolut jeden Beschluß
eines Landtags zur Ausführung bringe. Dazu ist sie nicht
berufen, und es ist ein wahrer Segen, das sie das nicht
immer thut. Wir haben es doch auch schon erlebt, daß der
Landtag Beschlüsse gefaßt hat, von denen spätere Mehrheiten
beschlossen haben, daß es besser sei, sie unausgeführt zu
lassen, wie z. B . bei dem bekannten Beschlüsse betreffend
die Aufhebung der Brandkasfe. Soviel Vertrauen habe ich

zu der Regierung, daß sie von Fall zu Fall erwägen wird,
ob derartige gefaßte Beschlüsse ausführbar sind. — Dafür
haben wir in konstitutionellen Staaten eben zwei Faktoren,
denen einzeln eine absolute Gewalt nicht zusteht; die beiden
müssen miteinander übereinstimmen, dann erst entsteht etwas.
Ich will damit nicht gesagt haben, daß es in den meisten
Fällen nicht einem vernünftigen Standpunkte entspricht, wenn
die Regierung die Beschlüsse des Landtags , soweit irgend
möglich, zur Ausführung bringt, und auch in diesem Falle
hätte ich es ebenso gern gesehen, wenn die Regierung den
Wünschen des Landtags vielleicht mehr entgegen gekommen
wäre, aber aus den theilweise schon in meinen ersten Aus¬
führungen angegebenen Gründen glaube ich, daß der Antrag
des Herrn Abg. Plagge  zu weit geht und werde dagegen
stimmen.

Abg. Schultze : Es ist erforderlich, noch ein Mißver-
ständniß aufzuklären, welches aus dem Vortrage des Herrn
Abg. Weber  hervorgegangen ist. Er scheint anzunehmen,
daß Herr Plagge  und Genossen der Ansicht seien, daß der
geistliche Einfluß ganz aus der Schule entfernt werden
müsse, und daß wir nur Pädagogen von Fach haben wollten.
Das ist nirgends ausgesprochen, und Herr Plagge  Hai
schon ausgeführt, daß wir anscheinend im Lande genügend
geeignete Leute haben, welche sowohl in pädagogischer Be¬
ziehung wie auch als Geistliche allen Anforderungen gerecht
werden können. Herr Uhlhorn  ist schon genannt worden,
der nach Bremen gerufen worden ist, und wir haben noch
mehr derartige Geistliche im Lande ohne Frage ; Herr
Plagge  hat außerdem Herrn Schulrath Ostermann  ge¬
nannt, der eine vollständige theologische Ausbildung ge¬
nossen hat neben der philologischen, und der sogar schon
auf der Kanzel gestanden hat, wenn ich nicht irre. Solche
Männer wären doch wohl besser geeignet als ein junger
Geistlicher, der noch keine pädagogische Erfahrungen hat.
Soviel zur Aufklärung des Mißverständnisses, das auch bei
der Rede des Herrn Minister Flor  zu Tage getreten ist.

Abg. Ouatmann : Ich möchte meine Abstimmung
mit einigen Worten motiviren. Da es sich um das evan¬
gelische Oberschulkollegium handelt, dachte ich von vorne
herein, ich wollte mich daran nicht betheiligen, weil ich zu
der konfessionellen Minderheit gehöre; aber da von Herrn
Plagge  ein Antrag eingebracht worden ist, der stark ab¬
gefaßt ist und der Regierung das Vertrauen in Schulsachen
nimmt, so kann ich nicht unterlassen, meine Meinung zu
äußern. Ich habe zur Regierung Vertrauen in dieser Sache,
mehr als zu Herrn Plagge (Heiterkeit ). Es ist noch nicht
solange, da äußerte Herr Plagge  hier , daß die Kinder zu
sehr mit Dogmen geplagt würden (Sehr richtig!). Das
mag sein, ich kann das nicht entscheiden. Dann kam später
der Antrag von Herr Plagge,  der es ermöglichen sollte,
was bisher nicht möglich war, daß in das Kollegium unseres
katholischen Oberschulkollegiums ein lutherischer Amtshaupt¬
mann oder auch ein jüdischer Amtsrichter treten können.
Das konnte früher nicht passiren, ich sehe aus den Absichten
des Herrn Plagge,  daß er will, daß der geistliche Einfluß
verringert wird, und darum kann ich nicht für seinen Antrag
stimmen. Ich habe Vertrauen zur Regierung. Sie hat
damals den Wnnsch des Münsterlandes berücksichtigt, den
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einstimmigen Wunsch, den wir geäußert haben. Wir haben
darauf hingewiesen, die Sache hätte sich bewährt, wie sie
bis jetzt war, und es möchte keine Beunruhigung in die
Bevölkerung getragen werden— eine Minorität wird leichter
beunruhigt als eine Majorität — ; die Regierung hat unfern
Wunsch berücksichtigt und darum habe ich Vertrauen zu der¬
selben, daß sie zum Wohle unserer Schule wirken wird.
Ob vielleicht im vorliegenden Falle eine andere Persönlich¬
keit besser gewesen wäre, das entzieht sich meiner Kenntniß
und kann ich nicht beurtheilen. Ich werde gegen den An¬
trag des Herrn Plagge  stimmen.

Abg. Zeidler : Die Worte meines Landsmannes, des
Herrn Abg. Weber,  veranlassen mich, noch einmal das
Wort zu nehmen. Sie haben mich außerordentlich erfreut,
denn es kann einen Geistlichen nichts mehr erfreuen, als
jemanden zu finden, der noch mehr geistlich ist als er selbst,
was heutzutage nicht viel der Fall ist. Darum sage ich
meinem Landsmanne meinen Dank. Möge es immer so
bleiben! Wenn er meint, ich hätte gesagt, die Bedeutung
des Geistlichen in der Schule solle herabgemindert werden
und würde herabgemindert, wenn er nicht mehr vom Staate
angestellter Schulinspektor wäre, so habe ich das nicht ge¬
weint und, glaube ich, auch nicht gesagt, sondern ich bin
gerade der umgekehrten Ansicht: ich glaube, daß der Ein¬
fluß des Geistlichen steigen würde. In allen Schulvorlagen,
mögen sie sonst auch nach den Zeitrichtungen alle mög¬
lichen Freiheiten gewähren, das habe ich immer gefunden,
daß selbst bei Beseitigung der geistlichen Schulaufsicht dem
Geistlichen eine gewisse Berechtigung zugestanden wird; er
muß in der Schulkommission, oder wie wir es nennen,
bleiben, er wird auch die Aufsicht über den Religionsunter¬
richt behalten müssen, darüber besteht kein Zweifel, wenn
auch ein Staat in Deutschland vorhanden ist, wo das aus¬
geschlossen ist. Wenn er diese Stellung behält, dann wird
ihm ein wirklicher geistlicher Einfluß auf die Schule bleiben,
es wird vor allen Dingen ein bedeutend besseres Verhältniß
sich anbahnen zwischen dem betreffenden Geistlichen und dem
Lehrer, denn diese beiden sind, vorzüglich auf dem Lande,
in der Gemeinde, auf einander angewiesen und in socialer
Beziehung gar nicht von einander zu trennen. Es wird
dann, wenn der Geistliche nicht mehr der strikte Vorgesetzte
des Lehrers ist, sich eher ein Freundschaftsverhältnißan¬
bahnen, weil eS dann ganz gewiß auch im Interesse des
Lehrers liegt, der ländlichen Bevölkerung gegenüber sich mit
dem Geistlichen zu vereinigen und Hand in Hand mit ihm
zu gehen. Wenn Herr Quatman  sagt , cs wären früher
Klagen laut geworden, daß zu viel Dogmen in der Schule
gelehrt würden, so habe ich das in meinem Leben nicht ge¬
sunden und muß dem widersprechen. Ich glaube, das wird
zum größten Theil aus Unkeuntniß mit den Schulverhält¬
nissen behauptet. Ich bin in fünf Staaten schon Schul¬
inspektor gewesen und habe noch nie gefunden, daß auf
Dogmen besonderer Werth gelegt wird, was ja in der
Schule auch gar nicht möglich ist, obgleich bestimmte That-
sachen stets hervorgehoben werden müssen, und wir ohne
diese niemals sein können. Ich möchte noch bemerken, daß
ich nicht Veranlassung finden kann, bei der Abstimmung
meine Stimme für ein Mißtrauensvotum gegenüber der
Regierung abzugeben, da ich einestheils die Verhältnisse

Vielzuwenig kenne und andererseits mit der Oldenburgischen
Schule nichts zu thun habe.

Abg. Weber : H r̂rn Schultze möchte ich kurz
erwidern, daß ich die Sache nicht so verstanden habe, daß
der geistliche Einfluß ganz hiuweggeschafft werden soll,
aber meine Meinung ist es, daß er nicht vermindert werden
darf, und das würde doch unbedingt durch diese Maßnahme
geschehen. Daß der Geistliche ein junger Mann ist, der
nngestellt worden ist, daß wird ihm zum Vorwurf gemacht und
daraus zum großen Theil seine Unerfahrenheit gefolgert
(Ruf : Nein!). Es wird gesagt, ein Mann von 32 Jahren
kann die Erfahrung nicht haben (Nein!). Jedenfalls hat
Herr Abg. Zeidler  doch diese Anschauung geäußert. Dem
kann ich nicht zustimmen. Da hat mir ein Wort immer
sehr gut gefallen, welches heißt: Mancher lernts früher,
mancher später und mancher dann noch mangelhaft.
Dann möchte ich Herrn Zeidler noch  ein kurzes Wort
erwidern. Daß der Einfluß der Geistlichkeit dadurch steigen
soll, daß sic von der Schuliuspektion entbunden wird, kann
ich ihm nicht zugeben. Er legt das Hauptgewicht darauf,
daß der Einfluß auf die Schule, bezw. auf den Lehrer in
Betracht kommt, während ich sage: das Wichtigste, worum
es sich handelt, ist, daß der geistige Einfluß der Kirche sich
in erster Linie direkt geltend macht, und ich sage: dieser
geistige Einfluß auf die junge Kindesseele, auf das Heran¬
wachsende Geschlecht kann heutzutage durch die Lehrer nicht
ersetzt werden, und ich glaube auch, daß es unserer heutigen
Volksschullehrerwelt gar nichts schadet, wenn sie unter der
Oberaufsicht der Geistlichkeit steht.

Abg. Schröder : Die Debatte hat sich eigentlich etwas
vom Gegenstände entfernt, wir sind auf das schultechnifche
Gebiet gekommen. Ich möchte nur einer Aeußerung, die
sowohl von Herrn Meyer  als von Herrn Weber  gefallen
ist, die Stellung des Landtags betr., entgegentreten. Wenn
ich die Auffassung des Herrn Weber  richtig verstanden
habe, so geht sie dahin, daß der Landtag nur dann der
Berücksichtigung würdig ist, wenn einstimmige Landtagsvoten
vorliegen (Nein!), wenigstens ist von Herrn Weber  hervor¬
gehoben worden, daß es manchmal wünschenswerth sei, wenn
gewissen Beschlüssen keine Folge geleistet würde. Ich meine
auch, daß von Herrn Meyer  oder von Herrn Weber  ge¬
sagt worden ist, es wäre ein wahrer Segen gewesen, daß
bestimmten Landtagsbeschlüfsen von Seiten der Regierung
nicht gefolgt worden wäre. Nach den Ausführungen, speziell
des Herrn Weber,  kämen wir, glaube ich, dahin, daß wir
für Oldenburg einen polnischen Landtag einrichten müßten,
wo entweder Einstimmigkeit herrschen muß oder gar keine
Beschlüsse gefaßt werden können. Das würde sich mit dem
parlamentarischen Wesen der Gegenwart nicht vertragen.
Es ist Wohl etwas kraß ausgedrückt, wenn ich von einem
Polnischen Landtage spreche, aber die Wünsche des Herrn
Weber  gehen doch wirklich dahin , daß die Beschlüsse des
Landtags von der Regierung nur in einigen besonders aus¬
zuwählenden Fällen berücksichtigt werden sollen. Ich möchte
dieser Anschauung ganz entschieden entgegcntreten, speziell
in Bezug auf den vorliegenden Fall , und damit wende ich
mich auch gegen Herrn Meyer.  Es liegt hier nämlich
nicht ein einmaliger Landtagsbeschluß vor , sondern wieder¬
holte Landtagsbeschlüsse in derselben Richtung. Es konnte
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also kein Zweifel darüber sein, was der Landtag wollte,
resp. was der frühere gewollt hat. Dieser mehrmaligen
Willensäußerung gegenüber lag meines Erachtens wenn nicht
eine gesetzliche, so doch eine moralische Verpflichtung des
Ministeriums vor, dem Wunsche des Landtags zu ent¬
sprechen.

Abg. Jungbluth : Ich habe nur eine ganz kurze Be¬
merkung' zu machen. Ich habe den Antrag mit unterschrie¬
ben und werde auch dafür stimmen, muß aber ausdrücklich
bemerken, daß mir eine etwas mildere Form lieber gewesen
wäre. Dann erkläre ich noch, daß ich nicht etwa darum
dafür stimme, daß mir ein Geistlicher an diesem hohen
Platze gerade nicht recht wäre, und diese Ansicht scheint
doch vielfach sich geltend zu machen, als ob der Antrag sich
gegen die Regierung wende, weil der angestellte Beamte ein
Geistlicher sei. (Rufe: Nein!) Ich stimme also nur des¬
halb für den Antrag, weil durch die Anstellung dieses Herrn
meiner Meinung nach den Beschlüssen des Landtags nicht
genügend Rechnung getragen worden ist.

Abg. Jaspers (erhält zum dritten Male das Wort
mit Zustimmung des Landtags) : Ich werde Sie nicht damit
behelligen, daß ich auf dir Verschiedenheit der Anschauungen
eingehe, die Herr Meyer und ich haben. Darüber würden
wir uns nie verständigen. Auch werde- ich mich nicht mit
den allerdings sehr interessanten Ausführungen des Herrn
Weber befassen, worüber sich schon Herr Zeidler geäußert
hat. Ich will nur einer Auffassung des Herrn Weber
entgegeutreten. Er sagte: Der Landtag kann nicht verlan¬
gen, daß die Regierung jedem seiner Beschlüsse Folge gicbt.
Ja , das kann er natürlich nicht. Was er aber verlangen
kann und verlangen muß, das ist das Folgende: Wenn die
Regierung eine Vorlage macht und sich Geld bewilligen
läßt , also das Geldbewilligungsrecht des Landtags in An¬
spruch nimmt, und aus den Verhandlungen so deutlich her¬
vorgeht, was der Landtag will , und der Landtag glaubt
sich in vollem Einverständniß mit der Regierung zu befin¬
den, so ist die Regierung gebunden, dem Landtagsbeschlusse
Folge zu geben, oder die bewilligten Gelder nicht anznneh-
men und zu erklären: Es sind Mißverständnisse vorgekom¬
men, meine Ansicht weicht von der des Landtags ab. Das
muß der Landtag verlangen. Wenn das Verhültniß zwischen
beiden dahin kommt, daß sie sich nicht mehr auf einander
verlassen können, dann ist kein Zusammenarbeiten mehr
möglich, und deswegen bin ich zu meinem Bedauern pflicht¬
gemäß gezwungen, für den Antrag Plagge zu stimmen.

Abg. Meyer (zum dritten Male , mit Bewilligung
des Landtags): Herr Abg. Schröder hat hervorgehoben,
daß ich in meinen vorhergehenden Ausführungen betont
hätte, daß es sich bei der uns beschäftigenden Frage um
ein einmaliges Vorkommniß handle; es sei aber schon oft
vorgekommen, daß die Regierung Beschlüsse des Landtags
nicht ausgeführt habe. Genau dasselbe habe ich auch ge¬
sagt; allein gerade mit Bezug auf das in Frage kommende
Ministerium habe ich das betonen wollen, daß es sich um
den vorliegenden Fall handelt. Bei früher gefaßten Be¬
schlüssen mit derselben Tendenz hat doch wohl die Sache
niemals so gelegen wie jetzt. Das müssen Sie doch selbst
sagen, sonst würden die Herren, die den Antrag eingebracht

haben, auch schon früher eine Maßregel beantragt haben,
wie die jetzt beantragte. Je weiter und mehr aber über
die Angelegenheit gesprochen wird , desto mehr komme ich
zu der Ueberzeugung, daß die Sacke so schlimm nicht war,
um den Plagge ' scheu Antrag zu rechtfertigen, wenn es
auch zu bedauern ist , daß die Regierung nicht einen Weg
gefunden hat , der dem Landtagsbeschlusse mehr entsprach..
Was die konstitutionelle Seite der vorliegenden Frage an¬
langt, so muß meines Erachtens in einem Staatswesen, wo
das Einkammersystem existirt, eine etwas weitergehende Mög¬
lichkeit, die Beschlüsse der Landesvertretung eventuell, von
der Regierung zu prüfen , vorhanden sein als in einem
Staatswesen, wo das Zweikammersystem herrscht. Da gehen
die Beschlüsse von der zweiten Kammer au das Herrenhaus
und das macht vielleicht den Beschlüssen des Abgeordneten¬
hauses den Garaus , wie das in letzter Zeit in Preußen ja
auch öfter geschehen ist. In solchen Staaten bildet die erste
Kammer meistens das mehr konservative Element. Weil
wir eine erste Kammer oder ein Herrenhaus nicht haben,
deshalb ist es umsomehr das Recht der Regierung, die Be¬
schlüsse des Landtags auf ihre Ausführbarkeit zu prüfen
und sie eventuell auch nicht zur Ausführung zu bringen,
wenn sie dieselben für verkehrt hält. Dem Staatsgrund¬
gesetze entspricht das.

Abg. Weber (zum dritten Male , mit Erlaubniß des
Landtags): Ich möchte dem Herrn Abg. Schröder  noch
ganz kurz erwidern, daß er meine Ausführungen betreffs
des Verhältnisses des Landtags zur Regierung nicht ganz
richtig verstanden hat, indem er meinte, daß es meine Auf¬
fassung wäre, daß die Staatsregierung nur dann die Land¬
tagsbeschlüsse berücksichtigen solle, wenn dieselben mit sehr
erheblicher Majorität durchgegangen wären, daß also der
Werth der Beschlüsse von der Majorität abhinge. Das ist
nicht meine Ansicht; die mit großer Mehrheit gefaßten sind
vielleicht die am wenigsten brauchbaren Beschlüsse. (Heiter¬
keit.) Die Staatsregierung wird natürlich die Stimmenzahl
mit berücksichtigen, aber doch, nach meiner Auffassung, nicht
in erster Linie, sondern wird die Beschlüsse vielmehr nach
ihrer Zweckmäßigkeit beurtheilen, wie sie sich in das Ganze
hineinfügen, wo sie hineingepaßt werden sollen.

Abg. Hoher : Ich möchte nur hervorheben, daß ich
ebenfalls nicht für den Antrag Plagge  stimme , weil ein
Geistlicher in die betr. Stelle gekommen ist , sondern weil
die Staatsregiernng den Beschlüssen des Landtags nicht
nachgekommen ist, und diesen Standpunkt werden mit mir
viele Collcgen einnehmen. Wenn ich heute an die Rede
denke, die der Herr Abg. Weber  in der ordentlichen
Tagung des jetzigen Landtags gehalten hat, so kann ich sie
nicht in Einklang bringen mit dem kolossalen Vertrauen,
das er augenblicklich zu der Regierung hat. Ich bin ge¬
spannt darauf , ob er auch in Zukunft dieses große Ver¬
trauen der Staatsregiernng cntgegenbringt.

Abg. Weber (mit Einverständniß des Landtags zum
vierten Male) : Meine Herren! Das ist ein sehr starker
Vorwurf, der mir da gemacht worden ist. Ich glaube
meine Stellung dahin präcisiren zu können, daß ich kein
Partei - und Schablonenmensch bin, sondern jede Sache be-
urtheile, wie ich sie nach ihrer Richtigkeit und Zweckmäßig¬
keit auffassen kann und darf. Ich bin also in der einen
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Sache sehr gegen jemanden nnd kann in einer anderen
Sache sehr sür ihn sein (Heiterkeit). Allerdings, es giebt
auch- Menschen, die das nicht zu unterscheiden und zu be¬
greifen vermögen (Bravo ! Heiterkeit).

Da das Wort nicht weiter gewünscht wird, wird die
Berathung geschlossen. Der Antragsteller verzichtet auf das
Schlußwort. Es wird namentliche Abstimmung von
mehreren Seiten beantragt und dieser Antrag genügend
unterstützt.

In der nun folgenden namentlichen Abstimmung wird
der Antrag des Abg. Plagge mit 22 gegen 10 Stimmen
angenommen.

Es folgt Punkt 11 der Tagesordnung:
Interpellation an Großherzogliche Staatsregierung

über einzurichtende bessere Verkehrsberhältnisse auf der
Nordsee-Insel Wangerooge:

Beabsichtigt die Großherzogliche Staatsregierung für
die nächste Finanzperiode, oder doch in absehbarer Zeit für
die Insel Wangerooge eine Landungsbrücke, sowie einen
Schienenweg zum Dorf herzustellen?

Jken.
Jürgens.
Gross.
Wallrichs.
Schultze.
Plagge.

Zur förmlichen Einbringung und Begründung der
Interpellation erhält das Wort

Abg. Jken : Die von mir beim Landtagspräsidium
eingebrachte Interpellation hat lediglich den Zweck, sür die
Insel Wangerooge das zu erstreben, was Vorbedingung für
ihre Existenz und Weiterentwicklung ist. Es dürsten nach
meiner Auffassung der Mehrheit des Landtags wohl kaum
die Verhältnisse so bekannt sein wie mir. Ich glaube an¬
nehmen zu dürfen, daß den meisten Herren aus der Ge¬
schichte, andererseits auch aus persönlicher Kunde nicht be¬
kannt ist, daß Wangerooge bis 1855 sich einer außerordent¬
lichen Frequenz an Badegästen zu erfreuen hatte, daß vor
dieser Zeit ein staatlicher Badekommissar dort angestellt war
und ein staatliches Konversationshaus mit Logirhäusern dort
vorhanden war. Wangerooge zählte damals zu den vor¬
nehmsten und frequentesten Bndeörtern der friesischen Nord¬
seeinseln und konnte in dieser Beziehung Norderney voll¬
ständig zur Seite gestellt werden. Allein durch die Sturm-
sluth im Jahre 1855, wodurch das an der Westseite der
Insel belegene Dorf zum großen Theil zerstört wurde,
wurden die Bewohner gezwungen, sich in großer Zahl von
der Insel zu entfernen und auf dem Festlande sich anzu¬
siedeln. Die vorhandenen staatlichen Gebäude mußten ab¬
gebrochen und als altes Material verkauft werden. Der
verbleibende Rest der Einwohner wurde ebenfalls durch die
Nothlage veranlaßt, von der Westseite des Dorfes nach der
geschützteren Ostseite des Dorfes zu ziehen, und konnte von
einem Gemeinwesen, wie die Verhältnisse damals lagen,
nicht mehr die Rede sein. Es wurde die Insel der benach¬
barten Gemeinde Minsen auf dem Festlande zugelegt, und
damit haben überhaupt die früheren Verhältnisse aufgehört.
Doch die vorzügliche Lage der Insel , an der Ausmündung
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der Jade und Weser gelegen, neben ihrem vorzüglichen
Badestrande gaben der Privatunternehmung Raum, aufs
Neue Versuche zu machen, den Badeverkehr nach Wanger¬
ooge hinzuziehe». Begünstigt wurden diese Unternehmungen
durch bessere Verkehrseiurichtungen, als durch den Bau der
Chaussee von Jever nach Carolinensiel und später durch
Erbauung der Eisenbahn von Jever nach Carolinensiel,
speciell nach Harle, wo die Passagiere die Bahn verlassen
und das Dampfschiff besteigen. Der mit den Verhältnissen
nicht vertraute Binnenländer scheint, in der Nähe der Insel
angekommen, das Ziel seiner Wünsche erreicht zu haben.
Aber mit welcher Enttäuschung er die Landung vor sich
gehen sehen muß, kann nur der beurtheilen, der es selbst
gesehen hat. Man wird abgesetzt von dem Schiff aus den
Stationär . Ist das Wasser bewegt, dann ist es schon für
die mit den Wasserverhältnissennicht vertrauten Personen,
besonders für Frauen und Kinder, schwierig, auf den Sta¬
tionär zu kommen. Aber damit ist die Sache noch nicht
aus den unbequemsten Verhältnissen heraus. Unter Ach
und Weh und Angstgeschrei werden nun die Passagiere auf
einem häufig fast schwimmendenWagen gelandet. Ich habe
mich schon gewundert, daß in dieser Beziehung Unglücksfälle
nicht häufiger Vorkommen. Sind sie endlich gelandet, dann
sind sie an der Landungsstelle noch sehr weit von dem
Dorfe, wo sie nur mühsam auf tiefen Sandwegen mit
Wagen hingeschleppt werden können. Das sind Zustände,
die gegenüber den ostfriesischen Inseln dringend der Abhülfe
bedürfen. Ich bin vollständig der Ueberzeugung, daß, wenn
etwas geschieht, die Insel eine Zukunft hat und wieder zu
der Blüthe gelangt, die sie in der Vergangenheit besaß.
Darum halte ich cs für eine Ehrenpflicht, daß der Staat
mit seinen Mitteln eiugreift und der Insel zuwendet, was
der preußische Staat seinen Inseln zugewendet hat, damit
unsere Insel den benachbarten preußischen, die überall
Landungsbrücken und gute Verkehrswege haben, ebenbürtig
wird. Die aufgewendeten Gelder werden unzweifelhaft
durch rasche Entwickelung des Badeverkehrs sowie ver¬
stärkte Benutzung der Oldenburgischen Bahnen reichliche
Zinsen tragen. Indem ich die Hoffnung ausspreche, daß
meine Interpellation von dem Herrn Regierungskommissar
wohlwollend beantwortet wird, darf ich wohl auch der Zu¬
versicht Ausdruck geben, daß die Regierung diesen gerechten
Wünschen in nächster Zukunft Rechnung tragen wird.

Zur Beantwortung der Interpellation erhält das Wort
Geh. Oberregierungsrath Ahlhorn : Namens der

Staatsregiernng habe ich die Interpellation mit folgender
Erklärung zu beantworten:

Das Bestreben der Staatsregierung ist bereits seit
mehreren Jahren daraus gerichtet gewesen, der Insel
Wangerooge eine den Bedürfnissen des reisenden Publi¬
kums entsprechende Anlegevorrichtungnebst einem zum
Dorfe führenden Schienenwege zu verschaffen; ihre dahin
zielenden, bislang mit privaten Unternehmern gepflo¬
genen Verhandlungen haben indessen zu einem wün-
schenswerthen Ergebnisse nicht geführt.

Nachdem nun bei der Staatsregierung die Frage zur
Erwägung gekommen ist, ob nicht die Eisenbahn Jever-
Carolinensiel vom Staate zu übernehmen sei, wird es
zweckmäßig erscheinen, zugleich auch die Frage einer im

3
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Falle der Uebernahme dieser Bahn eisenbahnseitig herzu¬
stellenden besseren Verbindung mit der Insel Wanger¬
ooge zu erwägen.

Ob es thunlich sein wird , darüber bereits dem näch¬
sten ordentlichen Landtage Vorlage zu machen, entzieht
sich zur Zeit noch der Beurtheilung; indessen wird die
Staatsregierung die Herbeiführung dieser besseren Ver¬
bindung auf alle Fälle im Auge behalten.
Präsident : Mit der Beantwortung der Interpellation

ist diese Angelegenheit erledigt. Es kommt dann der letzte
Gegenstand der Tagesordnung. Er betrifft eine geheime
Vorlage. Es wird also die Oeffentlichkeit ausgeschlossen.
(Nach einer Pause) : Ich darf bitten, daß die Zuhörer sich
aus dem Zuhörerraum entfernen. (Geschieht.)

Berathung der geheimen Vorlage.
Präsident : Damit wäre die Tagesordnung der heutigen

Sitzung erledigt. Ich habe aber noch mitzutheilen, daß mir
inzwischen noch überreicht worden ist ein selbstständiger An¬
trag des Herrn Abg. Schultze , genügend unterstützt, da¬
hingehend

Selbstständiger Antrag:
Der Landtag wolle beschließen, die Staatsregie¬
rung zu ersuchen, die Einbeziehung der Station
Oldenburg in den Seehafcn-Ausnahme-Tarif baldigst
herbeizuführen.

Oldenburg,  12 . Mai 1896.
Schultze.

Unterstützt:
Jaspers:
Gross.
Hoher.
Roqqemann.
Dohm.
Jürgens.
Möhlmann.
Köhler.
Jungbluth.
Zerhusen.
Roter.

Begründung.
Nach einer Mittheilung der Großherzoglichen Eisen¬

bahn-Direktion an den hiesigen Gewerbe- und Handels¬
verein stößt die Einbeziehung der Station Oldenburg in
den Seehafen-Ausnahme-Tarif auf Schwierigkeiten, da die
preußischen Staatsbahnen sich ablehnend Verhalten.

In Anbetracht der großen Aufwendungen des Staates
für die Huntekorrektion, sowie im Interesse der Stadt
Oldenburg, welche sich mit großen Kosten einen Hafen
für Seeschiffe erbaut hat, wird es dringend erforderlich
sein, daß die Staatsregierung sich der baldigen Ein¬
führung der Scehafen-Ausnahme-Tarife ernstlich an-
uimmt, wenn die Huntekorrektion dem Lande Nutzen
bringen soll.

Der Landtag beschließt, daß er den Antrag in Be¬
tracht ziehen will.

Präsident : Ich schlage vor, den Antrag auf die
Tagesordnung der morgigen Sitzung zu setzen. Dann wird
mir noch soeben— ich betone das ausdrücklich, soeben  —
überreicht eine Eingabe des Vorstandes der Anwaltskammer.
Das Petitum geht dahin:

Die Bedenken des Vorstandes gegen das Belassen
des Wartegeldes an zur Disposition gestellte
Staatsbeamte bei deren Zulassung zur Rechts¬
anwaltschaft der Großherzoglichen Staatsregierung
zur dringenden Berücksichtigung zu empfehlen.

Nun haben wir vorhin in Bezug auf die zwei Peti¬
tionen beschlossen, daß dieselben verspätet eingereicht seien
und daher nicht mehr zur Verhandlung kommen können.
Ich bitte um Vorschläge über die Behandlung dieser Petition.

Abg. Hoher : Ich bitte, sie in derselben Weise zu be¬
handeln wie die beiden anderen, die wir abgelehut haben
in Berathung zu ziehen.

Präsident : Ich darf also annehmen, wenn kein Wider¬
spruch erfolgt, daß auch diese Petition als verspätet einge¬
reicht in dieser Tagung nicht mehr zur Verhandlung kom¬
men soll. Der Landtag hat dementsprechend beschlossen.

Der Präsident  giebt sodann die Reihenfolge der für
die nächste Sitzung zur Berathung stehenden Gegenstände
bekannt und setzt dieselbe auf Mittwoch, den 13. Mai,
Vorm. 10 llhr , fest.

Schluß der Sitzung 1 Uhr.
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Vorsitzender : Präsident Roggemann , zeitweilig Vicepriisident Gross.

Am Rcgierungstische befinden sich die Herren : Se.
Excel! . Minister Jansen,  Eisenbahn -Direktions -Präsident
von Mühlen fels,  Geh . Oberregierungsrath Ahlhorn,
Geh . Ministerialrath Willich,  Oberregierungsrath Dugend,
Regierungsrath Or . Driver,  Regierungsrath Becker.

Das Protokoll der 2 . Sitzung wird von dem Abg.
Kückens  verlesen und von deni Präsidenten , da sich keine
Einwendungen erheben , für genehmigt erklärt.

Präsident : Wir treten in die Tagesordnung ein.
Der erste Gegenstand ist:

Bericht des Eisenbahnausschusses über die Vorlage der
Staatsregierung vom 27 . April 1896 , betreffend Errichtung
eines Fischerei -Hafens zu Norderham.

Der Ausschuß hat 2 Anträge gestellt . Sie lauten:
1.

Der Landtag wolle sich unter Genehmigung des
vorgelegten Vertrages damit einverstanden erklären,
daß für die Herstellung eines Fischerei -Hafens nebst
Zubehör in Nordenham eine Summe von 270000
und 10 000 (§. 4 Abs . 1) — 280 000 ^ und
für die Errichtung einer Wasserstation am Stadt-
länder -Butjadinger -Süßwasser -Kanal in der Nähe
von Nordenham nebst Zubehör eine Summe von
64 200 ^ aus den Mitteln des Eisenbahn -Bau¬
fonds verwendet werde.

2.
Der Landtag spricht die Erwartung aus , daß Groß¬
herzogliche Staatsregierung nach Möglichkeit Sorge
tragen wird , daß der verpachtete Hafen , soweit
Pächterin ihn nicht für ihre Zwecke in Anspruch
nehmen muß , auch für andere Schiffe zugängig bleibt.

Die Berathung wird eröffnet . Das Wort erhält der
Berichterstatter Abg . Schultze : Meine Herren ! Es

ist nicht zu leugnen , daß wir cs hier mit einer ganz unge¬
wöhnlichen Vorlage zu thun haben . Der Staat baut einen
Hafen für eine bestimmte Gesellschaft und überläßt ihr den¬
selben für eine mäßige Pachtsumme zu freier Verfügung.
Beim ersten Lesen der Vorlage wollte mir das auch nicht
recht einleuchten , aber wenn man die Sache näher betrachtet,
so kommt man doch zu dem Resultate , daß die Vortheile,
die der Staat aus dem Vertrage zieht , überwiegend sind.
Ich erinnere daran , daß vorher niemals jemand daran ge¬
dacht haben würde , die große Ausschachtung in Nordenham
zu einem Hafen auszubauen . Es ist kein Binnenhafen für
die übrige Schifffahrt dort erforderlich , die Pieranlagen ge¬
nügen vollständig . Die Ausschachtung liegt unbenutzt da,
ebenso das umliegende Areal . Nur durch diesen Vertrag
ist die Möglichkeit gegeben , das Areal auszunutzen ; auf
andere Weise wäre das nicht möglich gewesen . Es ist da¬
bei ferner zu bedenken , daß nicht allein für das Areal die
Pacht aufkommen wird , sondern auch , daß die Eisenbahn
aus dem Vertrage , wenn die Geschäfte sich einigermaßen
gut anlassen , einen erheblichen Nutzen ziehen wird durch
Frachteinnahme . Das anfzuwendende Kapital ist außerdem
nicht sehr groß , das Risiko des Staates also nicht bedeutend.

Dann ist noch in Betracht zu ziehen , daß nach Ablauf der
20 Jahre der Regierung wieder ein sehr wertvolles Objekt
zur Verfügung steht , das sich dann auch besser ausnutzen
lassen wird , namentlich wenn sich das Geschäft der Gesell¬
schaft inzwischen gut entwickelt hat . Einen Fischereihafen
auf Rechnung des Staates zu bauen und dem freien Ver¬
kehr zu überlassen , daran würde man hier auch nicht ge¬
dacht haben . Denn in Geestemünde u . s. w . zahlen die
Fischereifahrzeuge durchaus keine Abgaben . Es würde also
eine Anlage werden , die dem Staate direkt nichts einbringt,
außer , wenn der Verkehr in dem Hafen sich zufrieden¬
stellend entwickelt und auf diese Weise indirekte Vortheile
durch Eisenbahnfracht entstehen . Das ist aber nicht mit
Sicherheit vorauszusehen , wenn eine Anlage zur Verfügung
des Publikums gebaut wird , während hier in diesem Falle
die Fischereigesellschaft ein Frachtminimnm garantirt . Für
die Gesellschaft ist der Vertrag allerdings auch außerordent¬
lich günstig ; sic würde nirgend anderswo einen Hafen , so
bequem gelegen , zur freien Verfügung gefunden haben.
Außerdem ist es wichtig für die vertragschließende Gesell¬
schaft , daß die Eisenbahnfrachten von Nordenham nach dem
westlichen Deutschland günstiger sind als von Bremerhaven-
Geestemünde aus . Man wird also nicht fehlgehen , wenn
man der Gesellschaft eine günstige Zukunft dort prophezeit.
Ferner wird sie ja in Nordenham bei der Eisenbahndirektion
alles mögliche Entgegenkommen finden ; bekanntermaßen ist
ja Nordenham das Lieblingskind der Eisenbahn und was
anderwärts nicht zu erreichen ist , wird in Nordenham er¬
reicht . Das wissen auch die Bremer sehr gut , darum wer¬
den sie es sich ausgesucht haben . Die großen Bedenken
gegen den Vertrag , die im Ausschuß vorgcbracht wurden,
lagen namentlich in den Unterhaltungskosten . Wir haben
uns auch nicht überzeugen können , daß die Unterhaltungskosten
für diese mäßigen Betrüge , die dafür ausgeworfen sind , ge¬
deckt werden können . Die Staatsregierung ist anderer
Meinung . Es ist über diesen Gegenstand im Ausschuß
sehr eingehend verhandelt worden . Sachverständige Aus¬
schußmitglieder bleiben dabei , daß die Baggerungskosten
beispielsweise für den geringen Betrag , der in der Vorlage
steht , nicht ausgeführt werden können , die Vertreter der
Staatsregierung waren aber überzeugt , daß man damit
ausreichen würde . Dem gegenüber hat der Ausschuß sich
beschieden und hat der Staatsregierung die Verantwortung
dafür überlassen müssen , daß die Arbeiten für die ausge-
setzteu Summen auch ausgeführt werden können . Ein Theil
des Ausschusses war bemüht zu erreichen , daß man auch
für andere Schiffe in dem Hafen Platz schaffen möge , daß
der Gesellschaft auferlegt werden möge , auch andere Schiffe
dort zuzulafsen . Es stellte sich aber im Laufe der Ver¬
handlungen heraus , daß eine derartige Vertragsänderung
unmöglich sein würde . Es ist auch nicht zu verkennen , daß
die Gesellschaft , wenn sie auch nur mit 25 Dampfern fahren
wird — und sie beabsichtigt , mit einer noch größeren Flotte
zu fahren — den Hafen für sich gebrauchen wird , und es
ist schon anzuerkennen , daß die Regierung in dem Vertrags
einer hiesigen Fischereigesellschaft die Möglichkeit offen ge^
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lassen hat, im Hafen zu Verkehren, ferner, daß die Gesell¬
schaft solche Schiffe, die sich in Noth befinden, aufnehmen
muß. Das kann sehr häufig Vorkommen, und gerade für
derartige Schiffe, die z. B . im Winter in Nordenham in
Eisgefahr geriethen, hat ein Binnenhafen bis jetzt gefehlt.
Es ist also von Wichtigkeit, daß erreicht wird, daß solchen
Schiffen in Zukunft Aufnahme gewährt wird. Es wurde
ferner mit Recht hervorgehoben, daß die Gesellschaft auf
Grund dieses Vertrags und in der Voraussicht, daß er ge¬
nehmigt wird, begründet ist. Auch die Aktienzeichnungen
sind auf Grund dieses Vertrags vorgenommen. Der Ver¬
trag ist ein Bestandtheil des Gesellschaftsstatuts geworden
und die betheiligten Aktionäre würden in der Lage sein,
sich zurückzuziehcn, wenn am Vertrage etwas geändert würde.
Es handelt sich also heute lediglich darum, ihn anzunehmen
oder abzulehnen, und wie Ihnen bekannt ist , empfiehlt
Ihnen der Ausschuß die Annahme des Vertrags. Im
Uebrigen beziehe ich mich auf den ausführlichen schriftlichen
Bericht, welcher sich in Ihren Händen befindet.

Minister Jansen : Meine Herren ! Ich freue mich
der günstigen Beurtheilung der Regierungsvorlage von
Seiten des Eisenbahnausschusses wie von Seiten des Herrn
Berichterstatters. Wenn darauf hingewiesen wird, daß die
Bedingungen, welche der Gesellschaft gestellt worden sind,
reichlich günstig erscheinen, so erklärt sich das vor allen
Dingen, wie der Herr Berichterstatter anerkannt hat, ans
der gesammten Situation Waren wir nicht in der Lage,
günstige Bedingungen zu bieten, so wäre die Gesellschaft
hinüber gegangen nach Bremerhaven oder Geestemünde, wo
die allercoulantesten Bedingungen und in mancher Beziehung
größere Vortheile zur Verfügung standen. Was die Unter¬
haltungskosten und besonders die der Baggerung anbclangt,
so beruht die Ziffer auf eingehenden technischen Erwägungen
der Baudircktion. Eine absolute Sicherheit für das Zu-
trcffen solcher Anschläge läßt sich, wo wechselnde Strom-
Verhältnisse in Betracht zu ziehen find, nicht übernehmen,
indessen glaubt die Baudirektion, besonders der Chef des
Wasserbauwesens, nach ihrer Erfahrung und Kenntniß der
örtlichen Verhältnisse, daß mit der Summe von 1800 ^
für Baggerungsarbeiten anszureichen sein wird und auch
die übrigen Kosten für Unterhaltung ausreichend veran¬
schlagt worden sind. Bemerken darf ich schließlich noch,
daß inzwischen, seit die Vorlage dem Landtage zugegangen
ist, die Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister
in Bremen erfolgt ist und auch der definitive Vertrag nach
Mittheilung des Eisenbahndircktors gestern Abend abge¬
schlossen worden ist, sodaß formell nach den Bestimmungen
der Aktiengesetzgebungalles geordnet und definitiv gesichert
erscheint, sobald der Landtag seine Zustimmung ertheilt. —
Ich darf wohl noch ein Wort sagen in Bezug auf die Re¬
solution, die dem Anträge 2 beigesügt ist. Man konnte
der Gesellschaft Zwangsbedingungen wegen Aufnahme anderer
Schiffe nicht auferlegen, weil doch ein Pachtverhältniß vvr-
liegt und sie über das Pachtobjekt muß frei verfügen können;
aber ich bin überzeugt, daß sie im eigenen Interesse andere
Schiffe gern aufnehmen wird, wenn Platz dazu da ist.
Die Staatsregierung wird auch darauf hinwirkcn.

Abg. Gross : Ich bin derjenige gewesen, welcher im
Ausschuß die Bedenken gegen den Anschlag der Unterhal¬

tungskosten erhoben hat. Ich stütze mich dabei darauf, wie
der Schlickfall an anderen Orten der Weser ist. Ich habe
die Daten von Brake, vom Geestemünder Fischereihafen.
Danach fielen im Braker Vorhafen in den Jahren 1893—95
durchschnittlich 1,70 in Schlick pro Jahr und im Geeste¬
münder Fischereihafen sind bis jetzt jährlich 1,20 in Schlick
gefallen. Der in Nordenham zu errichtende Fischereihafen
liegt mitten zwischen beiden Häfen, und vor ihm, unterhalb,
liegt an der Luneplate eine Schlickplate. Mir ist nun nicht
ersichtlich und ich kann es nicht begreifen, obgleich unser
erster Wasserbauverständiger die Berechnung ausgestellt hat,
daß der Tiedehafen in Nordenham nur den 10. Theil des
Schlickfalls haben soll, den die genannten Häfen haben,
und wenn ich nun unglücklicher Weise im Recht sein sollte,
so werden die Baggerungskosten einen vielfachen Betrag
von 1800 erreichen. Wie Herr Schnitze ausgeführt
hat, müssen wir deshalb wegen der Richtigkeit der einge¬
setzten Zahl von 1800 ^ die Verantwortlichkeit voll und
ganz der Regierung überlassen. Die hohe wirthschaftliche
Bedeutung des Fischereihafens ist indessen vom Ausschuß
als so überwiegend anerkannt, daß wir diese Bedenken, welche
wir wegen der Unterhaltungskostenhatten, glaubten zurück¬
treten lassen zu müssen. Die Vortheile sind ja im Beliebte
niedcrgelegt und vom Berichterstatter ausführlich angeführt
worden, sodaß ich nicht darauf einzugehen brauche. Es
empfiehlt deshalb der Eisenbahnausschußden Antrag dem
Landtage zur Genehmigung. Ich hoffe auch, daß durch andere
Einrichtungen, z. B . Anlage einer Schlickpumpe, welche in
Bremerhaven vorzüglich fnnktioniren soll, eine viel billigere
Entfernung des Schlicks sich ermöglichen lassen wird, als
es in Geestemünde und Brake geschieht. Deshalb möchte
ich bitten, den Ansschußantrag anzunehmen.

Abg. Meyer : Soweit es mir möglich gewesen ist
in der kurzen Zeit , seit welcher wir hier versammelt sind
und Gelegenheit gehabt haben, die Vorlagen der Staats-
rcgiernng zu prüfen, habe ich, namentlich an der Hand des
Ausschußberichtes, die Ansicht gewonnen, daß es sich bei
dem Hafenbau um eine Ausgabe handelt, die hoffentlich für
die Zukunft von Segen sein wird nicht nur für Nordenham,
sondern auch für die Hebung des Eisenbahnverkehrs im All¬
gemeinen, und bin ich demnach also geneigt, mich den Mo¬
tiven des Ausschußberichtcs anznschließan und für den An¬
trag zu stimmen. Aber ich möchte bei dieser Gelegenheit
einem Bedenken Ausdruck geben, welches mir aufgestiegen
ist hinsichtlich der Zeit, in welcher die Ausführung des
Baues erfolgen wird. Ich nehme nämlich an , daß damit
alsbald der Anfang gemacht werden soll und möchte ich mir
gestatten, der Großherzoglichen Staatsregierung gegenüber
bei der Gelegenheit den Wunsch znm Ausdruck zu bringen,
daß durch die Ausführung dieser Bauten in Nordenham
unter keinen Umständen der Ausbau der Südbahn ver¬
zögert werden möge (Heiterkeit). Nach den Beschlüssen des
Landtags war ja anznnehmen und wurde allgemein geglaubt,
daß die Südbahn 1896 zur Ausführung kommen werde;
durch die Kalamitäten , die anderweitig in Bezug auf den
Bahnbau eingetreten sind, und durch den so lange hinaus¬
geschobenen Abschluß der Verhandlungen mit Preußen aber
hat sie bis znm gegenwärtigen Augenblick, wo wir schon im
Jahre 1896 stehen und bald in die zweite Hälfte dieses
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Jahres eintreten werden, noch nicht einmal in Angriff ge¬
nommen werden können und beginnen in Folge desfen die
Leute in den betheiligten Gegenden bereits zn bezweifeln,
ob überhaupt etwas daraus wird. Ich wollte nun betonen,
daß der Ausbau dieser Südbahn in keiner Weise gefährdet
werden dürfe durch die neue Unternehmung in Nordenham,
daß es also demnächst nicht etwa heißen möge: „Wir haben
jetzt keine Techniker für den Bahnbau zur Verfügung", viel¬
mehr erwarte ich, daß, nachdem die Verhandlungen mit den
preußischen Gemeinden betreffend den Grunderwerb zum
Abschlüsse gebracht sind, wo möglich an zwei bis 3 Stellen
zugleich angefangen wird zu bauen (Heiterkeit). Das möchte
ich bei dieser Gelegenheit hier zum Ausdruck gebracht haben
und glaube ich der Staatsregierung das zuversichtliche Ver¬
trauen entgegen bringen zn dürfen, daß dieser Erwartung
entsprochen werden wird.

Minister Jansen : Zur Beruhigung des Herrn Abg.
Meyer möchte ich mittheilen, daß für den Ausbau der
Südbahn ein vollständig getrenntes technisches Personal in
Aussicht genommen ist, dessen Verwendung durch Nordenham
in keiner Weise in Anspruch genommen werden wird , das
Personal der Bahn Oldenburg-Brake, das verfügbar ist,
wenn dort nichts mehr zu thnn sein wird. Das Tempo
des Ausbaus der Südbahn nebst Abzweigung nach Damme
wird durch die Unternehmung in Nordenham nicht be¬
einflußt werden.

Abg. Hoher : Als dem 24. Landtag ein Netz neuer
Bahnen vorgelegt wurde, nahm die Bahn Nordenham-
Blexen den ersten Platz ein und als bei den Verhandlungen
im Plenum Stimmen laut wurden, welche die Nothwendig-
keit dieser Bahn bestritten, erklärte der Minister, daß, wenn
der Landtag diese Bahn ablehne, die Staatsregierung die
ganze Vorlage zurückzöge. In der zweiten Versammlung
des 24. Landtags beantragte die Staatsregierung , die in¬
zwischen bis zum Flagbalgersiel fertig gestellte Strecke nicht
weiter auszubauen. Bei Gelegenheit der Verhandlung hier¬
über erlaubte ich mir die Bemerkung, daß nun das Geld
für diese Strecke doch eigentlich unnöthig verausgabt sei,
erhielt aber vom Regierungstisch die Antwort, daß die fertig
gestellte Strecke eine wünscheuswerthe Ergänzung der Nor-
denhamer Bahuanlage sei. Jetzt scheint auch das nicht mehr
der Fall zu sein, denn nördlich der projektirten Hafenein¬
fahrt bleiben nunmehr einige 100 Meter Gleisanlagen voll¬
ständig unbenutzt liegen. Im klebrigen hoffe ich, daß wir
mit diesem über Nordenham abgeschlossenen Vertrag bessere
Erfahrungen machen, als mit den früheren.

Eisenbahndirektionspräsident v. Mühlenfels : Ich
möchte zunächst noch auf die Bemerkung des Herrn Abg.
Gross zurückkommcn in Bezug auf die Baggerungskosten.
Ich will selbstverständlich nicht auf die wasserbautechuischen
Einzelheiten eingehen in Bezug auf die mögliche Höhe der¬
selben, nur die eine Bemerkung glaube ich machen zu müssen,
daß bei dem Preise von 1800 welcher von Herrn Ober¬
deichgräfe Tenge als der wahrscheinliche Kostenpreis fest¬
gestellt ist, ein Einheitssatz von 60 ^ für das Kubikmeter
Schlickbaggerung angenommen ist. Wir haben aber bei den
weiteren Erörterungen von Herrn Tenge gehört, daß es
möglich sein wird , durch Heranziehung der Huntebagger

diese Baggerung für 30 zu leisten, sodaß für die
1800 ^ im Kostenanschlagbereits die doppelte Menge
von dem gebaggert werden kann, was hier angenommen ist.
Der Anschlag ist also recht reichlich gegriffen, und sollte
wirklich der Schlickfall größer sein als wir angenommen
haben, denn eine gewisse Unsicherheit ist offenbar vorhanden,
so ist doch ein reicher Spielraum gelassen. Wenn aber
auch diese 1800 noch weiter überschritten werden sollten,
so ist dann doch die Sicherheit der Vortheile, welche sich
durch den Vertrag für Oldenburg ergeben, noch in keiner
Weise gefährdet wegen der Garantien und der indirekten
Vortheile. Ich darf daher bitten, hieraus keine Bedenken
gegen die Annahme des Vertrags abzuleiten.

In Bezug auf die Bemerkung des Herrn Hoher  habe
ich nur zu wiederholen, was ich schon im Ausschuß gesagt
habe. Es ist selbstverständlich nicht zu ändern, daß das
Gleis, das sich an der Stelle befindet und sich bis zum
Siele hinzieht und nun durch den Hafen theilweise abge¬
schnitten wird, in einer Länge von 2—300 Meter nicht
mehr brauchbar bleibt. Wenn früher gesagt worden ist, es
solle als Ausziehgleis benutzt werden, so kann ich nur ver¬
sichern, daß nach dem jetzigen Verkehr in Nordenham und
nach den Ermittelungen an Ort und Stelle dieses Gleis
zwar schätzbare Dienste geleistet hat als Aufstcllungsgleis
für Wagen, aber als eigentliches Ausziehgleis selten benutzt
worden ist. Wir würden es auch ferner benutzen, da das
aber nicht möglich ist, so müssen wir uns anderweitig helfen,
und dazu stehen große Gleise zur Verfügung, die sich
bis Großensiel hinziehen. Ich glaube, daß jede Besorgniß
in dieser Beziehung unnöthig und unbegründet ist. Was
die Hoffnung des Herrn Hoher  anlangt , daß uns in Be¬
zug auf diesen Vertrag keine Ueberraschungen durch Weg¬
gang der Gesellschaft bevorstäuden, so bin ich darüber ganz
beruhigt. Ich brauche nur darauf aufmerksam zu machen,
daß der Vertrag auf 20 Jahre bindend abgeschlossen wird
und daß die Gesellschaft nur besteht auf Grund des mit
uns abgeschlossenen Vertrags , welcher Nordenham zum Aus¬
gangspunkte ihres ganzes Betriebes macht.

Abg. Gross : Ich möchte auf die Ausführungen des
Herrn Eisenbahndirektionspräsidenten noch zwei Worte sagen.
Er erwähnt, was ich nicht gethan habe, daß sich während
der Verhandlung die Ansichten des Herrn Oberdeichgräfen
Tenge  in Bezug auf die Kosten der Ausbaggerung erheblich
geändert haben. Herr Tenge  schlug die Kosten zuerst auf
60 per Kubikmeter an und reduzirte sie dann auf
30 Dieses ist ja sehr hübsch, für dasselbe Geld würde
dann das doppelte Quantum Schlick herausgebaggert werden
können. Der Anschlag muß sich aber als zutreffend noch
erst erweisen. Die Oberfläche des Hafens, der täglich zwei¬
mal mit 100 000 Kubikmeter schmutzigem Weserwasser ge¬
füllt wird, beträgt 30 000 Quadratmeter , und wenn nur
ein Meter Schlick im Jahre fällt, so sind das 30 000 Kubik¬
meter, deren Herausschaffung selbst bei nur 30 schon
9000 ausmachen wird. So liegt die Sache nach meiner
Ueberzeugung. Trotzdem sind die wirthschaftlichen Vortheile
so überwiegend, daß ich kein Bedenken trage, dem Antrag
der Staatsregierung zuzustimmen.

Abg. Jürgens : Meines Erachtens ist es besonders
wichtig zu erwägen, ob die wirthschaftliche Bedeutung dieser
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Anlage , die jetzt in Aussicht genommen ist , so groß ist , daß
wirklich eine nachhaltige Förderung des Staatsinteresscs da¬
durch eintritt . Diese Förderung des Staatsinteresses kann
nur darin begründet sein , daß unsere Eisenbahn eine wirklich
erhebliche Mehreinnahme erzielt . Es ist ja nun auch durch
den Vertrag ein Frachtminimum der Gesellschaft auferlegt;
sie ist also gewissermaßen verpflichtet , unsere Eisenbahn bis
Zu einem gewissen Grade auszunutzen . Ich muß aber ge¬
stehen , daß ich eigentlich im Vertrag vermisse , daß die Ge¬
sellschaft nicht noch weiter verpflichtet ist , den Hafen , die
Anlage , wie sie geschaffen werden soll , im vollen Umfange
auszunutzen . Ich bin auf diesen Gedanken besonders ge¬
kommen durch die Erfahrung , die wir mit dem Vertrage
mit dem Norddeutschen Lloyd gemacht haben . Ich habe
seiner Zeit viel größere Erwartungen namentlich nach der
Richtung hin ans den Vertrag gesetzt, daß die Anlagen in
Nordenham mehr als geschehen benutzt werden würden . Es
ist damit erwiesen , daß unsere Staatsbahn den Vortheil
nicht hat , den wir von Anfang an erwartet haben , und so
ist ja , abgesehen von anderen Bedenken , die von den Herren
des Ausschusses vorgebracht worden sind , immerhin noch
das Bedenken vorhanden , daß , wenn der Hafen angelegt
ist , er vielleicht im erwünschten Umfange nicht ausgenutzt
wird . Die Benrtheilung der technischen Fragen , die wieder¬
holt erörtert sind , ist ja für den Landtag außerordentlich
schwierig , soweit ich aber in dieser Beziehung Erfahrungen
habe sammeln können , bin ich geneigt , die Bedenken , die
ausgesprochen worden sind , zu theilen . Ich sage mir aber:
Sind diese Bedenken begründet , soweit , daß selbst die ganze
Pachteinnahme , die die Gesellschaft zahlen muß , durch die
Unterhaltungskosten sollte absorbirt werden , so hoffe ich doch,
daß die Anlage eine so außerordentliche wirthschöstliche Be¬
deutung hat , daß sie immerhin noch profitabel erscheint.
Ich bin aber noch besonders beruhigt worden durch den
Gedanken , daß , wenn wirklich die gehegten Erwartungen
nicht erfüllt würden , wir uns immerhin mit unserm Hafen
noch in derselben Lage befinden , wie andere Staaten , die
Anlagen schaffen , ohne ein direktes Einkommen davon zu
haben . Also wenn es selbst eintreten sollte , daß wirklich
die Unterhaltungskosten soweit unterschätzt wären , daß selbst
die Pachtsumme dadurch absorbirt werden sollte , so stehen
wir mit den andern Staaten immer noch gleichwerthig da,
und so habe ich mich entschließen können , für die Vorlage
zu stimmen.

Da das Wort nicht weiter gewünscht wird , so wird
die Berathnng geschlossen. Der Berichterstatter verzichtet auf
das Wort . In der Abstimmung werden die Anträge 1 und
2 des Ausschusses angenommen.

Es folgt der zweite Punkt der Tagesordnung:
Bericht des Eisenbahnausschussesüber die Vorlage der

Staatsregierung , betreffend die Bewilligung von 16 000 Mart
für die Beschaffung einer neuen Drehscheibe auf Bahnhof
Oldenburg.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle die Verwendung von 16 000
aus den im Etat des Eisenbahnbaufonds für 1896
bei den Erweiterungsbauten auf Bahnhof Oldenburg
verfügbaren Mitteln genehmigen.

Das Wort erhält der
Berichterstatter Abg . Wallrichs : Ich habe dem Aus-

schußantrage weiter nichts hinzuzufügen , als daß , was im
Ausschußberichte nicht zum Ausdruck gelangt ist , uns ein
geprüfter Kostenanschlag Vorgelegen hat , und kann ich des¬
halb den Ausschußantrag zur Annahme empfehlen.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht , die Berathnng
wird geschlossen.

Der Ausschußantrag wurde angenommen.
Es folgt Punkt 3 der Tagesordnung:
Bericht des Eisenbahnausschusses über die Vorlage der

Staatsregierung betreffend einige geplante Ergänzungen,
Erweiterungen und Verbesserungen der Eisenbahn-Anlagen.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle zum Zwecke der Ausführung
der unter 1— 6 aufgeführten Anlagen den Betrag
von 10 315 zu Titel IV der Eisenbahn -Betriebs-
kassc pro 1896 nnd zum Zwecke der Ausführung
der unter 7 aufgeführten Anlage 12 000 zu
Titel VII bewilligen.

Das Wort erhält der
Berichterstatter Abg . Lübben : Ich habe dem Be¬

richte wenig hinzuzufügeu . Sehr erfreulich ist jedenfalls,
daß die betr . Viehrampen gepflastert werden sollen . Bei
dem heutigen großen Verkehr werden wir immer mehr in Ge¬
fahr kommen , Seuchen einzuschleppen , und nur dadurch , daß
die Rampen gepflastert sind und desinfizirt werden können,
wie es anderswo auch üblich ist , werden wir der Gefahr
Vorbeugen helfen . Im Uebrigen verweise ich auf den Bericht
und bitte um Annahme des Ausschußantrages.

Abg . Duatmann : Bei dieser Gelegenheit möchte ich
mir erlauben , eine Anfrage an die Eisenbahndirection zu
richten . In dem Kreise , wo ich verkehre , hat man vielfach
die unangenehme Erfahrung gemacht , daß jetzt das Schwellen¬
material nicht mehr im Inlands genommen , sondern man
behauptet , daß es fast sämmtlich aus dem Auslande bezogen
wird . Ich möchte mir daher die Frage erlauben , inwiefern
dies wohl zutrifft und was für Gründe vorliegen , daß mau
die Schwellen jetzt aus dem Auslande bezieht , während sie
doch früher meist aus dem Inlands genommen wurden.

Eisenbahndirektionspräsident v . Mühlenfels : Ja,
meine Herren , es ist eben einfach die Kostenfrage und die
Unmöglichkeit , die Schwellen aus dem Lande zu bekommen.
Wir haben im Interesse der Forstwirthschaft des Landes
die lebhaftesten Bemühungen gemacht und uns mit der Forst¬
verwaltung in Verbindung gesetzt wegen der Lieferung aus
den hiesigen Forsten . Wir haben gesagt , es würde ja viel¬
leicht noch eine Bearbeitung der Hölzer möglich sein , ob es
da nicht auf diesem Wege möglich wäre , mehr Hölzer zu
beziehen ; aber das hat sich als unthunlich herausgestellt.
In kleinen Mengen werden immer noch von den kleinen
Landwirthen an der ganzen Bahn , namentlich an der Süd¬
bahnstrecke , die der Herr Abg . Quatmann  kennt , Schwellen
heran geliefert , aber die großen Massen , die wir brauchen,
könnten wir beim besten Willen aus dem Lande nicht be¬
ziehen . Wir sind da in einer Zwangslage.

Abg . Schröder : Aus der Vorlage entnehme ich, daß
die Viehrampe in Weener auf Verlangen der Veterinär-
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Polizei mit Ccmentguß gedichtet werden soll . Das ist mir
ein Anlaß , die Staatsregierung um Auskunft zu bitten , ob
im Herzogthum Oldenburg ähnliche Anforderungen bezüglich
der Rampen gestellt werden , und wenn nicht , ob es der
Regierung bekannt ist , weshalb das im Herzogthum Olden¬
burg uicht für erforderlich erachtet wird?

Regierungsrath Becker : Ich kann die Frage damit
beantworten , daß , wie aus dem Punkte 7 der Vorlage
hervorgeht , die Pflasterung der Viehrampe zu Jever ebenso
für erforderlich erachtet worden ist von der Veterinürpolizei.

Abg . Quatmann : Ich möchte in der Sache erwidern,
daß im Lande doch recht viele Hölzer da find und man
fühlt es , daß dadurch , daß die Eisenbahndirektion die Hölzer
aus dem AuSlande bezieht , der Preis wesentlich gedrückt ist.
Es mag sein und ich gebe zu , daß vielleicht der Bezug aus
dem Auslande etwas wohlfeiler ist , aber wenn man bedenkt,
daß wir dann das Geld ins Ausland schicken und im andern
Falle es im Jnlande behalten , und es wieder kommt bei
der Steuererhebung , so ist doch zu berücksichtigen , ob nicht
so gut wie möglich der Bedarf aus dem Jnlande bezogen
werden müßte . Das Geld , das nach dem Auslande geht,
ist uns ganz und gar verloren . Ich glaube , man hat früher
mit den eigenen Hölzern schlechte Erfahrungen gemacht,
aber das beruht nach meiner Meinung darauf , daß man
früher bei der Abnahme zu nachlässig gewesen ist , man hat
namentlich in der ersten Zeit die Hölzer genommen , wie sie
geliefert wurden . Wenn man also darauf seine Erfahrungen
stützt , auf die Güte des eigenen Holzes , so geht man fehl.
Ich möchte also noch einmal ersuchen , das Inland so viel
als möglich zu berücksichtigen.

Abg . Jaspers : Die von Herrn Quatmann  ange¬
führten Umstände sind für mich ein voller Beweis , daß die
Hölzer auS dem Auslande billiger zu beziehen find als im
Jnlande . Das ist der einzige maßgebende Gesichtspunkt
der Eisenbahnverwaltung : sie hat die Materialien da zu
nehmen , wo sie sie am besten und billigsten haben kann.
Ich würde es für ganz verkehrt halten , indirekt den hiesigen
Produzenten eine versteckte Unterstützung zu theil werdeu zu
lassen . Ich möchte diese Anschauung des Herrn Quatmann
nicht ganz unwidersprochen . lassen , damit nicht die Ansicht
entsteht , daß der ganze Landtag auf feiner Seite sei.

Abg . Schröder : Die Erklärung des Herrn Regierungs¬
kommissärs hat den Inhalt meiner Anfrage nicht ganz ge¬
troffen . Er hat hingewiesen auf Punkt 7 der Vorlage.
Da ist von der Pflasterung in Jever die Rede . Es wird
aber ausdrücklich bemerkt : „Für diese Pflasterung sprechen
dieselben Gründe , die bei Nr . 4 und 6 aufgeführt find ."
Unter 4 handelt es sich um die Rampen zu Zwischenahn
und Kloppenburg , von denen gesagt wird , sie seien unge¬
nügend mit Schlacken befestigt , und bei 6 ist gesagt , daß
„die Kgl . Regierung zu Aurich das Ansuchen gestellt hat,
die » »gepflasterten Viehrampen zu Stickhausen und Nort¬
moor , sowie die ungepflasterte Zuwegung zur Rampe in
Bunde ohne Verzug in einen vorschriftsmäßigen Zustand
zu setzen. " Nun handelt es sich bei Weener um eine
Dichtung durch Cementguß . Die kann nur da stattfinden,
wo vorher schon Pflasterung durchgeführt ist , also nicht da,
wo sich die Rampen noch in »» gepflastertem Zustande be¬
finden . Ich möchte also wissen , ob auch hier das Bedürf-

niß sich schon geltend gemacht hat , gepflasterte Rampen
weiter mit Cementguß zu dichten , um der Seuchengefahr
cntgegenzutreten . Das finde ich nicht ausgesprochen.

Reg .-Rath Becker : Ich möchte dem Herrn Abgeord¬
neten bemerken , daß da , wo Pflaster besteht , wo also Cement¬
guß stattfinden kann , dieser auch vorgenommen wird,  weil
das die Veterinärpolizei bei uns verlangt wie in Preußen.
Meist ist die Sache so, daß da , wo diese Pflasterung jetzt
vorgenommen wird , eine solche noch gar nicht besteht ; die
Schlacken werden dann fortgenommen , durch Kopfsteine er¬
setzt und solche ausgegosfen , Daher glaubte ich die Anfrage
genügend beantwortet zu haben . In Stickhausen ist eine
neue Pflasterung zu machen , weil noch keine da war.

Abg . Lübben : Ich halte die Pflasterung der Vieh¬
rampen wie schon erwähnt für äußerst wichtig und muß
mich wundern , daß sie uicht bereits von Reichs wegen an-
gevrdnet und auch , daß die Rampen nach jeder Benutzung
zu desinfiziren find . Im Auslande hat man die gepflasterten
Rampen sehr viel . Ich hoffe auch , daß unsere Eisenbahn¬
verwaltung eine diesbezügliche Vorlage macht und hier an¬
geordnet wird , daß die Rampen nach jedesmaligem Gebrauch
desinficirt werden . Dadurch werden wir weiter kommen
und nicht mehr in dem Maße der Gefahr ausgesetzt sein , daß
von allen Seiten des Reiches Seuchen eingeschleppt werden.

Abg . Quatmann (zum 3 . Male mit Erlaubniß des
Landtags ) : Ich habe vorhin zunächst gebeten , das Inland
dem Auslande vorzuziehen . Dann habe ich ausgeführt , daß
nach meinem Erachten die gemachten Erfahrungen vielleicht
auf verkehrten Grundsätzen beruhen . Ich sehe nicht ein , wie
ich mich da wirthschaftlich irren soll . Wenn ich einen Ver¬
gleich machen darf : Heutzutage werden häufig von Berlin,
von Leipzig u . f. w. Ankündigungen von großen Export¬
häusern zugeschickt. Ich sehe vielleicht ein , daß ich daselbst
sehr mit Vortheil kaufen würde , thue es aber absichtlich
nicht , weil ich denke : Ich will das Geld meiner Nachbar¬
schaft erhalten . Ich sehe nicht ein , daß ich mich in einem
Jrrthum befinde , wenn ich sage : Das Geld soll womöglich
im Lande gelassen werden.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht , die Berathung
wird geschlossen.

Der Ansschußantrag wird angenommen.
Es folgt Punkt 3 a der Tagesordnung:

Selbstständiger Antrag:
Der Landtag wolle beschließen , die Staatsregierung zu

ersuchen , die Einbeziehung der Station Oldenburg in den
Seehafen -Ausnahme -Tarif baldigst herbeiznsühren.

Oldenburg , 12 . Mai 1896 . Schultze.
Unterstützt:

Jaspers.
Gross.
Hoher.
Roqqemann.
Dohm.
Jürgens.
Möhlmann.
Köhler.
Iungbluth.
Zerhusen.
Roter.
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Begründung.
Nach einer Mittheilung der Großherzoglichen Eisen¬

bahn-Direktion an den hiesigen Gewerbe- und Handels¬
verein stößt die Einbeziehung der Station Oldenburg in
den Seehafen-Ausnahmetarif auf Schwierigkeiten, da
die preußischen Staatsbahnen sich ablehnend verhalten.

In Anbetracht der großen Aufwendungen des Staates
für die Huntekvrrektion sowie im Interesse der Stadt
Oldenburg, welche sich mit großen Kosten einen Hafen
für Seeschiffe erbaut hat, wird es dringend erforderlich
sein, daß die Staatsregierung sich der baldigen Ein¬
führung der Seehafeu-Ausnahmetarife ernstlich annimmt,
wenn die Huntekorrektion dem Lande Nutzen bringen soll.
Das Wort erhält der Antragsteller
Abg. Tchultzc : In der letzten Sitzung der freien Ver¬

einigung der Eisenbahn-Verkehrsinteresfenten hat der hiesige
Gewerbe- und Handelsverein beantragt, die Eisenbahn möge
für den Hafen Oldenburg den Seehafenausnahmetarif ein¬
führen. ES ist das damals nicht allein für Oldenburg,
sondern auch für Varel beantragt worden. Es ist von der
Direktion auch versprochen worden, diesem Anträge stattzu¬
geben. Jetzt , vor einigen Tagen , hat der Gewerbe- und
Handelsverein hier von der Direktion ein Schreiben erhalten,
worin ausgeführt ist , daß ein Ausnahmetarif für die Be¬
förderung von Kohlen, Coaks u. s. w. zu Hcizzwcckcn von
der Eisenbahndirektion bei der preußischen beantragt sei,
daß aber wider Erwarten die preußische Staatsbahn sich
ablehnend verhalten habe. Meine Herren, wir haben schon
bei einer früheren Gelegenheit die trübe Erfahrung gemacht,
daß beispielsweise die Herabsetzung der Kohlentarife für
Oldenburg, die wir fordern mußten, weil die ostfriesischen
Plätze auch eine Fracht-Ermäßigung haben, von den preußi¬
schen Bahnen abgelehnt wurde, und es scheint, daß auch
hier der Widerstand der preußischen Bahnen die Einführung
der Seehafenausnahmetarife für Oldenburg wieder verhin¬
dert, und da dürfte es an der Zeit sein, die Staatsregierung
zu bitten, sich der Sache anzunehmen und direkte Schritte
in Berlin zu thun , damit eine solche Ungerechtigkeit nicht
zur Ausführung gelangt. Ich bemerke, daß z. B . der
preußische Hafen Norden mit ?Ve Fuß Wassertiefe die
fämmtlichen Ausnahmetarife genießt, während Oldenburg
mit demnächst 11 Fuß Wassertiefe sie nicht haben soll.
Was man in Preußen den eigenen Häfen zuwendet, wird
man unseren Häfen nicht verweigern können. Wir haben
doch einen Bundesrathsbevollmächtigtenin Berlin , der be¬
auftragt werden könnte, Schritte zu thun , um eine solche
Ungerechtigkeit abzuwenden. Die Eisenbahndirektion wünscht
auch von dem Gewerbe- und Handelsvereiu Unterlagen, um
nachzuweiseu, daß nach Einbeziehung Oldenburgs in den
Ausnahmetarif die Ausfuhr von Kohlen oder Coaks mit
Sicherheit zu erwarten ist. An solchen Unterlagen fehlt es
schon jetzt nicht. Kohlen auszuführen ist natürlich eine
Unmöglichkeit, ebenso wie das Bremen und Hamburg nicht
können. Allein es sind nicht nur die zur direkten Ausfuhr
bestimmten Kohlen, die in den Ausnahmetarif ausgenommen
sind, sondern auch die, welche zur Heizung von Dampf¬
schiffen benutzt werden. Die Eisenbahndirektionwird es
auch wissen, daß derartige Kohlen hier gebraucht werden,
ebenso die Staatsregierung . Es müssen z. B . die Kohlen

Berichte. XXV. Landtag, 3. Versammlung.

für die Dampfer der Huntekorrektion über Elsfleth gebracht
werden, damit der Ausnahmetarif für dieselben zur An¬
wendung gebracht wird. Es sind auch schon Seedampfer
hier gewesen, die Kohlen gebrauchen können. Uebrigens
kann sich ein Verkehr erst entwickeln, wenn die nöthigeu
Tarife vorhanden sind. Aus dem Schreiben der Eisenbahn-
direktiou geht hervor, daß auch andere Güter in den Aus¬
nahmetarif für Oldenburg einbezogen werden sollen, und
auch dazu wünscht sie Unterlagen, um zu erfahren, welche
Arten von Gütern zu erwarten sind. Es wird schwer sein,
diese Unterlagen zu schaffen. Aber wenn wir Schiffe euro¬
päischer Fahrt hierher bekommen, so ist die Möglichkeit vor¬
handen, solche Güter, die aus europäischen Häfen kommen
oder dahin verladen werden von hier aus zu verschiffen oder
hierher zu ziehen. Das ist die Absicht der hiesigen Kauf¬
mannschaft, und da sie die Sache einmal in die Hand ge¬
nommen hat, dürfen Sie überzeugt sein, daß sie es fertig
bringen wird. Wir könnten schon jetzt größeren Seeverkehr
baben, wenn eine kleine Strecke der Hunte in der Nähe der
Stadt nicht vollständig vernachlässigt würde. Das Fahr¬
wasser der Hunte wird auf alle mögliche Weise ausgenutzt
werden. Daß schon jetzt der Verkehr nicht unbedeutend ist,
das wird mir gewiß Herr Präsident Roggemann  bestätigen,
denn dem Magistrat werden die Listen über den Hafen¬
verkehr jedenfalls vorliegen. Nur ist es ganz unmöglich,
im Voraus zu bestimmen, für welche Artikel eigentlich die
Seehasenausnahmetarife erforderlich sind. Daß Kohlen nur
zu Heizzweckcn für Dampfschiffe Angeführt werden, habe ich
schon betont; dagegen ist die Ausfuhr von Coaks durchaus
nicht unmöglich. Das habe ich vor einem halben Jahre
schon in der erwähnten Versammlung der Eisenbahninter¬
essenten ausgeführt. Es kommen schon seit längeren Jahren
eine Reihe von Schiffen von der Ostsee mit Holz hierher;
da sie aber hier keine Rückfracht finden, so segeln sie nach
den Weser- oder Emshäfen und bekommen dort andere
Ladung, namentlich aber Coaks. Coaks werden in fast un¬
begrenzter Menge von der Nordsee aus nach allen Ostsee¬
häfen exportirt. Das würden wir auch hier haben können,
wenn wir den Ausnahmetarif hätten. Es würde zu weit
führen, wenn ich die geschäftlichen Unternehmungen, die hier
beabsichtigt sind, wenn endlich die Huntekorrektion zur Aus¬
führung gekommen sein wird, näher ausführeu wollte; es
würde auch nicht im Interesse dieser Unternehmungensein,
sie an die große Glocke zu hängen. Ich bitte die Staats-
regieruug nur, dafür zu sorgen, daß auch von der Eisen-
bahudirektion der Sache ein klein wenig Wohlwollen ent¬
gegengebracht wird. Dies vermissen wir hier in Oldenburg.
Man belächelt die Huntekorrektion in Eisenbahnkreisen. Die
Eisenbahnbrücken liegen im Wege, aber die Hunte war
früher da als die Eisenbahn und man wird sich also be¬
quemen müssen, der Schifffahrt soweit als möglich entgegen
zu kommen. Unterlagen im Voraus dafür zu verschaffen,
welche Artikel zur Ein- und Ausfuhr kommen werden, das
ist unmöglich, aber wir haben das Recht und den Anspruch
zu verlangen, daß Oldenburg mit 11 Fuß tiefem Fahrwasser
einbezogeu wird in den Seehafeuausnahmetarif, und ich bitte
den Landtag, meinem Anträge zuzustimmen.

Reg.-Rath Becker : Mit vollem Recht hebt der Herr
Abg. Schultze hervor, daß , wenn Norden als Seehafen
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angesehen wird , auch Oldenburg als solcher gelten mnß,
wenn die Huntekorrektion durchgeführt ist. Diese Aeußerung
ist meinerseits schon in einer Vorversammlung gefallen, und
konsequent diesem Standpunkte wird die Regierung alles
versuchen, um das Ziel des Antrags zu erreichen. Ob es
wirklich erreicht werden kann, das ist abhängig von der
Zustimmung der preußischen Regierung. Aber, wie gesagt,
es soll alles versucht werden, und ich brauche nicht erst
hinzuzufügen, daß natürlich auch die Instanz , die unter der
Staatsregiernng steht, dazu beitragen wird , dasjenige zu
erreichen, was die Regierung wünscht.

Eisenbahudirektionspräsidentv. Mühlenfels : Ich
habe zunächst zu bemerken, daß wir uns bereits auf das
Lebhafteste bemüht haben, nicht nur schriftlich, sondern auch
mündlich, den Ausnahmetarif für Kohlen und Coaks — ich
bilte zu bemerken, daß der Tarif sich auch auf Coaks be¬
zieht — durchzufetzen, diesen Seehasentarif für Coaks zu
gewinnen. Wir haben dabei in dem Schreiben ausgeführt,
daß wir bereits in dem Dampfer „Nordsee" einen größeren
Seedampser hätten, welcher einem solchen Verkehre dienen
könnte. Der Antrag ist aber abgelehnt worden, zunächst
nur von den betheiligten preußischen Staatsbahnen , nicht
vom Minister, mit Berufung auf die Rheinhafenftationen,
und das wird auch vom Rechtsstandpunkteschwer zu über¬
winden sein. Wenn man Oldenburg gegenüber Norden
anführt, so ist das richtig; aber Köln , welches einen Tief¬
gang hat , wodurch es Norden weit übertrifft , Düsseldorf,
Ruhrort — die haben alle die Seehafentarife nicht. Wir
möchten nicht sogleich bei unserem Staatsministerium die
Bitte aussprechen, nun im Wege der Verhandlungen mit
dem preußischen Herrn Minister vorzugehen, ehe nicht vorher
ein anderer Versuch gemacht ist, der nach mündlichen Er¬
örterungen Erfolg verspricht. Es ist nämlich von dem betr.
Dezernenten der meistbetheiligten preußischen Staatsbahn¬
direktion zugesagt worden, daß eine nähere mündliche Er¬
örterung stattsiuden soll. Deshalb ist der dringende Wunsch
ausgesprochen worden, ganz genau zu wissen, um was für
Artikel es sich handelt, und darauf gründet sich das Schreiben
an den Gewerbe- und Handelsverein. Ich möchte der
Meinung des Herrn Abg. Schutze entgegentreten, welche
dahin geht, als wenn wir der Huntekorrektion unfreundlich
gegenüberständen. Wenn der betr. bauleitende Beamte,
unter dem die Huntebrücke steht, ein gewisses Mißbehagen
empfindet, wenn daran durch den Dampfer „Nordsee" Be¬
schädigungen verursacht werden, so ist das gerade nicht so
unnatürlich. Ich persönlich stehe auf dem Standpunkte, daß
ich der Ansicht bin, es kann von einer Konkurrenz zwischen
der Huntewasserstraße und der Eisenbahn nicht entfernt die
Rede sein. Ich stehe auf dem Standpunkte, daß ich wünsche,
daß Oldenburg als Seehafen große Bedeutung gewinnt und
bin der Ueberzeugung, daß dies der Eisenbahn vielmehr zu
Gute kommt als ihr durch die Beförderung der Güter auf
der Hunte entzogen werden könnte. Ich stehe durchaus aus
dem Standpunkte, die Korrektion aufs Aeußerste willkommen
zu heißen. Das möchte ich zum Ausdruck bringen mit Rück¬
sicht auf eine bedauerliche Zeitungspolemik, der ich mich leider
selbst nicht habe verschließen können, wegen des Durchgangs
des Dampfers „Nordsee", auf die, wie ich glaube, Herr
Abg. Schultze hindeutete. Wir werden uns aufs Eifrigste

bemühen, für Oldenburg zu thun , was möglich ist. Die
Verhandlungen werden in der allernächsten Zeit stattfinden,
und wenn diese Erfolg nicht haben sollten, dann würde noch
der Weg übrigbleiben, daß wir das Staatsministerium bitten,
auf diplomatischem Wege das Weitere zu veranlassen.

Abg. Willen : Wenn ich nicht irre , sind von Seiten
des Handels- und Gewerbevereinsin Varel wiederholt Ver¬
suche gemacht worden, den Seehafen-Ausnahmetarif auch
sür den Vareler Hafen herbeizuführen und soviel mir be¬
kannt geworden ist, bis soweit ohne Erfolg. Da nun der
Herr Abg. Schultze einen selbstständigen Antrag einge¬
bracht hat, der darauf hinzielt, diesen Tarif für Oldenburg
herbeizuführen, so werde ich mir erlauben, einen Zusatz¬
antrag einzubringen, der darauf hinausgeht, daß dieser
Tarif gleichzeitig auch für den Vareler Hafen in Anwendung
gebracht werde. Ich möchte noch bemerken, daß Vareler¬
hafen seit etwa 3 Jahren eine Eisenbahnverbindung hat
und dem Oldenburger Eisenbahnnetz angeschlossen worden
ist. Ich möchte Sie deshalb bitten, meinen Antrag mit in
Berathung zu ziehen und ihm zustimmen zu wollen.

Präsident : Der Antrag lautet:
Ich beantrage:

in den Antrag des Abgeordneten Schultze nach
dem Worte „Oldenburg" die Worte einzuschiebeu
„und Varelerhafen".

Der Antrag findet die nöthige Unterstützung und
wird gleich mit zur Berathung gestellt.

Rcgierungsrath Becker : Ich habe vergessen zu sagen,
daß selbstredend, wenn man darauf ausgeht. Oldenburg als
Hafen Anerkennung zu verschaffen, auch die sämmtlichen
anderen diesseitigen Häsen, soweit noch nicht geschehen, ins
Auge zu fassen sind. Das hätte ich wohl gleich sagen
können, dann wäre der Zusatz-Antrag wahrscheinlich gar-
nicht nöthig gewesen. Soviel ich weiß, liegen übrigens Be¬
denken gegen die Einbeziehung des Vareler Hafens iu den
Seehafen-Ausnahme-Tarif nicht vor.

Abg. Schultze : Ich habe gehört, daß für Vareler¬
hafen die Sache sehr günstig steht und es den Tarif be¬
kommen wird ; ob das richtig ist, weiß ich nicht. Ich habe
aber Varel nicht in den Antrag ausgenommen, weil ich
erfuhr , es bekäme den Tarif doch bald. Auf die Worte
des Herrn Präsidenten von Mühlenfels  zurückkommend,
möchte ich noch ganz kurz erwähnen: Es ist durchaus nicht
meine Absicht gewesen, hier persönliche Angelegenheiten und
die erwähnte Polemik in die Debatte hinein zu ziehen.
Das ist hier nicht der Ort dazu und ich kann dem Herrn
Regierungskommissardarin nicht folgen. Wenn ich gesagt
habe, daß ich das Wohlwollen der Eisenbahndirektion für
den Oldenburger Hafen vermißte, so gründet sich das auf
Aeußerungen von höheren Eisenbahnbeamten, die ziemlich
allgemein bekannt sind. Ich möchte ferner noch erwähnen:
gleichzeitig mit Einführung des Seehafen-Ausnahme-Tarifs
für Kohlen und Coaks würde man hier die Rangirgebühren
fallen lassen müssen. Bei den preußischen Häfen und in
Bremen werden für Kohlen und Coaks für den Export
keine solche Gebühren bezahlt. Ich möchte die Staats¬
regierung bitten, das gleich mit in Betracht zu ziehen.

Eisenbahndirektionspräsidentvon Mühlenfels : In
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Bezug auf den Vareler Hafen kann ich nur sagen , daß die
betreffenden Eisenbahndirektionen sich bereit erklärt haben,
Varelerhafen in den Tarif aufzunehmen . Da noch einmal
mündliche Erörterungen darüber stattfinden , so haben wir
nicht geglaubt , dieses gleich berücksichtigen zu sollen . Mit
Rücksicht auf die heutigen Verhandlungen wird dies aber
sofort geschehen. Was die Bemerkung des Herrn Abge¬
ordneten Schultze wegen der Eisenbahnbeamten anlangt,
so kann ich nur mein Bedauern darüber aussprechen . Ich
weiß nicht , worauf er zielt . Aus meinem Munde können
unmöglich solche Worte geflossen sein , und es ist ebenso
unmöglich , in unseren Amtshandlungen etwas zu finden,
was solchen Anschauungen entspräche . Ich habe meine An¬
schauungen so deutlich ausgesprochen , daß darüber kein
Zweifel mehr vorliegen kann.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht , der Antrag¬
steller verzichtet auf das Wort . Der Landtag ist auf den
Vorschlag des Präsidenten  einverstanden , daß über den
Antrag mit dem Zusatz -Antrag des Abg . Willen  auf ein¬
mal abgestimmt wird . Der Antrag wird angenommen.

Es folgt der 4 . Gegenstand der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Eisenbahnausschusses , betreffend

Herstellung einer Verbindungsbrücke zum Pier und Ver¬
vollständigung der Gleise auf dem Pier zu Nordenham.

Der Ausschuß beantragt:
den Antrag abzulehnen.

Abg . Gross : Um die Bewegungen der Wagen,
welche zur Entladung der Seeschiffe in Nordenham dienen,
zu erleichtern , beabsichtigt die Staatsregierung den südlichen
Zugang zu dem Pier zu verbessern , indem sie statt der jetzt
bestehenden Brücke , die durch eine Drehscheibe mit den
Gleisen verbunden ist , eine Kurve zu legen beabsichtigt , da¬
mit ganze Züge mittelst Lokomotiven zum und vom Pier
verkehren können . Ferner will sie die Gleise durch Ver¬
legung von Weichen und Anlegung eines dritten Gleises
im Allgemeinen verbessern . Die Kosten , welche auf
62 000 ^ veranschlagt find , sollen aus Ersparnissen be¬
stritten werden , die bei einzelnen im letzten Jahre ausge¬
führten Bauten erzielt worden sind . Der Ausschuß will
nun in keiner Weise bestreiten , daß der geplante Bau eine
Verbesserung , eine Erleichterung des Verkehrs verursachen
wird , konnte sich aber der Einsicht nicht verschließen , daß
noch nicht ein so dringendes Bedürfniß vorliege , um dasselbe
schon in dieser außerordentlichen Tagung des Landtags zu
erledigen . Es giebt an anderen Orten des Landes auch
viele dringende Bedürfnisse , die regelmäßig von der Re¬
gierung verschoben werden und wo den Betreffenden einfach
gesagt wird : Wartet bis zur nächsten Finanzperiode . Ich
erinnere in dieser Beziehung an den Einsturz der Hunte¬
brücke. Die bildet die einzige Verbindung zwischen Ste-
dingerland und dem Amte Elsfleth und wurde Oktober
vorigen Jahres eingerannt . Nach vielem Beschweren und
Petitioniren ist die Sache endlich so weit gekommen , daß
im August dieses Jahres vielleicht eine Nothbrücke wird
fertig sein können . Vorher ist gesagt worden : Ihr müßt
warten bis zur nächsten Finanzperiode . Wir hatten ein
Bedürfniß in Brake , in einer Gleisverbesserung bestehend.
Da wurde auch einfach von der Behörde gesagt : Im Etat!

ist das nicht vorgesehen , ihr müßt warten bis zur nächsten
Finauzperiode . Der Ausschuß ist deshalb der Ansicht , daß
cs nicht erforderlich ist , für Nordenham immer eine Aus¬
nahme zu machen und glaubt , dem Landtage Vorschlägen
zu sollen,  die Vorlage vorläufig abzulehnen , es der Re¬
gierung überlassend , dem nächsten ordentlichen Landtage die
Sache wieder vorzulegen . Auch die Art und Weise , wie
die Kosten der Bauten gedeckt werden sollen , erregt ein
gewisses Mißbehagen . An drei Bauten werden voraus¬
sichtlich 77 000 ^ gespart werden , es sind aber noch
andere Bauten ausgeführt worden , welche erheblichere Ueber-
schreitungen erforderten und erscheint nicht so unbedingt
erforderlich , von diesen kleinen Ersparnissen von angeblich
77 000 gleich wieder 62 000 für diese Bauten auf¬
zuwenden . Die Ersparnisse , welche , nebenbei bemerkt,
wieder einmal ein recht merkwürdiges Licht auf die Zuver¬
lässigkeit der Kostenanschläge der Eisenbahnen werfen , sind
entstanden beim Bau des doppelten Gleises nach Delmen¬
horst , beim Ban von zwei Brücken und auch beim Bau
des Piers in Nordenham . Sie betragen bis zu 24 °/o bei
der Moorriemer Brücke . Es ist erstaunlich , wie solches
möglich sein kann . Wie diese Brücke veranschlagt wurde,
waren die Eisenpreise niedriger als sie später waren , der
Preis des Grund und Bodens war der Eisenbahndirektion
bekannt — sie hat ganz nahe dabei früher eine ähnliche
Brücke gebaut — und trotzdem hat sie sich um 24 °/ « ge¬
irrt . Das möchte ich hier nebenbei erwähnen . Als ich bei
den Verhandlungen die Höhe der Kosten , die für den Ver¬
bindungspier in Nordenham veranschlagt waren , bemängelte,
wurde mir entgegnet , daß sie auf das Genaueste veran¬
schlagt wären , und nun sind 19 °/ « dabei erspart worden.
Das zeugt doch nicht von sorgfältigen Kosten - Veran¬
schlagungen . Im Aufträge des Ausschusses wollte ich nicht
unterlassen , dieses nebenbei hier zu erwähnen . Wie gesagt,
glaubt der Ausschuß , daß es sehr wohl angeht , den ge¬
planten Bau am Pier zu Nordenham bis zur nächsten
Finanzperiode zu verschieben , wenngleich er nicht verkennen
will , daß bei stärkerem Verkehr die Verschiebung der Wagen
dadurch erleichtert werden wird . Er glaubt indessen , daß
Nordenham in diesem Sommer sich noch so behelfen
kann und stellt darum den Antrag , die Regierungsvorlage
abzulehnen.

Regierungsrath Becker : Meine Herren ! Wenn ich
auch nicht des Glaubens bin , nachdem der Eisenbahnausschuß
einstimmig die Ablehnung der Vorlage empfiehlt , noch Er¬
folg mit meinen Ausführungen zu haben , so möchte ich sie
doch geben , und zwar  hauptsächlich deshalb , weil mir erst
jetzt theilweise Gesichtspunkte aus den Ausführungen des
Herrn Berichterstatters kommen , die mir bis jetzt thatsäch-
lich unbekannt waren . Im Ausschuß ist ja die ganze Vor¬
lage ohne Sang und Klang zu Grabe getragen worden , in¬
dem weitere Erörterungen über die Bedürfnißfrage nicht
stattfanden . Wenn nun der Herr Berichterstatter das Be¬
dürfniß anerkennt , was er zweifellos thun muß und auch
thut , so möchte ich hinzufügen , daß durch die Abstellung
des jetzigen Mangels in der Zuführung der Wagen zum
Pier und in der Abführung der Wagen vom Pier auch ein
sehr wirthschaftlicher Gesichtspunkt erreicht wird , nämlich die
Ersparniß von Arbeitskosten , die hauptsächlich die dortigen
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Interessenten haben , und daß es vollständig berechtigt ist,
wenn diese sich über den jetzigen Zustand beklagen . Man
möchte den Mangel schon jetzt sehr gern abstellen , da die
Aufschiebung der Vorlage eine Verschiebung um ein ganzes
Jahr , nicht um ein halbes , bedeutet , denn die Verkehrs-
Bedingungen erfordern , daß gerade im Herbst die Vorkeh¬
rungen dort so sind , daß sie den Ansprüchen genügen.
Wenn Herr Abg . Gross  ferner sagt , daß die Verwendung
der voraussichtlich entstehenden Ersparnisse ein gewisses
Mißbehagen Hervorrufe , so kann ich mich durch die ange¬
führten Gründe nicht überzeugen lassen , daß dieses Miß¬
behagen stattfinden konnte , und wenn er weiter sich beruft
auf eine frühere Aeußerung , daß er bei den Verhandlungen
über die Pier -Erweiterungen im vorigen Landtage auf die
Höhe der Kosten hingewiesen habe , und jetzt eine Ersparniß
kaum zu begreifen sei , so muß ich ihm erwidern , daß , ab¬
gesehen von der Ersparniß an Materialkosten , die Ausfüh¬
rung des Baues in der günstigsten Jahreszeit erhebliche
Ersparnisse an Arbeitskosten erbracht hat . Diese beiden
Punkte sind die bestimmenden gewesen bei der Erzielung des
Uebcrschuffes , und ich glaube kaum , daß man nun ganz
allgemein sagen kann : „was hat man wiederum für einen
Eindruck von den Kostenanschlägen !" Ich möchte Sie bit¬
ten , den Antrag der Regierung anzunehmen und die Mittel
bis zu dem Betrage von 62 000 ^ zu bewilligen.

Eiseubahndirektionspräsident von Mühlenfels : Ich
habe kaum etwas hinzuzufügen . Wir bitten ja um diese
Aufwendungen nicht , weil wir gern noch mehr bauen möch¬
ten , sondern wir bauen doch nur im Interesse des Verkehrs
und des Landes und des wirthschaftlichen Lebens . Was
die Anschläge betrifft , so kann ich nur sagen : Was sollen
wir machen ? Wenn wir immer genau und knapp berech¬
nen , was unbedingt gebraucht werden muß , so laufen wir
Gefahr , die Anschläge zu überschreiten ; dann müssen wir
uns hier rechtfertigen , und Vorwürfe werden uns wahr¬
scheinlich nicht erspart . Es ist nicht anders möglich : nach
einem Durchschnittsmaß muß gegangen werden bei den Ver¬
anschlagungen , wenn die Preise eingestellt werden für Bau¬
ten , die nicht unmittelbar zur Ausführung kommen , sondern
erst zwei , drei Jahre später . Es muß also ein gewisser
Spielraum fein , und z. B . bei dem Moorriemer Kanal sind
diejenigen Eisenpreise zu Grunde gelegt worden , die bei der
letzten Vergebung ähnlicher Arbeiten gefordert wurden.
Nun kommt also , wie schon Herr Regie 'rungsrath Becker
ausgeführt hat , eine günstige Bauzeit zu statten — beson¬
ders in Nordenham ist das der Fall gewesen — und wir
ersparen . Wenn uns deshalb noch Vorwürfe gemacht wer¬
den , dann hört jede Möglichkeit auf , Ihnen irgend einen
Bau vorzuschlagen . Wie sollen wir es Ihnen recht machen?
Ich weiß es nicht!

Abg . Huchting : Ich werde für den Ausschußantrag
stimmen und habe zur Sache selbst nichts weiter hinzuzu¬
fügen . Aber die heutige Verhandlung beweist doch erst
recht , wie nutzbringend und zweckmäßig die einjährigen
Budget - Perioden wären . Diese Bemerkung wollte ich
machen.

Abg . Wenke : Ich möchte nur eben kurz zu den Aus¬
führungen des Herrn Abg . Gross  eine Bemerkung machen
in Bezug auf die Huntebrücke . Als dieselbe von der „Nord¬

see" umgerannt wurde , hofften wir , daß bald die neue
Brücke hergestellt würde . Aber erst bekamen wir eine
Fähre , die schlecht functionirt — bei Hochwasser und Frost
geht es gar nicht — , und jetzt hören wir , daß eine Noth-
brücke endlich zum 1. August fertig sein soll . Hoffentlich
wird sich die Nachricht bestätigen.

Abg . Schröder : Ich möchte gern vom Eifenbahn-
ausschuß Aufklärung haben , ob durch Ablehnung der von
der Regierung verlangten Summe keine Störung des Ver¬
kehrs in Nordenham in einem Umfange zu befürchten ist,
der dort nachtheilig empfunden wird und unserem Handel
und der Entwicklung Nordenhams dauernde Nachtheile
bringt . Nur wenn ich diese Beruhigung erhalte , kann ich
für den Antrag stimmen.

Abg . Schultze : Ich möchte dem Herrn Regierungs-
kommisfar erwidern , daß die Vorlage im Ausschuß nicht
ganz ohne Saug und Klang , wie er anzunehmen scheint,
begraben wurde , sondern daß wir sie so eingehend be¬
sprochen haben , wie wir jede Vorlage der Regierung be¬
sprechen ; sie wurde nicht ohne weiteres beseitigt . Der Herr
Regierungskommiffar ist nicht immer zugegen gewesen.
Dann möchte ich noch einmal auf die Ersparniß bei dem
Picrbau in Nordenham zurückkommen . Die Staatsregie¬
rung wird es , glaube ich , verstehen , wenn wir , namentlich
der Herr Abg . Gross  nnd ich , die wir damals die Er¬
bauung befürwortet haben , uns jetzt wundern , daß diese
Ersparnisse gemacht worden sind . Wir haben damals aus¬
geführt , namentlich Herr Gross,  daß bei der Lage in
Nordenham , bei den Erfahrungen im Pierbau , — man
weiß genau , welche Arbeitslöhne zu zahlen sind — , sich
eine sehr genaue Veranschlagung ermöglichen ließe , zumal
das Material größteutheils schon vorhanden war . Die
Staatsregierung hat damals zugestimmt und hat gesagt , es
sei allerdings möglich , genau zu veranschlagen , aber billiger
könne man nicht bauen . Herr Gross  hat angeführt , der
Pier in Brake habe so und so viel per laufenden Meter
gekostet ; weshalb solle es in Nordenham mehr kosten?
Wenn die Sache damals vorsichtiger berechnet worden wäre,
wenn man die Forderung ermäßigt hätte , so würde der
Landtag die Vorlage wahrscheinlich gleich angenommen
haben und der Pierbau habe dann nicht so lange hinaus¬
geschoben werden müssen . Daß wir nun erstaunt sind , daß
trotzdem diese Ersparniß gemacht worden ist , wird uns Nie¬
mand verargen . Herr Abg . Gross  hat recht,  wenn er
sagt : so genau muß sich eine Veranschlagung machen lassen,
daß bei einem Objekt von 193 000 ^ keine Differenzen
von 37 000 entstehen . Mit der Moorriemer Brücke
wird es ähnlich liegen . Wenn die Eisenbahnen nicht soviel
selbst bauen , sondern Offerten einfordern wollten von Unter¬
nehmern , so würden die Anschläge auch genauer werden.

Regierungsrath Becker : Das Erstaunen des Herrn
Vorredners darüber , daß so viele Ersparnisse gemacht wor¬
den sind , theilt die Staatsregierung , nicht aber Angesichts
der von mir angegebenen Gründe , die hochgradige Ver¬
wunderung . Sie können nicht in die Zukunft sehen und
daher auch die Kosten eines Bauwerks nicht genau abmessen.
Gutes Arbeitswetter und billige Arbeitskräfte wirken über¬
aus günstig auf die Kosten , abgesehen von den Material¬
preisen , die auch Schwankungen in Folge der Konjunktur
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mnd Konkurrenz unterliegen . Aber was verschlägt es denn,
ans diesen Ersparnissen eine wirtschaftliche nützliche Anlage
herzustellen , zumal wenn sie zweifellos den Interessenten
Kosten erspart ? Ich bitte daher auch noch Herrn Gross,
mir zu bestätigen , daß die geplanten Bauten ohne Zweifel
für die Interessenten in Nordenham von großem wirth-
schaftlichen Nutzen sind.

Abg . Gross : Ich möchte Herrn Schröder  beruhigen,
-eine Stockung des Verkehrs wird nicht eintreten , wohl wer¬
den gewisse Erschwerungen bei stärkerem Verkehr bestehen
bleiben , diese sind indessen nicht unüberwindlich , sonst würde
ich ja selbstverständlich der Ablehnung der Vorlage nicht
haben zustimmen können . Die geplanten Anlagen würden
in erheblichem Maße die Arbeiten erleichtern , aber die Zu¬
stände , über welche geklagt wird , bestehen anderswo eben¬
falls , zum Beispiel bei uns in Brake , in erheblich größerem
Maße . Wir würden aber gar nicht wagen , um Abstellung
der Uebelstände zu bitten während einer lausenden Periode;
wir freuen uns , wenn sie für den nächsten ordentlichen
Landtag in Aussicht gestellt wird . Die . Ersparnisse be¬
treffend sagt Herr Eisenbahndirektionspräsident von Mühlen¬
fels,  daß die Preise der letzten Vergebungen zu Grunde
gelegt worden wären . Herr Regierungsrath Becker sprach
nur von dem Pier . Ich bin aber am erstauntesten über
die Moorriemer Brücke . Wenn die letzten Vergebungen zu
Grunde gelegt worden sind , so sind die Ersparnisse noch
unbegreiflicher , weil die Eisenpreise erheblich gestiegen sind.
Es liegt kein genügender Grund vor , die Anlage in Nor¬
denham gar so rasch zu bauen . Ich bitte Sie , nehmen Sie
den Antrag des Ausschusses an.

Die Berathung wird geschlossen, aber vom Präsidenten
wieder für eröffnet erklärt , da ein Regierungskommissar
ums Wort bittet.

Eisenbahndirektionspräsident von Mühlenfels : In
Bezug auf die Moorriemer Kanalbrücke kann ich mittheilen,
daß die besonders billigen Preise dadurch erzielt sind , daß
wir einen Unternehmer gefunden haben , einen Herrn Fölzer
in Siegen , welcher diese Arbeit zu Preisen ausgeführt hat,
welche uns niedrig und günstig erschienen . Es ist noch kein
großer Unternehmer , er arbeitet persönlich mit , und hat es
dadurch ermöglicht , gewissermaßen ins Geschäft zu kommen.
Wir können aber solche günstige Voraussetzungen unseren
Anschlägen nicht zu Grunde legen , wir können nur die¬
jenigen Preise nehmen , die wir zuletzt bei ähnlichen Unter¬
nehmungen erfahren haben . Wir haben also ein glückliches
Ergebniß erzielt durch das Angebot des Unternehmers , und
deshalb haben wir nicht den Vorwurf verdien : , der uns
gemacht wird . Wegen Nordenham möchte ich noch bemerken,
daß nach den bisherigen Anzeichen der Verkehr in diesem
Herbst größer werden wird als früher und daß die Stockungen
auch größer sein werden . Eine ganz bestimmte Sicherheit
haben wir natürlich nicht , denn wir wissen nicht , was für
kaufmännische Unternehmungen im Gange sind.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht . Die Be¬
rathung wird zum zweiten Male geschlossen. Der Bericht¬
erstatter verzichtet aufs Wort . In der Abstimmung wird
der Ausschußantrag angenommen.

Es folgt Punkt 5 der Tagesordnung:
Bericht des Eisenbahnausschusses über die Vorlage der

Staatsregierung , betreffend die Mehrerfordernisse bei dem
Bau der Bahn Oldenburg -Brake.

Der Ausschuß beantragt:
.->Z 1.

Der Landtag wolle für den Bau einer Eisen¬
bahn von Oldenburg nach Brake die Summe von
600 000 zu Lasten des Eisenbahn -Baufonds
nachbewilligen.

2 .
Der Landtag wolle beschließen , daß er diese Auf¬
fassung des Eiscnbahnausschusses theile und für die
Folge zu den Vorlagen der Staatsregierung über
Eisenbahnangelegenheiten kein Vertrauen mehr habe.

Präsident : Ich bemerke, daß mit Rücksicht auf den
Inhalt des Antrages 2 Herr Minister Jansen  gebeten
hat , vor dem Berichterstatter das Wort zu erhalten , und
ich trage kein Bedenken , es ihm zu erthcilen . Es erhebt
sich dagegen kein Widerspruch . Ich bitte also Se . Excellenz
den Herrn Minister Jansen  das Wort zu nehmen.

Minister Jansen : Meine Herren ! Die bedeutenden
Mehraufwendungen bei dem Bau der Bahn Oldenburg-
Brake sind , wie ich nicht ausdrücklich zu versichern brauche,
für die Staatsregierung eine höchst unerfreuliche und pein¬
liche Ucberraschung gewesen . Es drängt sich sofort die
Frage auf : Konnten diese Mehraufwendungen vermieden
werden , und wenn cs nicht der Fall war , konnten und
mußten sie nicht vorhergesehen und berücksichtigt werden bei
Aufstellung der Kostenanschläge ? Sobald die Staatsre¬
gierung von dem Eintritt bedeutender Ucberschreitungen
Kenntniß erhalten hatte , ist sie an die Erörterung dieser
Frage herangctreten . Es haben die darauf bezüglichen Er¬
mittelungen aber zur Zeit noch nicht zum Abschluß ge¬
bracht werden können und stehen auch die Ziffern der Üeber-
schreitung noch nicht definitiv fest , so daß die Staatsregierung
nicht in ver Lage gewesen ist , schon dem jetzigen , unver-
muthet einberufenen Landtag eine erschöpfende Vorlage zu
machen , sondern dieselbe dem in einigen Monaten zusammeu-
tretenden ordentlichen Landtag hat Vorbehalten müssen.
Gleichwohl war es nothwendig , auch schon den jetzigen
Landtag mit der Sache zu befassen wegen der vorläufigen
Bewilligung der erforderlichen Kredite zur Deckung der
Ueberschreitung . Das ist der Anlaß der jetzigen summa¬
rischen Vorlage ; das Weitere bleibt dem ordentlichen Land¬
tage überlassen.

Es lag ja nahe , schon im jetzigen Stadium der Sache
die Frage der Verantwortlichkeit anzuschneiden und so sind
in dem Berichte des Eisenbahnausschusses schwere Vorwürfe
erhoben gegen die Staatsregierung und gegen die Eisen¬
bahnverwaltung wegen ungenügender Aufstellung der Kosten¬
anschläge . Dabei ist dem Staatsministerium geradezu vor-
geworfeu , daß es nicht die genügende Autorität besitze, um
die Eiscnbahnverwaltung zur Hergabc sorgfältig bearbeiteter
Kostenanschläge anzuhalten . Diesen Vorwurf muß ich auf
das Entschiedenste zurückweisen . Wie aus den Ministerial-
akten jederzeit erwiesen werden kann , ist der Kostenanschlag
vom Herbst 1893 , welcher der Bauausführung zu Grunde
gelegen hat , von der Großherzoglichen Eisenbahndirektion
nach den speziellen Anweisungen des Staatsministeriums
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genau und sorgfältig bearbeitet, und es ist derselbe beim
Staatsministerium durch den Herrn Eisenbahureferenten
gründlichster Revision unterzogen worden. Eine technische
Revision des Kostenanschlags konnte beim Staatsministerium
nicht geschehen, weil demselben ein Beamter dafür damals
noch nicht zur Verfügung stand. Es haben aber in meinem
Aufträge zwischen dem Herrn Eisenbahnreferenten und den
betr. Herren von der Eisenbahndirektion eingehende Erörte¬
rungen stattgefunden in Betreff derjenigen Punkte des Kosten¬
anschlags, welche noch einer weiteren Klärung bedurften.
Auch ist die Möglichkeit von Bauschwierigkeiten im Moor
seinerzeit ausdrücklich zur Sprache gekommen, aber von dem
technischen Dezernenten der Eisenbahndirektion der bestimmten
Ansicht Ausdruck gegeben worden, daß solche Schwierig¬
keiten in erheblichem Maaße nicht zu besorgen seien, und
wenn sie eintreten sollten, die für Erdarbeiten veranschlagten
Kosten auch hierfür auf alle Fälle ausreichen würden.
Demnach konnte die Staatsregierung kein Bedenken tragen,
den sorgfältig bearbeiteten Kostenanschlag zur Ausführung
zu genehmigen, und ich kann nicht anerkennen, daß in Be¬
treff der Behandlung dieses Anschlags beim Staatsministerium
irgend etwas versäumt worden sei und muß gegen einen
solchen Vorwurf mich verwahren. Die Katastrophe, unter
deren Eindruck wir heute stehen, ist über Oldenburg-Brake
lediglich dadurch hereingebrochen, daß gewisse, nur von
Technikern zu beurtheilende Voraussetzungen des Kosten¬
anschlags sich schließlich als nicht zutreffend erwiesen haben,
indem die Techniker der Eisenbahnverwaltung nach ihren
Erfahrungen auf ähnlichem Terrain davon ansgehen zu
dürfen glaubten, daß das Moor den Damm halten werde,
was sich bei größeren Strecken thatsächlich nicht bewahrheitet
hat. Ob diese Annahme vielleicht nicht von vorne herein
eine gewagte war, ob es nicht nöthig gewesen wäre, weitere
Terrainuntcrsuchungenvorzunehmen, als es thatsächlich ge¬
schehen ist, diese Frage lasse ich zur Zeit dahingestellt.
Die betheiligten Beamten sind zur Rechtfertigung darüber
aufgefordert und das vollständige Material soll in einer
Denkschrift dem ordentlichen Landtage vorgelegt werden.
Daß bei diesem Fehlschlag der technischen Beurtheilung der
Bodenverhältnisse die Staatsregierung Mitschuld trage, muß
ich aufs Entschiedenste bestreiten. In Betreff der Stellung
des gegenwärtigen Eisenbahndirektorszur Sache bemerke
ich noch, daß die Kostenanschläge von 1890 und 1892,
welche die Grundlage des maßgebenden Kostenanschlags von
1893 bilden, zu einer Zeit ausgestellt worden sind, als der
Eisenbahndirektor noch nicht im Amte gewesen ist und daß
die Bearbeitung des Anschlags von 1893 stattfand einige
Monate nach seinem Eintritt , zu einer Zeit, als er noch
in der ersten Orientirnng begriffen war und mit den ört¬
lichen Verhältnissen noch nicht vertraut sein konnte. Des¬
halb kann dem Herrn Eisenbahndirektor in Betreff der
Unterschätzung der Bauschwierigkeiten eine Verantwortung
schlechterdings nicht impntirt werden.

Was das im Anträge 2 im Eisenbahnausschuß formu-
lirte Mißtrauensvotum gegen mich angeht, so habe ich darüber
Folgendes zu sagen. Selbstverständlichbin ich als Minister
des Inneren verantwortlich und dem Landtage Auskunft
schuldig über alle Vorgänge, welche innerhalb meines Ge¬
schäftskreises sich ereignen und es ist mir fern, dieser Ver¬

antwortung mich zu entziehen oder dieselbe bemänteln zw
wollen. Aber materiell kann doch diese Verantwortung sich
nur auf Dinge erstrecken, für die ich überhaupt im Stande
bin aufznkommen. Wenn in meinem Geschäftskreise Bau¬
techniker sich irren über die Tragfähigkeit einer bestimmten.
Bodenart für bestimmte Erdmassen, und darum handelt es
sich in dem vorliegenden Falle, so bin ich dafür doch, glaube
ich, kaum persönlich verantwortlich, auch wenn sich daraus
unerwünschte finanzielle Konsequenzen ergeben, und wenn
mir deshalb ein Mißtrauensvotum zugedacht wird, so kann
ich das nicht für berechtigt halten und muß dagegen Ver¬
wahrung einlegen. Zugleich muß ich aber mit aller Ent¬
schiedenheit darauf aufmerksam machen, daß das Staats¬
ministerium noch gar nicht in der Lage ist, das Material,
welches zu ihrer und der Eisenbahnverwaltung Rechtfertigung,
dient, dem Landtage zur Prüfung vorzulegen und daß dem¬
nach ein abschließendes Urtheil über die Sache noch gar
nicht möglich ist. Wenn es unter diesen Umständen der
Eisenbahnausschuß auf sich genommen hat, ein Mißtrauens¬
votum gegen mich zu beantragen, so ist das seine Sache,,
daß aber der Landtag sich dazu sollte verstehen wollen,
einem Minister , der 20 Jahre lang die nicht leichte Last,
des Eisenbahndepartements getragen und den der Landtag.
20 Jahre lang, wie ich dankbar anerkenne, unterstützt hat,
mit einem Mißtrauensvotum zu bedenken in einer Sache,
die noch gar nicht spruchreif ist , das glaube ich nicht eher„
als bis ich es erlebe.

In dem Bericht ist gesagt worden, daß die Staats¬
regierung offiziell erst Mitte December von der erheblichen
Ueberschreitung Kenntniß erhalten hätte. Das ist nicht zu¬
treffend. Diese Bemerkung kann sich nur darauf beziehen,
daß erst damals sestgestellt wurde, daß sich die Ueber¬
schreitung auf die enorme Summe von 4—500 000 Mark
belaufen würde. Daß wegen der Erdarbeiten Ueberschrei-
tungen eintreten würden, war seit Mitte August bekannt^
nur ließen sie sich noch nicht beziffern und wurden in
solchem Betrage damals noch nicht erwartet. Damit habe
ich dem Landtage gesagt, was ich zur Rechtfertigung der
Staatsregicrung und der Eisenbahnverwallung zur Zeit zu.
sagen habe. Es ist mir überaus Peinlich gewesen, dabei
auch auf die Frage des mir zugedachten Mißtrauensvotums
eingehen zu müssen, aber wegen des sachlichen Zusammen¬
hangs war das unvermeidlich. Für die weitere Vertretung
der Vorlage werden die Herren Regierungskommissare ein¬
treten, da ich den Landtag bei einer Verhandlung, welche
meine Person anlangt , durcb meine Gegenwart nicht zu
beengen wünsche.

Abg. Hoher : Ich bemerke zunächst, daß sich im Aus¬
schußberichte, Abklatsch Seite 51, ein Schreibfehler befindet.
Es muß nicht heißen „die folgenden Vorlagen" sondern
„die Folge den Vorlagen". Sie werden mir gestatten, daß
ich ein berichtigtes Exemplar einreiche. Dann muß ich noch
eine Berichtigung vornehmen bezüglich der der Vorlage in
Anlage 3 beigegebenen Nachweisung. Sie enthält unter
dem Titel „Grunderwerb und Nutzungsentschädigung" den
Betrag von 66 000 während hier 35 529 einzu¬
stellen waren. Diese 35 529 sind die auschlagsmäßigen
Grunderwerbskosten, welche nicht den Gemeinden, sondern
dem Baukonto als eigentliche, durch die Einführung der
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'Bahn Oldenburg - Brake in die Bahnhöfe Oldenburg und
Brake veranlaßt Baukosten zur Last zu legen sind . Der
Betrag von 66 000 bildet die Summe der für den
Grunderwerb zur Bahn in der Landgemeinde Oldenburg

,zur Verfügung stehenden Mittel , und zwar mit
1. 58 000 Beiträge der Interessenten in der Land¬

gemeinde Oldenburg,
2 . 2000 ^ Beitrag der Landgemeinde Oldenburg

und
3 . 6000 ^ Beitrag der Gemeinde Strückhausen (als

Theil der von dieser dem Staate bewilligten
26 000 ä konäs xsrän ).

Nach dem jetzigen Stande der Enteignung betragen
dagegen die Grunderwerbskosten einschließlich zu berech¬
nender Zinsen in der Landgemeinde Oldenburg 83 000 ^
und zwar nach abgeschlossenen Verträgen 38 200 für
die im Enteignungsverfahren zu erwerbenden Grundstücke
40 050 -/M und für Zinsen 4750 Dazu entstehen an
Grnnderwerbskosten in der Gemeinde Rastede durch Ankauf
von Grundstücken zur Sandgewinnung 9000 sodaß
insgesammt 92 000 ^ erwachsen und gegenüber den mit
66 000 ^ verfügbaren Mitteln eine Mehrausgabe von
26 000 entsteht.

Nach dem Gesetze haben die Gemeinden der Staats¬
regierung den Grund und Boden unentgeltlich zur Ver - ,
fügung zu stellen . Hier hat man nicht dem Gesetze gemäß
gehandelt , sondern die L -taatsregierung hat für eine ver¬
fügbare Summe die Fertigstellung des Grund und Bodens
selbst übernommen und dabei eine Einbuße von 17 000
gehabt . Würde man also streng nach dem Gesetz Verfahren
sein , so wäre die Ueberschreitung um 17 000 geringer
gewesen . Die 9000 ^ für den Ankauf des Grundstücks
in Rastede muß man meiner Auffassung nach mit auf den
Bau übernehmen.

Ich komme nun auf die Vorlage selbst . Ich muß zu¬
nächst bemerken , daß , wenn ich der Stimmung des Landes
hätte den richtigen Ausdruck geben wollen , ich lange nach
passenden parlamentarischen Ausdrücken hätte suchen müssen.
Man kann im Lande nicht verstehen , daß bei unseren
kleinen Verhältnissen sich derartige unliebsame Sachen in
so kurzer Zeit wiederholen können . Man sagt , daß bei
uns nicht alles so ist , wie es sein muß , und ist dazu voll¬
ständig berechtigt , nach meiner Ansicht . Den Grund dafür
finde ich darin , daß das Staatsministerium von dem Ein¬
fluß , den es im Interesse des Landes auf die Eisenbahn¬
verwaltung haben muß , im Laufe der Jahre immer mehr
und mehr eingebüßt hat . Ich gebe zu , daß in den letzten
Jahren Versuche gemacht sind , diesen Einfluß wieder zu
gewinnen , aber bekanntlich ist es nicht leicht , einen ver¬
lorenen Posten wieder zu erobern . Der Landtag ist in
dieser Beziehung entschieden weitsichtiger gewesen als die
Staatsregierung . In der richtigen Voraussetzung , daß der

'Minister die Uebersicht über das immer umfangreicher
werdende Eisenbahnwesen mit der Zeit verlieren müsse , hat
der Landtag seiner Zeit die Anstellung des Eisenbahn¬
referenten und auch des technischen Hülfsbeamten angeregt
und verlangt . Aber Sie wissen alle , wie ablehnend der

'Minister sich dagegen verhielt und mit welchem Widerstreben

die Regierung schließlich diesen Anregungen Folge geleistet
hat . Man sollte es kaum für möglich halten , daß so kurze
Zeit nach den unerquicklichen Ereignissen von 1892/93 ent¬
gegen dem so äußerst bestimmt ausgesprochenen Willen des
Landtags und den Versprechungen der Regierung , wieder
Kostenanschläge in einer solch nachlässigen Weise aufgestellt
worden . Meine Herren , wo bleibt da das Bewilligungs¬
recht des Landtags , wenn mit den Geldern des Landes so
verfahren wird ? Was hätten wir mit den 600 000 ^
oder dem größten Theil der Summe an anderer Stelle
Gutes leisten können ! Wir sind es nach meinem Dafür¬
halten dem Lande und dem Ansehen des Langtags schuldig,
dafür zu sorgen , daß hier Wandel geschaffen wird . Der
erste Kostenanschlag war aufgestellt von einem Vermessungs¬
beamten , allerdings war er von einem technischen Beamten
nachgesehen . Es war im Oktober 1893 , wie er der Staats¬
regierung Vorgelegen hat . Wie dann eine Herabminderung
der ganzen Kosten in Anregung gebracht war , hatte man
im Handumdrehen einen zweiten Anschlag fertig , der Anfang
November schon vorgelegt wurde . Daß so rasch Kosten¬
anschläge aufgestellt werden , daß Untersuchungen des Bodens
nicht stattgefunden haben , das sind so schwerbelastende
Thatsachen , daß ich dem nichts hinzuzufügen habe . Der
Herr Minister verwahrt sich gegen den im Bericht ent¬
haltenen Vorwurf , daß die Staatsregierung den Organen
der Eisenbahnverwaltung gegenüber nicht die erforderliche
Autorität hätte , ich muß aber diesen Vorwurf aufrecht
erhalten , denn wenn die Staatsregierung diese Autorität
besäße , würde man garnicht gewagt haben , bei dem Bau
der Bahn in einer so wenig gewissenhaften Weise vorzu¬
gehen . Weil die Staatsregierung stets den Anregungen
des Landtages , dem Minister den erforderlichen Einfluß
auf unser Eisenbahnwesen zu sichern , widerstrebt har , ist sie
auch materiell verantwortlich für die gemachten Fehler.
Wenn der Herr Minister sagt , daß Bauschwierigkeiten im
Moor zur Sprache gekommen sind , so verstehe ich das nicht.
Ich berufe mich auf die Ausschußmitglieder , wenn ich be¬
haupte , daß Herr Regierungsrath Becker selbst geäußert
hat , das Ministerium hätte doch nicht wissen können , daß
Untersuchungen des Moores nicht stattgefunden hätten.
Der Herr Minister hat ferner geäußert , daß es im Aus¬
schußberichte nicht richtig sei , wenn es darin heiße , daß
officiell erst im December vorigen Jahres das Ministerium
Mittheilungen von den Bauschwierigkciten im Moore und
von den erheblichen Kostenüberschreitungen bekommen hätte.
Auch hierin berufe ich mich auf meine Herren Kollegen im
Ausschuß . Der Herr Regierungskommissar hat ausdrücklich
betont , daß erst im December 1895 der Regierung officiell
Mittheilung davon gemacht sei. Ich erinnere mich noch,
daß Herr Präsident v. Mühlenfels  gesagt hat , daß er
selbst erst nach seiner Rückkehr von seinem Urlaub davon etwas
erfahren habe ; das ist im Juli oder August gewesen . Wenn
der Herr Minister sodann Veranlassung nimmt , den jetzigen
Eisenbahndirektor in Schutz zu nehmen , so stimme ich ihm
bei. Auch ich bin der Ansicht , daß Herr Präsident
v . Mühlenfels  an der Sache keine Schuld hat . Er kam
damals neu in die Verhältnisse herein und war gezwungen,
sich auf seine Mitarbeiter zu verlassen . Wie leicht wäre
diese Moorstrecke zu umgehen gewesen , wenn man die Bahn
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etwas weiter an den bewohnten Ort gelegt hätte! Das wäre
auch im Interesse der Bahn selbst gewesen. Die meisten von
Ihnen haben die Bahn befahren und geben mir gewiß Recht,
wenn ich sage: Der Bahnhof Oldenbrok liegt in einer Wüste.
In 200 Meter Entfernung sieht man zwei einsam gelegene
Häuser, 2 bis 3 Kilometer weiter habe ich kein Haus ge¬
sehen. Wie da ein Verkehr entstehen soll, ist mir unbe¬
greiflich, es sei denn, daß man dort ein Moorbad anlegen
will (Heiterkeit). Ich möchte anregen, dort überhaupt keinen
Bahnhof zu errichten, und daß auch die Großherzogliche
Staatsregierung zu dem Verkehr auf dieser Station kein
Vertrauen hat, das geht daraus hervor, daß Pflastcrungs-
arbeiten für die Zufuhrstraße bei dieser Station nicht vor¬
gesehen sind. Man wird also mit dem Wagen nach der
Station überall nicht hinkommen können (Heiterkeit). Es
ist nicht zu verkennen, daß die Kalamität , in welcher wir
uns jetzt befinden, zum großen Theil mit zurückzuführen ist
ans die unglückliche 10 o/oige Vorbelastung, zu der die Ge¬
meinden herangezogen werden. Und ich muß sagen: Be¬
stände diese Vorbelastung, der der Landtag, allerdings
schweren Herzens zugestimmt hat, nachdem vom Ministerium
erklärt wurde, daß Bahnen ohne diese Vorbelastung nur
soweit gebaut werden sollten, als Ersparnisse vorhanden
seien, nicht, so würden wir viel Geld gespart haben. Wir
hätten dann ein vernünftiges Netz der Vareler Ringbahn
bekommen, das leidliche Ertrüge brächte, während es jetzt
dauernd große Zuschüsse verlangen wird und wir hätten
auch bei dieser Bahn V? Million erspart; 175000 be¬
tragen die Zuschüsse der Gemeinden bei dieser Bahn und
600 000 sind die Mehrkosten, die bis jetzt entstanden
sind, und glauben Sie nicht, daß die Sache damit abge¬
schlossen ist.

Ich wende mich nun zu dem Antrag 2 und bemerke,
daß der Eisenbahnausschuß anfänglich einstimmig der An¬
sicht war, den geforderten Betrag abzulehnen. Das wäre die
richtige Antwort auf die Vorlage der Staatsregierung gewesen.
Aber mit Rücksicht auf die betheiligten Gemeinden und auf die
nördlich von Brake gelegene Landschaft hat man davon Ab¬
stand genommen und die Bewilligung beantragt. Wir sind
der Ansicht, daß man die Bahn nicht wie sie jetzt ist, liegen
lassen kann, daß sie vielmehr in betriebssicherem Zustande
hergestellt werden muß. Meine Herren, der Antrag -4Z 2
ist eine nothwendige Folgerung der Ausführungen des Eisen¬
bahnausschussesder 2. Versammlung des 24. Landtags,
als es sich um die Ueberschreitungen des Erneuerungsfonds
handelte. Wir haben damals gesagt, daß, wenn die Staats¬
regierung nicht ihren ganzen Einfluß aufböte, damit die
Pläne und Kostenanschläge der Eisenbahnverwaltung auf
das Sorgfältigste ansgearbeitet würden, der Landtag den
Vorlagen der Staatsregierung über Eisenbahnsachenkein
Vertrauen mehr entgegenbringen könne. Das ist nach
meinem Dafürhalten jetzt cingetroffen, eine Besserung ist
nicht eingetrcten, ich wenigstens kann keine konstatiren.
Einerseits finden Ueberschreitungen, andererseits Ersparnisse
statt in einem Umfange, der über das zulässige Maaß weit
hinausgeht. Gewisse Ueberschreitungen und Ersparnisse sind
nicht zu vermeiden, darin gebe ich Herrn Eisenbahndirektions¬
präsidenten v. Mühlenfcls  Recht, aber mangelhafter ist
wohl noch kein Kostenanschlag aufgestellt als der über diese

Bahn . Ta keine Besserung eingetreten ist, so bin ich der
Ansicht, daß das Staatsministcrium nicht so bemüht ge¬
wesen ist, wie es der Landtag verlangen konnte, um solche
Ueberschreitungen zu verhindern. Deshalb und weil die
Staatsregierung stets den Bemühungen des Landtags gegen¬
über, dem Ministerium die Uebersicht zu erleichtern und
seinen Einfluß im Eisenbahnwesen zu stärken, ablehnend
verhalten hat, trifft auch die Regierung um so mehr die
Schuld.

Ich muß nun noch mit wenigen Worten ans die Schlnß-
bemerkung des Berichtes kommen, welche die Ansicht des-
Hcrrn Abg. Rog gewann  wiedergiebt . Meine Herren,
was bei derartigen Denkschriften herauskommt, namentlich
wenn die Sache ans die lange Bank geschoben wird, das
haben wir gesehen, als es sich um die AngelegenheitB orr-
mann  handelte . Da sollte auch eine Denkschrift kommen,
welche die Verhältnisse darlegte; der Landtag beschloß, die
Staatsregierung aufzufordern, Untersuchungen darüber an¬
zustellen, inwieweit Borrmann  zur Verantwortung zu
ziehen sei. Und welches Resultat haben wir gehabt? Die
Sache ist im Sande verlaufen, obgleich man wußte, daß.
Borrmann  eine große Schuld traf . Wir müssen ver¬
hindern, daß Aehnliches wieder geschieht und sich die gegen¬
wärtige Angelegenheit wieder so im Sande verläuft. Ich
bitte Sie demnach, die Anträge des Ausschusses anzu¬
nehmen.

Regierungsrath Becker : Meine Herren, gestatten Sie
mir vor Eintritt in die Debatte eine kurze Bemerkung zu
den Darlegungen im Berichte des Eisenbahnausschnsses bezw.
zu den Ausführungen des Herrn Berichterstatters, die mei¬
nes Erachtens in einigen Punkten einer Berichtigung oder
vielmehr einer Erläuterung bedürfen, um ein genaues Bild
von der geschehenen Kosten-Veranschlagung für die Strecke
von Oldenburg nach Brake geben zu können. Auf Grund
der im Berichte des Eisenbahnausschusses zutreffend geschil¬
derten Vorgänge wurden der Staatsregierung Ende Februav
1893 von der zweiten Versammlung des 24. Landtags zur
Erbauung einer Eisenbahn von Oldenburg nach Brake
1 750 000 bewilligt mit dem Ersuchen, vor Feststellung
des endgültigen Kostenanschlages mit den betheiligten Ge¬
meinden wegen der Uebernahme der gesetzlichen Vorbelastun¬
gen zu verhandeln. Dies geschah, nachdem die Eisenbahn¬
direktion inzwischen auf eine Verfügung des Staatsministe¬
riums vom 9. Juni 1892, welche eine sehr eingehende Ver¬
anschlagung der Grunderwerbs- und Baukosten an der
Hand specieller Direktiven vorschrieb, berichtet hatte, daß
hierzu die bisherigen Veranschlagungen eine völlig genügende
Grundlage bilden würden. Es wird einzelnen Herren be¬
kannt sein, daß den Verhandlungen mit den betheiligten
Gemeinden eine Besprechung mit den Amtshauptmännern
der Aemter Oldenburg, Brake und Elsfleth sowie dem Ober¬
bürgermeister der Stadt Oldenburg, auch noch auf Wunsch
eine Jnteresscnten-Vcrsammlung vorherging, um die Wünsche,
die über die Linienführung herrschten, zu klären. Man
kam bald dahin und mußte sich überzeugen, daß, wenn man
von Oldenburg nach Brake bauen wollte, man den Wün¬
schen Strückhausens bezw. Ovelgönnes ans Ablenkung nach
Norden Rechnung tragen mußte, während man sich sagen
durfte, daß bei der Führung der Bahn über Loy, wo
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hauptsächlich die Kosten für Erdarbeiten entstehen sollten,
wohl noch eine andere Linie gefunden werden könne . Nach
Klärung der Verhältnisse erging sodann im Mai 1893 das
Ersuchen des Staatsministeriums an die Aemter und den
Stadtmagistrat zu Oldenburg zur Einleitung der Verhand¬
lungen mit den Gemeinden , nachdem durch Benehmen mit
der Eisenbahn -Direktion festgestellt war , daß die vom Land¬
tage bewilligten Baumittel reichen würden , wenn die zu
Gunsten Strückhausens und Ovelgönnes gewünschte Ab¬
weichung von der bisherigen s. g. rothen Linie zur Ausfüh¬
rung gelangen würde und von den Grunderwerbskosten in
der Gemeinde Brake der Betrag von 27 000 welche
eigentliche Baukosten repräsentirten , aus den Baumitteln zu
bestreiten wäre . Dabei stand die Linienführung bei Loh
noch aus . Die Terrainschwierigkeit im Moore bei der Ab¬
lenkung der Linie nach Strückhausen und Ovelgönne wurde
beredet und dabei seitens der Eisenbahn -Direktion erklärt,
daß in technischer Beziehung gegenüber der ursprünglichen
Route kein Unterschied obwalte.

Das Ergebuiß der Verhandlungen mit den Gemeinden
war schließlich , daß die Erbauung der Bahn von Oldenburg
nach Brake als gesichert angesehen werden durfte , wenn
außer der Abweichung zu Gunsten Strückhausens und Ovel¬
gönnes bei Loy eine gegenüber der s. g. rothen Linie um
rund 100 000 billigere , von der Gemeinde Rastede ge¬
wünschte s. g. braune Linie zur Ausführung gelangte.
Hierfür mußte nach den bisherigen Veranschlagungen die
bewilligte Summe von 1 750 000 ^ reichen , und konnte
das Staatsministerinm daher nur überrascht sein , als auf
seine , die genaue Veranschlagung der jetzt rund 31,8 llrw
langen Linie vorschreibende Verfügung vom 4 . August 1893
die Eisenbahn -Direktion Mitte October 1893 einen Kosten¬
anschlag vorlegte , welcher mit einem Gesammt -Aufwande
von 1 870 000 abschloß . Die Höhe dieses Anschlages
wurde begründet insbesondere mit der Höhe der Kosten , die
das nicht entwässerte Moor verursachen würde , bezw. mit
den Ansprüchen der Sielachten . Es ist daraufhin , da das
Staatsministerium nach den bisherigen Verhandlungen den
Wunsch haben mußte , daß man mit den bewilligten Mitteln
ausreiche , sofort  eine Verfügung an die Eisenbahn -Direk¬
tion erlassen , welche im Wesentlichen zur Erwägung aufgab,
ob sich nicht die Vergebung der sämmtlichen Erdarbei¬
ten  auf der Strecke an einen Privat -Unternehmer empfehle,
weil gerade in der Ermittelung der Kosten für die Erd¬
arbeiten im Moore die Schwierigkeit beruhen sollte . Das
Staatsministerium glaubte , daß der Bau der Bahn alsdann
billiger , auch die Bauzeit kürzer sein werde , so daß sich
noch weitere Vortheile ergeben würden.

Es wurde auch betont , man möchte nicht unter Ein¬
schränkung der Bauwerke bezw . Betriebs -Einrichtungen von
einzelnen Positionen Abstreichungen machen , da man als
ziemlich sicher annehmen kann , daß die abgestrichenen Kosten
schließlich doch im Betriebe zu leisten sind . Auf diese Ver¬
fügung hin fanden dann — ich war selbst Regierungs-
Kommissar — mündliche Verhandlungen mit der Eisenbahn-
Direktion statt . Diese machte nun gegen die Vergebung der
Erdarbeiten Bedenken geltend , sie glaubte in Regie billiger
arbeiten zu können und meinte , daß auf ihre Veranschlagung
hin von einer Vergebung der Erdarbeiten , wie vom Staats-

Berichte . XXV . Landtag , 3 . Versammlung.

Ministerium gewünscht , abgesehen werden könne . Dagegen
schlug die Eisenbahn -Direktion einige Abstriche vom Kosten-
Anschläge vor , ohne dadurch , wie sie sagte , in irgend nennens-
werther Weise die Ausrüstung und Leistungsfähigkeit der
Bahn zu beschränken . Es sind dies keine gewaltsamen Ab-
streichungen , wie es vielleicht den Anschein haben könnte.
Es wurde vorgeschlagen : 1 . Durch Einschränkung der Kreu¬
zungslängen auf den Bahnhöfen Etzhorn , Meerkirchen und
Strückhausen von 500 ra auf 350 ra , so daß immer noch
volle Züge mit 80 Achsen kreuzen können , 12 000
2 . Durch Ersatz der auf den Stationen vorgesehenen
Pflasterung der Zufuhrwege durch festen und genügenden
Schlackenbelag — 30 000 abzusetzen . Ich möchte gleich
hier eine Bemerkung des Herrn Berichterstatters heranziehen,
die auf die „Oase in der Wüste " : Oldenbrok hinzielt mit
dem Bemerken , dort , wo es gerade nötig gewesen , seien
überhaupt keine Pflasterungen vorgesehen . Ich kann darauf
kurz erwidern , dort waren Pflasterungen nicht erforderlich,
denn Oldenbrok ist ein Haltepunkt,  also für Personen-
und nicht für Güter - Verkehr bestimmt . 3 . Wurde vorge¬
schlagen , durch die bereits verfügte Streichung des Betrages
für Remunerationen : 5000 durch Weglassung der Be¬
deckung des auf dem Bahnhofe Oldenburg zu errichtenden
Bahnsteigs 7000 ^ 5., durch die bereits in Aussicht genom¬
mene Ermäßigung der Bauzinsen 24 000 durch Weg¬
lassung der vorgesehenen neuen Signale , die durch vorhan¬
dene hölzerne Signalmasten ersetzt werden könnten , 4700
durch Wegfall des Betrages für Eröffnungsfeierlichkeiten
1500 ^ . , durch Erzielung geringerer Beförderungskosten
der gewonnenen Erdmassen 8000 und durch Streichung
auf der Position „Insgemein " 7800 insgesammt also
100 000 ^ abzusetzen . Diese Absetzungen acceptirte das
Staatsministerium und hatte dasselbe nun mit der Summe,
die der Landtag bewilligt hatte , unter Hinzurechnung des
Zuschusses der Gemeinde Strückhausen die Baugelder zur
Verfügung.

So ist der Kosten -Anschlag für die Bahn Oldenburg-
Brake zu Stande gekommen.

Ich möchte nun noch , abgesehen von dem durch meine
Ausführungen bereits berichtigten Punkte auf Seite 45 des
Abklatsches des Ausschuß -Berichtes (— 1 . Abs . — ) bemerken,
daß auch die Aeußeruug in dem Berichte Seite 46 des
Abklatsches:

„Nachdem die Trace durch den damit beauftragten
Vermessungsbeamten festgestellt ist , hat bis zur Auf¬
stellung des letzten Kostenanschlages eine Begehung
der Strecke , weder durch den technischen Decernenten,
der diesen Kostenanschlag ausgearbeitet hat , noch
durch den für die Oberleitung des Baues in Aus¬
sicht genommenen Beamten stattgefunden ."

einer Erläuterung dahin bedarf , daß der technische Decernent
und der für die Oberleitung des Baues in Aussicht ge¬
nommene Beamte die Strecke allerdings vor Aufstellung des
Kosten -Anschlages nicht begangen haben , erstcrer nicht , weil
er krank war,  daß aber der inzwischen in den Dienst der
Eisenbahn -Verwaltung eingetretene Preußische Regierungs¬
baumeister , der auch den Kosten -Anschlag auf der Grund¬
lage des Kosten -Anschlages von 1892 aufgestellt hat , vorher
die Strecke begangen hat.
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Um eine ganz richtige Grundlage für die Debatte zu
geben, muß ich noch einige andere Punkte des Ausschuß-
Berichtes berühren. Auf Seite 46 des Abklatsches desselben
ist gesagt — und dies ist eine Aeußerung von mir , sie ist
auch korrekt wiedergegeben:

„Messungen und Untersuchungen des Moores , nament¬
lich auch in Bezug auf die Entwässerung desselben,
haben weder vor, noch während, noch unmittelbar
nach Aufstellung des letzten Kostenanschlages vom
November 1893 stattgefunden."

Ich muß nur hinzufügen: Das ist richtig mit der Maß¬
gabe, daß , nachdem die Verfügung des Ministeriums zur
Ausführung des Baues im December 1893 an die Eisen¬
bahn-Direktion ergangen war , der zur Bauleitung auser-
schene Beamte mit dem Beamten, der früher die Kosten
veranschlagt hatte, die Strecke begangen und Bohrungen
angestellt hat , um die Tiefe des Moores zu erforschen.
Diese Ergebnisse sind nachher in die öffentlich auszulegenden
Karten eingetragen.

Gegen die Ausführungen im Ausschuß-Berichte dahin,
daß die Eisenbahn-Verwaltung sich bei der Ueberbauung
eines 11 in tiefen, s. g. schwimmenden Moores nicht auf
Erfahrungen stützen könne, die mit 4—6 ua tiefem ent¬
wässerten Moore gemacht seien, wird seitens der Eisenbahn-
Direktion bemerkt, daß die Strecke Hude-Berne auch jetzt
noch kein entwässertes Moor aufweise und daher der Stütz¬
punkt ihrer Erfahrung richtig gewählt sei. Hinsichtlich der
Bemerkung im Ausschußberichte— Seite 47 des Abklatsches
am Ende — daß die Thatsachen offiziell erst Mitte De¬
zember 1895 dem Staatsministerium bekannt geworden sind,
habe ich zu erklären, daß diese Mittheilung von mir kommt.
Ich habe damit sagen wollen, daß die Ueberschreitungen
in diesem erheblichen Maaße  erst um diesen Zeitpunkt
bekannt geworden sind. Ich glaube, es ist von Herrn
Präsidenten v. Mühlenfels  erklärt worden, gleich nach
seiner Rückkehr vom Urlaube habe er von den Ueberschrei¬
tungen gehört. Das sind Ueberschreitungen, die dem Staats¬
ministerium schon im August 1895 bekannt wurden und die
sich auf Erdarbeiten bezogen. Da wurde berichtet, daß
nicht Ersparnisse erzielt seien, was man gehofft hatte, sondern
daß man infolge Buschpackungen eine Ueberschreitung zu ge¬
wärtigen hätte , aber den ganzen Bedarf nicht übersehen
könne und ein Bericht in Aussicht gestellt wurde. Dieser
wurde im Januar dieses Jahres erstattet und darauf sind
vom Staatsministerium sofort die weiteren Maßregeln ge¬
troffen. Es wurden genaue Bohrungen angeordnet, um die
Tiefen des Moores und die Art desselben sowie das Profil
des Bahnkörpers im Moore festzustellen und zu übersehen,
welche Kosten etwa noch entstehen würden.

Endlich bemerke ich noch: wenn im Ausschuß- Berichte
gesagt ist — Seite 50 des Abklatsches— ob noch weitere
Aufwendungen für die Befestigung des Bahndammes er¬
forderlich seien, ließe sich nach einer Aeußerung des Re¬
gierungs-Kommissars nicht übersehen, auf den anderen Posi¬
tionen seien aber weitere Ueberschreitungen ausgeschlossen,
so werde ich dies wohl dahin verstehen dürfen, daß möglicher¬
weise nach Erstellung der Abrechnungen Wohl geringe Ab¬
weichungen stattfinden können.

Zum Schluffe habe ich noch die Bemerkung des Herrn
Berichterstatterswegen der Hergabe des Grund und Bodens
in der Landgemeinde Oldenburg zu erörtern, soweit sie viel¬
leicht einen Vorwurf dahin enthalten sollte, daß die Staats¬
regierung den gesetzlichen Bestimmungen nicht gefolgt wäre.

Es ist im Gesetze vom 13. März 1891 ausgesprochen,
daß zu den gesetzlichen Vorbelastungen außer den 10 °/o der
Baukosten die unentgeltliche Hergabe des Grund und Bodens
gehört. Mit der Hergabe des Grund und Bodens in der
Landgemeinde Oldenburg war es nun so: Der Gemeinde¬
rath verhielt sich ablehnend, er wollte nicht einmal, um dem
Staate gegenüber als Körperschaft zu gelten, den Grund
und Boden übernehmen, wenn ihm durch baare Beiträge,
sowie durch unentgeltliche Ueberlassung des Grund und
Bodens die gesammte Anschlags- Summe von 75 000 ^
zur Verfügung gestellt würde. Bei den weiteren Verhand¬
lungen suchte man daher die Grunderwerbskostenanderen
Gemeinden aufzuerlegen, aber keine wollte dafür aufkommen.
Dann ist wieder mit der Landgemeinde Oldenburg ange¬
knüpft worden und dann hat sie sich bereit erklärt, die un¬
entgeltliche Bereitstellung des Grund und Bodens in ihrem
Bezirke mit der Maßgabe zu übernehmen, daß sie nicht
weiter hafte als 2000 über die veranschlagte Summe.
So hatte man 2000 ^ und den Grund und Boden zum
Theil durch baare Leistungen zum Theil durch unentgeltliche
Hergabe. Außerdem hatte man den Zuschuß der Gemeinde
Strückhausen, welche 26 000 ^ gab. Man war nach alle¬
dem der Meinung , daß nach den Veranschlagungen, die
vorher stattgefunden hatten, eine Ueberschreitung gar nicht
denkbar sein würde. Wenn diese trotz aller Erwartungen
stattfindet, und hier jetzt gesagt wird, sie betrage 17 000
so ist darin irgend ein Borwurf gegen die Regierung nicht
enthalten, denn sie hat alles gethan, um die gesetzliche Be¬
stimmung zu sichern. Ob diese Ueberschreitung nun aber
auch thatsächlich herauskommt, das bleibt dahingestellt; die
Summe ist augenommen nach dem bisherigen Stande der
Enteignung.

Ich darf mich zunächst Wohl hierauf beschränken und
vielleicht das weitere dem Verlaufe der Debatte Vorbehalten.

Eisenbahndirektionspräsidentvon Mühlenfels : Ob¬
gleich der Herr Berichterstatter die mich sehr erfreuende und
beruhigende Erklärung abgegeben hat , daß man mich nicht
verantwortlich mache für die Dinge, die vorgekommen sind,
und obgleich Seine Excellenz der Herr Minister die Güte
gehabt hat , eine ähnliche Erklärung abzugeben, so können
Sie es mir doch nicht verargen, wenn ich mich bis zu einem
gewissen Grade verantwortlich fühle für das , was vor¬
gekommen ist, und wenn ich es nicht anders aufsassen kann,
als daß gewisse Vorwürfe, die im Berichte ausgesprochen
sind, auch meine Leitung des Unternehmens treffen; und
Sie werden mir deshalb erlauben, daß ich diesem Vorwurfe
mit der Entschiedenheit entgegentrete, welche mir ein sehr
gutes und ruhiges Gewissen und das Bewußtsein giebt, daß
ich im Laufe dieser drei Jahre bis au die Grenze meiner
Kräfte bemüht gewesen bin, allen Unordnungen im Eisen¬
bahnwesen zu steuern und die Sache so gut zu führen, wie
es möglich ist. Wenn der Bericht, der vom Ausschuß ver¬
saßt ist, in die Hände eines Dritten kommt und es wird
darin gesagt:
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„Nach Ansicht des Ausschusses muß die Großherzog¬
liche Staatsregierung nicht den für ihre Autorität er¬
forderlichen Einfluß auf die ihr unterstellten Organe der
Eisenbahnverwaltung besitzen" — zu diesen Organen
gehöre ich doch in allererster Linie — , „da es sonst
undenkbar ist , daß bis zu einem solchen Maße die Vor¬
sicht außer Acht gelassen wird , die einem gewissenhaften
Beamten obliegt , wenn es sich um die Verwendung von
Geldern des Landes handelt " ,

so kann er sich gar nicht anders denken als : das ist Sache
des Eisenbahndirektors . Ich will ja eine gewisse Verant¬
wortlichkeit hier übernehmen , insoweit es möglich ist ; ich
fühle mich verantwortlich , ich bestreite durchaus nicht , daß
Fehler vorgekommen sind , das ist zweifellos , bei der Ver¬
anschlagung , insofern als sie von technisch unrichtigen Vor¬
aussetzungen ausgegangen ist , und ferner insofern , als wir,
da die Sache schon in Ausführung war , uns immer noch
im Glauben befunden haben , wir würden mit den bewillig¬
ten Mitteln reichen . Was nun aber die technischen Voraus¬
setzungen anbetrifft , so muß ich zu meinem Bedauern noch
einmal zurückkommen auf die Ausführungen in Bezug aus
die Schuldfrage , welche im Berichte enthalten sind . Schon
von Herrn Regierungsrath Becker ist ausgeführt worden,
daß die Trace begangen worden ist von einem vermessungs¬
technischen Beamten , der übrigens sehr erfahren war in
Veranschlagungen und Jahre lang darin gearbeitet hat , fer¬
ner von dem mit dem Bau beauftragten Regierungsbau¬
meister , und daß sie nicht begangen werden konnte durch
den oberleitenden Techniker , weil der krank war . Unmittel¬
bar nachdem ist die Oberleitung einem Beamten übertragen
worden , der bis dahin hier den Ruf hatte , daß er gut und
billig baue und der die billigste Bahn in ganz Deutschland
hergestellt hat , die Strecke Essen -Löningen . Da hat sich
dieser Beamte mit aller Energie den Einzelheiten der Sache
gewidmet und hat auch Peilungen im Moor gemacht . Er
hat sich geirrt allerdings , es ist ein technischer Fehler vor¬
gekommen , er hat die Tragfähigkeit des Moores überschätzt
und hat geglaubt , es würde halten . Die Techniker der
Eisenbahnverwaltung sagen noch jetzt , es sei nicht möglich,
ein sicheres Urtheil zu gewinnen , bevor man nicht die
Dämme schütte . Ich kann Ihnen das Ergebniß der Pei¬
lungen , die vorgenommen worden sind , hier vorlegen ; sie
sind eingetragen in die Karte . Die Voraussetzungen , von
denen ausgegangen wurde in Bezug auf das Nachgeben des
Moores , haben sich nicht als richtig erwiesen , doch wäre
das zunächst noch nicht so schlimm gewesen , denn erhebliche
Reserven in den Anschlägen waren vorhanden . Aber das
Moor ist an verschiedenen Stellen gebrochen , und es ist
sehr möglich , das will ich nicht leugnen , daß ein technischer
Fehler vorliegt . In dieser Beziehung wird die Denkschrift,
die vorgelegt werden soll , die nähere Erörterung zweifellos
enthalten . Aber in Schutz nehmen möchte ich auch diesen
vielleicht in allererster Linie Verantwortlichen Beamten gegen
den Vorwurf , der ihm hier gemacht wird , daß von ihm
nicht gewissenhaft gehandelt worden sei. Es mag sein , daß
seine technische Fähigkeit für so schwierige Aufgaben nicht
ausreichte , das ist möglich . Ich will das nicht aussprechen,
aber ich stelle es als möglich hin . Aber gewissenhaft ge¬
handelt hat er . Er hat das Moor untersucht , er hat alles

gethan , was er konnte , und hat nach Maßgabe seiner Kennt¬
nisse geglaubt , den Anschlag aufrecht erhalten zu können.
Noch vom September 1894 liegt ein Anschlag von ihm vor,
genau mit derselben Summe von 1 750 000 auf Grund
dessen er sowohl wie der unter ihm bauleitende Regierungs¬
baumeister bestimmt glaubten , den Bau ausführen zu können.
Es ist gesagt worden , wie es möglich sei, daß solche Dinge
Vorkommen . Ich kann mich nur darauf berufen , daß Ueber-
schreitungen von Moorflächen gewiß zu den schwierigsten
Dingen des Eisenbahnwesens gehören . Obgleich ich nicht
selbst Techniker bin , so sind mir doch viele Fälle bekannt,
in denen gerade da , wo Eisenbahnen über Moore gehen,
Ueberraschungen vorgekommen sind . Erst neuerdings ist das
bei der so überaus gewissenhaften preußischen Eisenbahn-
Verwaltung auf der uns nahe liegenden Strecke von Geeste¬
münde nach Cuxhaven eingetreten . Die berechneten Massen
haben nicht entfernt ausgereicht und die Betriebseröffnung
hat wesentlich hinausgeschoben werden müssen . Man kann
vielleicht sagen : wir hätten gerade deshalb um so gewissen¬
hafter untersuchen müssen . Das kann man jetzt sagen . Die
leitenden Techniker haben aber bestimmt geglaubt nach ihren
Erfahrungen , die sie bei Sandkrug und Neuenkoop gesam¬
melt haben , wo überall die Eisenbahn über 4 — 6 ra tiefe
Moorstrecken geht und nicht durch entwässertes Moor —
erst vor zwei Jahren ist ein Wärterhans eingesackt, weil es
auf Moorboden stand — , sie haben also geglaubt , es würde
halten . Nun ist gesagt worden : wenn man vorher gewußt
hätte , daß diese Bahn solche ungeheure Summen verschlin¬
gen würde , würde man sie anders gebaut haben . Ich
möchte in dieser Beziehung bemerken , daß für die Eisen¬
bahnverwaltung wenigstens die Punkte Loy , Großenmeer,
Strückhausen und Ovelgönne feststanden . Die Moorrutschun¬
gen und die theuersten Arbeiten sind hauptsächlich zwischen
Loy und Großenmeer vorgekommen , auf einer Strecke , die
schon vor meinem Amtsantritte vollständig feststand , und ich
glaube nicht , daß es je die Absicht gewesen sein würde , die
Bahn anders als über Großenmeer zu legen . Nach Strück¬
hausen geht sie auf schnurgerader Linie , die ersten 2 Kur
noch auf schwieriger Strecke , die ganz besonders theuer ge¬
worden ist durch Buschpackungen , und dann durch Hoch¬
moor , von dem hier in der Karte , von der im Berichte die
Rede ist , nichts verzeichnet steht . Diese Karte ist dem bau¬
leitenden Beamten später bekannt geworden , nach Aufstellung
des Anschlages . Sie bezieht sich auf das staatliche Hoch¬
moor , während die Bahn gerade durch private Flächen geht.
Ich bitte zu bedenken , daß auch noch andere Dinge mit¬
gewirkt haben , vor allem die außergewöhnlichen Ansprüche
der Sielachten , durch die wir genöthigt wurden , eine Menge
Bauwerke ganz anders zu machen , als sie veranschlagt
waren . Ferner hat der Grunderwerb in der Landgemeinde
Oldenburg mehr verschlungen als veranschlagt war . Sie
sagen nun schließlich : diese Bahn ist sehr theuer geworden.
Gewiß , aber ich möchte bitten zu bemerken , daß sie immer¬
hin viel billiger ist als andere , die in Oldenburg gebaut
sind und die durch viel einfachere Gegenden gehen . Sie ist
um 5000 ^ das Kilometer billiger , wenn ich die Grund¬
erwerbskosten bei Seite lasse , als die Bahn Oldenburg-
Quakenbrück , und auch wenn wir die jetzige Nebenbahn als
Vollbahn ausrüsteten , würden diese Kosten nicht erreicht
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werden. Im klebrigen können Sie sicher sein, daß Sie an
dieser Bahn noch Ihre Freude erleben werden, insofern als
sie dem Lande einen Verkehr zuführt, weit über das hinaus¬
gehend, was für die Verzinsung nöthig ist. Die erste Frucht
haben Sie deutlich vor Augen in dem Vertrag mit dem
Nordenhamer Fischereihafen. Es werden weitere Früchte
folgen. Von Nordenham wird der Verkehr nach Rheinland
und Westfalen sich mehr nach dieser Linie ziehen. Sie
werden erleben, daß sie eine durchaus gute, vielleicht glän¬
zende Rentabilität aufweist.

Ich bin zu Ende. Ich will vor allem die mir unter¬
stellten Beamten in Schutz nehmen gegen den Vorwurf der
Gewissenlosigkeit, und bitte Sie zu bedenken, daß , wie die
Dinge liegen, Naturereignisse eingetreten sind, die vielleicht
hätten vorausgesehen werden können, daß aber nicht gesagt
werden kann, daß von einem einzelnen Beamten die Vor¬
sicht nach Maßgabe seiner Kräfte außer Acht gelassen wor¬
den ist, und damit fällt von selbst das Mißtrauen, das Sie
dem Großherzoglichen Staatsministerium aussprechen zu
müssen glauben.

Abg. Hoher : Wenn ich zunächst an die letzten Worte
des Herrn Eisenbahnpräsidenten anknüpfe, so bemerke ich,
daß es sich heute nicht um die Frage der Zweckmäßigkeit
der Bahn handelt, denn hätten wir sie nicht für zweckmäßig
gehalten, so würden wir sie seiner Zeit nicht bewilligt haben.
Es handelt sich um die Vorgänge beim Bau , und wenn der
Herr Eisenbahnpräsidentsagt, daß man gewissenhaft vorge¬
gangen sei bei der Aufstellung des Kostenanschlags, so bestreite
ich das ; es war nicht der Fall , denn wäre man gewissenhaft vor¬
gegangen, dann hätte man vorher Untersuchungen des Moores
anstellen müssen. Es sind die eigenen Worte des Herrn Re¬
gierungsraths Becker,  daß weder vor, noch während, noch
nach Aufstellung des letzten Kostenanschlags Untersuchungen
stattgefunden haben. Ich berufe mich da aus meine Herren
Kollegen im Ausschuß. Die Untersuchung des Moores war
um so mehr nöthig, als vom Herrn Eisenbahnpräsidenten
selbst zugegeben worden ist, daß es schwer sei, Moorflächen
zu überschreiten. Wenn mau die Schwierigkeiten in der
Ueberschreitung von Mooren kannte, mußte man das Moor
auch untersuchen. Die Karte über das staatliche Hochmoor
war dem Eisenbahndirektor unbekannt, und meines Wissens
überschreitet die Bahn einen Theil des staatlichen Hoch-
moores. Ich gebe zu, daß ich mich irren kann. Es ist
gesagt worden, daß man sich von Erfahrungen auf den
Moorstrecken bei Neuenkoop und Sandkrug habe leiten lassen
und es ist vorhin erwähnt worden, daß dort ebenfalls kein
entwässertes Moor sei. Nach meiner Auffassung ist das
nicht richtig. Wir hatten es beim Bau dieser Strecken
mit kultivirtem Moor zu thun; das ist entwässert und in
Folge dessen besser für den Ban als Hochmoor. Ich muß
noch auf die Ausführungen des Herrn Regierungsraths
Becker über die Richtigkeit meines Berichtes zurückkommen.
Ich konstatire, daß uns im Ausschuß aus einem Berichte
der Eisenbahnverwaltung an das Staatsministerium vom
15. Oktober ein Passus vorgelesen wurde und ich möchte die
Herren Kollegen vom Ausschuß fragen, ob auch sie nicht den
Eindruck gewonnen haben, daß darin die Eisenbahndirektion
ihren Bedenken gegen die Herabsetzung des Kostenanschlags
hat Ausdruck geben wollen. Ich werde darin umsomehr

bestärkt, als in der demnächstigen Sitzung von Herrn Eisen¬
bahnpräsident v. Mühlenfels  noch einmal hervorgehoben i
wurde, daß es doch vielleicht besser gewesen wäre, überhaupt ^
den Anschlag gar nicht zu ermäßigen. Ich habe das voll¬
ständig richtig wiedergegebenund habe auch gesagt, daß s
vom Ministerium angeregt worden ist, die Kosten dadurch
zu ermäßigen, daß die Erdarbeiten an Privatunternehmer
vergeben würden.

Dann hat Herr Regierungsrath Becker jetzt behauptet,
daß nicht der technische Dezernent den Kostenanschlag auf¬
gestellt habe, sondern der nachträglich hinzugezogene tech¬
nische Beamte, der die Strecke begangen hat. Das ist nach
den früheren Mittheilungen, die uns im Ausschüsse ge¬
worden sind, nicht richtig. Es wurde uns da gesagt, der
Kostenanschlag sei von dem technischen Dezernenten aufge¬
stellt und nachher von einem anderen Beamten revidirt
worden. Ich habe mir das damals gleich notirt. Es ist
auch meine Behauptung bestritten worden, daß die Ueber-
schreitungen officiell erst Mitte December zur Kenntniß der
Regierung gekommen seien. Ich muß das ebenfalls aufrecht
erhalten, es ist uns das im Ausschuß erklärt worden. Die
Ausführungen des Herrn Regierungsraths Becker über
meine Angaben bezüglich der Erwerbung des Grund und
Bodens in der Landgemeinde Oldenburg haben mich nicht
überzeugen können, daß meine Auffassung, daß nicht dem j
Gesetze entsprechend gehandelt worden sei, falsch ist.

Das Präsidium übernimmt Herr Vicepräsident Gross.
Präsident : Es ist von verschiedenen Seiten eine kleine

Pause von 10 Minuten vorgeschlagen, um das Lokal etwas
zu lüfteu. Es wird jetzt vorgeschlagen, eine halbe Stunde
Pause zu machen.

Dieser Vorschlag findet Unterstützung.
Abg. Meyer : Wenn Aussicht vorhanden ist, daß die

Verhandlungen noch länger sich hinziehen, vielleicht noch
ein paar Stunden , wäre es da nicht besser, die Sitzung zu
vertagen auf Nachmittags 3 oder 4 Uhr? Ich halte das
für richtiger.

Abg. Schultze : Ich möchte doch der Meinung sein,
daß der ganze Faden verloren geht, wenn wir eine so lange
Pause machen. Es wird das Beste sein, daß wir die
Sache zu Ende bringen.

Abg. Hoher : Ich schließe mich den Ausführungen des
Herrn Abg. Schultze an und möchte befürworten, daß wir
eine halbe Stunde Pause machen.

Es wird über den Vorschlag, eine halbe Stunde Pause
zu machen, abgestimmt. Der Vorschlag wird angenommen.

(Halbstündige Pause.)
Präsident vr . Roggemann  eröffnet nach Ablauf der

Pause die Sitzung wieder und giebt das Wort
Regierungsrath Becker : Meine Herren ! Nur wenige

Worte in Erwiderung auf die Ausführungen des Herrn
Berichterstatters, die im Wesentlichen dahingingen, daß die
Berichtigungen, die ich gegeben habe — oder ich will sie
lieber, was ich zu Anfang auch schon gethan habe, Er¬
läuterungen nennen — nicht begründet seien. Ich möchte
nur bemerken— falls ich mißverstanden sein sollte —, daß
ich nicht habe sagen wollen, daß ich die Bemerkung Seite 46
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des Abklatsches , „daß weder vor noch während noch un¬
mittelbar nach Aufstellung des letzten Kostenanschlags
vom November 1893 Messungen und Untersuchungen des
Moores stattgefunden hätten " nicht gethan hätte . Dieser
Ausdruck rührt vielmehr von mir her , ich bestätige ihn aus¬
drücklich. Ich habe aber hinzugefügt — und das möchte
ich, für den Fall , daß die Sache später wieder zur Sprache
kommen sollte , nicht unerwähnt lassen — daß im Januar
1894 der Beamte die Strecke begangen und Moortiefen¬
bohrungen angeordnet hat , deren Ergebnisse dann in die
zur öffentlichen Auslegung bestimmte Karte eingetragen
worden sind . Ich bestätige ausdrücklich , daß ich dahin den
Bericht des Herrn Berichterstatters nicht habe berichtigen,
vielmehr nur die Worte „unmittelbar nach"  habe er¬
läutern wollen . Im Uebrigen noch eine Bemerkung wegen
der Aufstellung des Kostenanschlags . Ich muß auch hier
mißverstanden worden sein . Er ist von Mitte Oktober 1893
und begründet hauptsächlich die Höhe der Baukosten . Ich
habe das nur bemerken wollen , damit ich später , wenn die
definitive Rechtfertigung erfolgt , nicht auf eine unrichtige
Bemerkung festgenagelt werde . Es ist übrigens durchaus
nicht meine Absicht gewesen , dem Herrn Berichterstatter
unterzuschieben , daß er Unrichtiges wider besseres Wissen
vorgebracht habe.

Abg . Schnitze : Ich muß auf die Worte des Herrn
Ministers zurückgreifen , der dem Ausschuß einen schweren
Vorwurf gemacht hat . Der Sinn feiner Ausführungen ist
der , daß der Ausschuß es nicht abgewartet habe , die aus¬
drückliche Rechtfertigungsdenkschrift der Regierung entgegen¬
zunehmen , und daß er sich somit einer gewissen Uebereilung
schuldig gemacht habe . Das Wort ist nickt gebraucht worden,
wie ich ausdrücklich betone , aber es war der Sinn , wie Sie
mir zngestehen werden . Nun möchte ich den Landtag fragen,
was denn der Ausschuß thun sollte . Es wird ihm eine

Vorlage der Staatsregierung gebracht , welche vom Landtag
eine Nachbewilligung von 600 000 für Ueberschreitungen
fordert . Der Ausschuß hatte zunächst das Gefühl , daß man
bei dem Mangel einer Rechtfertigung dieser Ueberschreitung
die Summe ablehnen sollte . Sie haben aber schon von
dem Herrn Berichterstatter gehört , weshalb man schließlich
den Weg eingeschlagen hat , die Summe zu bewilligen , um
namentlich den betheiligten Gemeinden keine Schädigung zu¬
zufügen . Will man aber die Summe bewilligen und wollte
der Ausschuß dem Landtage Vorschlägen es zu thun , dann
war er verpflichtet in die Frage einzutreten , ob die Staats¬
regierung alles gethan habe , diese Ueberschreitung zu ver¬
meiden , kurz , die Verantwortlichkeitsfrage in Betracht zu
ziehen . Das war unvermeidlich . Man hat das im Aus¬
schuß auch ganz deutlich ausgesprochen — ich speziell auch
— und von dem Herrn Regierungsvertreter ist geantwortet
worden : Bitte , stellen Sie alle Fragen , die Sie für er¬
forderlich halten zur Aufklärung , die Antwort wird Ihnen
werden . Der Ausschuß ist also in die Frage eingetreten:
Wem fällt die Verantwortlichkeit zu ? Wodurch find die
Ueberschreitungen veranlaßt worden ? Und bei dieser Ge¬
legenheit ist konstatirt worden , daß beispielsweise — was
der Bericht nicht enthält — die Autoritäten im Lande , die
über unsere Hochmoorverhältnisse ganz genau Bescheid wissen,
die sogar um Rath gefragt werden , wenn es sich um Bauten

im Moor außerhalb unseres Landes handelt , vor Auf¬
stellung des Kostenanschlags nickt zu Rathe gezogen worden
sind . Hätte man es gethan , würde man wahrscheinlich die
böse Erfahrung nicht gemacht haben . Es ist ferner fest¬
gestellt worden , ich wiederhole das , daß erst im August
vorigen Jahres die erste vorläufige Mittheilung über die
Ueberschreitungen , wenn ich nicht irre , an die Staats¬
regierung gelangt ist . Im December erst hat die Regierung
ausführlichere Mittheilungen über die Ueberschreitungen er¬
halten , während man im Lande schon lange vorher von der
Sache wußte und überall davon gesprochen wurde . Man
konnte in der Zeitung lesen : die Eisenbahn hat sich festge¬
fahren im Moor . (Zuruf des Eisenbahnpräsidenten von
Mühlenfels:  Ich habe ja in der Versammlung der freien
Vereinigung der Verkehrsinteresfenten öffentlich davon ge¬
sprochen !) Ja gewiß in der freien Vereinigung hat es der
Herr Eisenbahnpräsideut öffentlich erklärt . Da stehen wir
wieder vor der Frage : Wie kommt es , daß der verantwort¬
liche Herr Minister so spät Mittheilung von Sachen erhält,
die im Lande längst bekannt sind ? Wir werden jetzt zufällig
zusammenberufen , um die Vorlage wegen der Anlage des
Fischereihafens in Nordenham zu berathen . Wenn diese
Vorlage nicht gekommen wäre , würde die Sache auch jetzt
noch nicht an uns herangekommen sein . Kam der Landtag
aber einmal zusammen , so war es unvermeidlich , von der
Sache zu sprechen . Es wurde mit einem Wort dem Aus¬
schuß zugemuthet , dem Landtage zu empfehlen , die 600000^
zu bewilligen , aber die Rechtfertigung dem nächsten ordent¬
lichen Landtage vorzubehalten . Darauf konnte der Aus¬
schuß unmöglich eingehen und der Vorwurf , die Sache über¬
eilt behandelt und so zu einem Mißtrauensvotum gegen den
Minister gekommen zu sein , ist nicht gerechtfertigt und ich
muß ihn aufs Allerentschiedenste zurückweisen . Gewiß ist
es außerordentlich schmerzlich für die Mehrheit des Aus¬
schusses und des Landtags , ein derartiges Votum abgeben
zu müssen , aber denken Sie , welche Konsequenzen müssen
wir ziehen . Sollten wir lieber die 600 000 ablehnen?
Dies Mißtrauensvotum wäre ebenso scharf gewesen . Wenn
wir das nicht wollten , dann waren wir verpflichtet , die
Wahrheit auszusprechen , um zu verhindern , daß in Zukunft
ähnliche Dinge wieder Vorkommens um zu erreichen , daß
die Organisation der Eisenbahnangelegenheiten , namentlich
der Bauangelegenheiten in Zukunft so geregelt wird , daß
eine derartige Gefahr durch solche Kostenanschläge und
Ueberschreitungen für das Land nicht wieder Vorkommen
kann , und die Gefahr ist nicht so unbedeutend , sie ist sehr
groß . Wir haben jetzt zufällig glänzende Zeiten für unsere
Eisenbahnen , wir haben große Ueberschüffe ; wir wissen aber
nicht , ob wir zu allen Zeiten damit zu rechnen haben.
Wenn aber einmal die Ueberschüsfe wegfallen und dann so
etwas passirt , dann wird die Sache auf die Einkommen¬
steuer gelegt und wir bezahlen , statt 12 , 15 oder 18 Monate
oder noch mehr . Wir haben das schon einmal erlebt , und
haben die Verpflichtung gegen das Land , zu vermeiden , daß
das wieder vorkommt . Wir haben uns selbstverständlich
darauf beschränkt , das Mißtrauen gegen die oberste Leitung
in Eisenbahnangelegenheiten auszusprechen , nicht in anderen,
denn darum handelt es sich nur , und daß diese nicht so
geführt werden von der obersten Stelle herunter , wie sie
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sollten, das wird niemand bestreiten können. Wenn cs zum
ersten Male vorkäme, würden wir sagen: Die Sache ist
bedauerlich, aber wir hoffen, daß es nicht wieder vorkommt.
Aber es ist der Schluß einer ganzen Reihe von derartigen
Angelegenheiten, genug, der Krug ist voll zum Ueberlaufen.
Das hat uns veranlaßt, diesen Antrag zu stellen, und ich
weiß nicht, was man sonst für einen Antrag überhaupt
stellen wollte. Es bliebe nur noch der Weg übrig, die
Summe abzulehneu, wenn man dem nächsten ordentlichen
Landtage die Sache zuschieben will; aber wir sind voll in
der Lage zu entscheiden, ob hier vorsichtig Verfahren ist oder
nicht. Der Bericht ist ausführlich und Manches ist heute
noch hinzugefügt worden. Der Herr Regierungskommissar
hat bestätigt, daß keine großen Differenzen in der Dar¬
legung der Sache bestehen. Thatsache ist , daß der erste
Kostenanschlag von einem Unterbeamten, einem Vermessungs-
beamten ausgeführt ist. Später ist ein preußischer Bau¬
beamter ins Land geholt worden, um den Bau zu leiten;
er ist gewiß sehr tüchtig, aber er kennt nicht die Verhält¬
nisse und ist nicht verantwortlich. Der Verantwortliche
Bauleiter war gerade krank und konnte die Strecke nicht
begehen, ein anderer ist nicht für ihn eingetreten, kurz, die
Verantwortliche Persönlichkeit fehlt. Die ganze Organisation
ist also nicht richtig, sie muß geändert werden. Wir haben
früher im Landtage schon häufig darauf abzielende Vorschläge
gemacht, sie haben aber, wie der Herr Berichterstatter schon
ausführlich dargelegt hat , kein Entgegenkommen gefunden
bei der Regierung. Ich hoffe, daß Sie meinen Ausführungen
zustimmen und die Anträge des Eisenbahnausschusses, wie
sie vorliegen, annehmen werden. So bedauerlich es ist, daß
wir zu solchen Anträgen kommen mußten — ich persönlich
bedaure das ganz außerordentlich-— so bleibt doch absolut
kein anderer Ausweg übrig.

Abg. Gross : Meine Herren! Ich möchte zuerst
meinem Erstaunen Ausdruck geben, daß es hier so darge¬
stellt wird, als ob der Bericht des Herrn Abg. Hoher,
der vom Eisenbahnausschuß unbeanstandet gelassen ist, nicht
ganz richtig wäre. Heute wird uns hier gesagt, daß die
Strecke von dem oberleitenden Beamten begangen worden
sei und daß Bohrungen vorgenommen worden seien. Ich
erinnere meineHerren Kollegen vom Ausschuß daran, daß selbst
der Herr Regierungskommiffar sagte, daß er es nach seiner
persönlichen Auffassung als verrückt bezeichnen müsse, daß
man den Bau einer Eisenbahn hätte unternehmen können, ohne
Bohrungen und Untersuchungenvorzunehmen. Zur Ver-
theidigung des Berichtes muß ich dies erwähnen. Dann
sagt Herr Präsident v. Mühlenfels,  die schwersten Kosten
wären zwischen Loyerberg und Großenmeer entstanden. Ja,
Herr Eisenbahnpräsident, das ist wohl möglich bis jetzt,
aber die Kosten, die Sie noch haben werden zwischen
Großenmeer und Strückhausen, die werden wir vielleicht im
Herbst erfahren. Ich schätze die Aufwendungen, die noch
erforderlich sind, auf beinahe ebenso hoch als die 600000 ^ .,
die wir jetzt bewilligen sollen. Die Verantwortlichkeit der
Staatsregierung betr. , meine Herren, so habe ich die
Ehre, seit 1881 Mitglied des Eisenbahnausschusses zu sein.
Es ist keine Session vergangen, wo nicht die unerfreulichsten
Thatsachen in Eisenbahnangelegenheiten vorkamen; Ueber-
schreitungen, Willkürlichkeiten der Eisenbahn kamen in jeder

Session vor, sie sind stetig vom Ausschuß gerügt, und die
Berichte und Anträge des Ausschusses sind vom Landtage
immer angenommen worden. Wir haben der Regierung
stets gesagt: Du bist nicht in der Lage, die Eisenbahn so
zu übersehen, wie es erforderlich ist, nimm dir technische
Hilfe. Entgegen dem sonstigen Prinzipe des Landtags, in
der Anstellung von Beamten sparsam zu sein, haben wir
der Regierung Beamte angeboten. Einige Mitglieder des
Ausschusses gingen so weit zu beantragen, es möchte ein
Ministerium für öffentliche Arbeiten errichtet und die ganze
Eisenbahnverwaltung dem Ministerium des Innern abge¬
nommen werden. Die Regierung hat sich aber stetig auf
einen vereinenden Standpunkt gestellt. Wir haben es er¬
zwingen müssen, daß der jetzige Referent im Ministerium
des Innern für Eisenbahnen angestellt wurde, ferner daß
die technische Hilfskraft, die gewonnen worden ist, ihm zu¬
geordnet ist. Nun müssen Sie doch mit uns übereinstimmeu,
daß das so nicht weiter geht, und ich bin ganz der Ansicht
des Herrn Abg. Schultze , daß eine große Gefahr für das
Land vorliegt. Wir sprechen und schreiben von großen
Ersparnissen und Ueberschüssen der Eisenbahnverwaltung,
— in den letzten beiden Jahren sollen sie eine Million be¬
tragen haben —, aber lassen Sie erst einmal die jetzigen
Zweigbahnen auf den Betrieb übernommen worden sein und
die Betriebskaffe die Zinsen für die sämmtlichen Bahnen
bezahlen, dann sollen Sic einmal sehen, wo die Ueberschüsse
bleiben. (Sehr richtig!) Kommt dann einmal eine Zeit,
wo die Hauptbahnen, unsere Haupteinnahmequelle, weniger
Verkehr haben, so wird die Einkommensteuer das Fehlende
ausgleichen müssen, dieselbe bringt monatlich etwa
100 000 ^ (?), und ist dieses ein Tropfen auf einem
heißen Stein , wenn wieder einmal Eisenbahkalamitäten ein-
treten sollten. Diese ist wohl zu bedenken und darum ist
der Beschluß des Ausschusses erfolgt. So geht es nicht
länger, es muß eine Aenderung in der Leitung der Eisen¬
bahn-Angelegenheiten eintreten, und daß wir das veran¬
lassen wollen, dafür können Sie uns nur dankbar sein.
Ich hoffe, daß Sie mit großer Majorität den Ausschuß¬
antrag 2 annehmen werden.

Eisenbahndirektionspräsidentv. Mühlenfels : In Be¬
zug auf die wiederholt erörterte Frage, wann das Groß¬
herzogliche Staatsministerium von den Ueberschreitungen in
Kenntniß gesetzt worden ist, bitte ich Folgendes feststellen
zu dürfen: Im August habe ich es selbst erfahren, daß
diese Durchbrüche außerordentliche Aufwendungen erfordern
würden und dem entsprechend habe ich sogleich mündlich
und schriftlich an das Staatsministerium berichtet. Gleich¬
zeitig ist in diesem Berichte gesagt worden, daß auf mehreren
anderen Punkten wahrscheinlich Ueberschreitungen eintreten
würden und daß wir uns Vorbehalten müßten, weiteren
Bericht zu erstatten. Ein solcher Bericht muß positive
Zahlen enthalten und darum hat sich die Erstattung des
Berichtes so verzögert, um positive Angaben zu machen,
und erst im Januar dieses Jahres ist er erstattet worden,
nachdem ich im December schon Seine Excellenz vorläufig
von dem Ergebniß in Kenntniß gesetzt hatte. Daß die
Ueberschreitung bei dem Bahnbau Oldenburg-Brake dem
Lande bekannt war, das ist selbstverständlich; ich habe selbst
veranlaßt, daß in der Versammlung der freien Vereinigung
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der Verkehrsinteressenten im Oktober von dem ausführenden
Baumeister darüber vorgetragen ist — und darauf bezog
sich vorhin mein Zwischenruf— und habe das Land nicht
in Unkenntnis darüber gelassen, daß wir in der Sache un¬
angenehme Ueberraschungen zu erwarten hätten. Es ist
richtig, Bohrungen, die also bis auf das Aeußerste herunter¬
gingen, haben erst jetzt, nach Fertigstellung der Bahn, im
'Frühjahr d. I . stattgefunden (Hört , hört !) , d. h. also
Bohrungen, bei denen man bis herunter gegangen ist mit
dem Bohrer . Aber was man für genügend hält, um die
Moortiefen festzustellen, Peilungen mit langen Stangen,
mit denen man herunterstößt, bis man festen Grund er¬
reicht, die haben stattgefunden zwei Monate nachdem der
betr. oberleitende Beamte die Leitung übernommen hatte.
Er übernahm sie am 13. November und im Januar sind
sie erfolgt und das Längsprofil liegt hier vor. Diese
Peilungen haben allerdings theilweise nicht genügende Er¬
gebnisse gehabt, weil es sich gezeigt hat, daß das Moor an
Stellen tiefer war, weil noch eine Kleischicht darunter lag.
Man kann möglicherweise sagen, das sei ein schwerer tech¬
nischer Fehler; ich bin selber nicht Techniker, um das sagen
zu können; der betr. Beamte hat geglaubt zu thun , was
er thun mußte, es ist niemals anders gemacht worden; er
hat festgestellt, daß die und die Tiefen da waren, und
darum ist der Glaube dagewescn, daß das Moor halten
würde und daß Ueberraschungennicht stattfinden würden.
Ich möchte mir ferner den Aeußerungen des Herrn Abg.
Gross gegenüber eine Bemerkung erlauben in Bezug auf
das Ergebniß der Nebenbahnen. Die Vareler Nebenbahnen
sind wesentlich billiger gebaut worden als veranschlagt war,
aber sie haben nicht den Verkehr, den man wünschen müßte,
sie dienen aber als Zubringer. In Bezug auf die Olden-
burg-Braker Bahn habe ich schon ausgesprochen, daß ich
der festen Ueberzeugung bin, daß sie für die Einnahme
eine glänzende, oder doch sehr günstige Entwicklung zur
Folge haben wird und daß Besorgnisse und Befürchtungen
in dieser Beziehung für unser gesammtes Eisenbahn-Unter¬
nehmen, wenn nicht schwere Unglücksfälle, wie Krieg u. s. w.
eintreten, unbegründet sind, und daß die Ergebnisse immer
günstig bleiben werden. Richtig ist , daß gewisse Aus¬
stattungen allerdings noch nöthig sind, wie jetzt schon solche
gefordert werden und auch im nächsten Landtag wieder
werden gefordert werdeu müssen. Aber wenn dann in
drei Jahren die Finanzperiode vorüber ist, so bin ich über¬
zeugt, daß der Zustand eintritt , wo die Bahn so einge¬
richtet ist, daß sie allen Ansprüchen genügt und außer¬
ordentlich günstige wirthschaftliche Ergebnisse zur Folge
hat. Das kann ich auf Grund meiner dreijährigen Er¬
fahrung aussprechen.

Abg. Gross : Ich kann nur wünschen, daß die Hoff¬
nungen und Erwartungen des Herrn Eisenbahnpräsidenten
in Erfüllung gehen. Das würde ein großes Glück sein.
Ich habe mir erlaubt, nochmals das Wort zu nehmen um
auf die Karte zurückzukommen. Ich habe Einsicht genommen
in eine hier ausliegende gleichartige Karte, in derselben be¬
findet sich eine den Lauf der Bahn skizzirende Bleifeder-
zeichnnng; ist dieselbe richtig, so haben wir uns in der Be¬
ziehung geirrt , daß die Bahn das Staatsmoor nicht un¬
mittelbar berührt. Auf die Bedeutung der Karte hat

dieses indessen keinen Einfluß, denn das Moor wird in der
Nähe des Staatsmoores eben so tief sein wie das Staats¬
moor selbst ist, und hätte die Staatsregierung sich in den
Besitz dieser Karte gesetzt, so hätte sie ohne Peilungen an¬
nähernd wissen können, wie tief das Moor am Staats¬
moor war.

Abg. Meyer : Im Einverständniß mit dem Herrn
Vorredner muß ich bestätigen, daß solange, als wir über¬
haupt Bahnen haben, also lange vor 1881 , sich stets ge¬
wisse Schwierigkeiten ergeben haben hinsichtlich der Auf¬
stellung der Voranschläge und schließe ich aus dieser That-
sache, daß es überhaupt schwer hält, bei einem Staatswesen
mit dreijährigen Budgetperioden, wie das unsrige es ist,
Voranschläge hinsichtlich des Eisenbahnwesensaufzustellen,
welche zugleich klar und durchsichtig und absolut zuverlässig
sind, und insofern mögen die Herren, die einjährige Budget¬
perioden wünschen, Recht haben. Nun wollen die Mehrheit
des Landtags und die Regierung aber aus schwer wiegenden
Gründen keine einjährigen Budgetperioden und daher werden
wir immerhin auch in Zukunft mit derartigen Kalamitäten,
wenn ich so sagen darf , zu rechnen haben, ja ich glaube,
daß auch selbst die einjährigen Perioden kein absolut sicheres
Mittel dagegen bilden. Es mag, das ist ganz einerlei, der
Minister so oder so heißen und der Eisenbahndirektor so oder
so sich nennen, man wird ab und zu immer bei den Vor¬
anschlägen mit Schwierigkeiten zu kämpfen haben, freilich
wird es sowohl Aufgabe der Staatsregierung sein, möglichst
allen derartigen Schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen,
als auch Aufgabe des Landtags, nach der Richtung hin
aufmerksam und wachsam über seine Obliegenheiten als
nicht blos bewilligende, sondern auch kontrolirende Körper¬
schaft zu Wachen. Ich will auch ferner gern anerkennen,
daß in dieser vorliegenden außerordentlich schwierigen und
unerquicklichen Angelegenheit der Eisenbahnausschuß nach
fleißiger Bearbeitung der Sache dem Landtage einen treff¬
lichen Bericht geliefert hat , der im Wesentlichen ja auch
hinsichtlich der Daten als richtig von den Vertretern der
Staatsregierierung anerkannt worden ist und concedire da¬
bei ferner, daß, soweit es sich um die Bewilligung der
Geldmittel handelt, es einen anderen Weg kaum gab, als
die Bewilligung zu beantragen, weil wir es bei den neuen
Bahnen und speciell bei dieser fraglichen, nicht nur mit
Staatsmitteln zu thun haben, sondern auch mit den Zu¬
schüssen der Gemeinden, denen man billigerwsise nicht zu-
muthen kann, daß sie noch wieder ein weiteres halbes oder
ganzes Jahr auf die Fertigstellung der Bahn warten sollen,
die doch erst in vollem Umfange dann nutzbar gemacht
werden wird für die Gegend, wenn auch der Güterverkehr
auf ihr durchgeführt werden kann. In anderer Beziehung
aber bin ich mit den Ausführungen des Herrn Bericht¬
erstatters des Ausschusses nicht völlig einverstanden und
gelangte nach eingehender Prüfung der Sachlage für mich
zu dem Resultate, daß es überhaupt nicht zu verlangen ist, daß
der Landtag, der gegenwärtig auf neun Tage berufen ist, sich
in genügendem Maaße in die schwierige Materie hat hinein¬
arbeiten und auf die heutige Verhandlung hat vorbereiten
können. Wir sind mit dieser Berufung ja geradezu über¬
rascht worden; denn wer von uns wußte 14 Tage vorher
etwas davon? Man las wohl kurz zuvor etwas in den
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Zeitungen davon, glaubte dies aber nicht, bis schließlich die
Bekanntmachung im Gesetzblatt erlassen wurde. Nun kommt
man hierher und nun soll man, wer nicht zum Eisenbahn¬
ausschuß gehört, doch zunächst in anderen Ausschüssen thätig
sein; wir erhielten zwar die Vorlagen für den Eisenbahn¬
ausschuß auch, hatten aber den erläuternden Ausschußbericht
noch nicht; zwei .Tage vor der Sitzung bekommt man als¬
dann denselben. Nun soll man in dieser verhältnißmäßig
kurzen Zeit sich schlüssig machen, nicht nur über die Be¬
willigung der erheblichen Mittel, welche die Ueberschreitungen
des Voranschlags erfordern und über welche ich mein
größtes Bedauern aussprechen will, sondern soll gleichzeitig
einem Mißtrauensvotum zustimmen gegen den gegenwärtigen
langjährigen Leiter unseres Staatswesens ! Ich glaube, daß
in dieser Beziehung der Eisenbahnausschuß doch etwas zu
weit geht. Er verlangt da von den übrigen Mitgliedern
des Landtags mehr, als viele von ihnen werden leisten
können; ich wenigstens bin nicht in der Lage, mich diesem
Mißtrauensvotum anzuschließen; ich will sehr gern für die
Bewilligung der Mittel stimmen, weil es gar keinen anderen
Ausweg giebt, allein die Frage der Verantworlichkeit
möchte ich im Sinne des Herrn Abg. Roggemann  gelöst
und dem nächsten ordentlichen Landtage überwiesen sehen,
der hier drei bis vier Monate sitzt und sich ordentlich mit
der Sache befassen kann, abgesehen davon, daß auch gleich¬
zeitig von der Staatsregierung die Zusicherung gegeben ist,
daß dem nächsten ordentlichen Landtage eine ausführliche
Denkschrift über die vorgekommenen Uebelstände und Unzu¬
träglichkeiten zugehen wird und daß hinsichtlich dieser Vor¬
kommnisse in dieser Denkschrift Seitens der Staatsregierung
eine Rechtfertigung gegeben werden soll. Daher halte ich
es, auch schon von dem allgemein gütigen Rechtsgrundsatze
aus , daß man den anderen Theil erschöpfend hören soll,
bevor man ein entscheidendes Urtheil abgiebt, nicht für noth-
wendig, nicht für zeitgemäß zweckentsprechend, daß die gegen¬
wärtige Versammlung des Landtags sich mit der Frage der
Verantwortlichkeit überhaupt befaßt, glaube vielmehr, daß
das Sache des nächsten ordentlichen Landtags sein wird
und bin der Meinung, daß eine dementsprechende Behand¬
lung der Sache auch durchaus korrekt ist. Die Herren vom
Eisenbahnausschuß scheinen nicht dieser Meinung zu sein.
Sie meinen, wenn man das Geld bewilligt, so habe man
gleich die Frage der Verantwortlichkeit mit zu prüfen. Das
mag auch ein im Ganzen richtiger Grundsatz sein, allein
das schließt es nicht aus, daß man dem anderen Theil, den
man verurtheilen will, doch genügende Zeit lasse, sich zu
rechtfertigen. Eine solche Frist wird nun vom Ministerium
erbeten und ich trage meinerseits kein Bedenken, mich für
eine dementsprechende Behandlung der Sache entschieden
auszusprechen, welche der Regierung die nöthige Zeit dazu
giebt, sich eventuell völlig zu rechtfertigen. Wir stehen zu¬
dem ja auch erst inmitten dieser Kalamität. Die Fehler,
die gemacht worden sind, kommen anscheinend noch weiter
fort und fort zur Entwicklung. Die Bahn ist noch nicht
fertig. Es handelt sich nicht allein um diese 600 000
sondern noch um mehr, leider Gottes! Wir werden daher
doch erst bis zum Herbste Aufklärung erwarten können,
und ich hoffe noch, daß die Staatsregierung sich nach allen
Richtungen hin rechtfertigen wird; der nächste Landtag mag

dann ein Mißtrauensvotum geben, wenn er die Recht¬
fertigungsgründe nicht für genügend erachtet. Dem gegen¬
wärtigen außerordentlichen Landtage obliegt diese Aufgabe
m. E. nicht, da er zu kurze Zeit beisammen ist, um gründlich
zu prüfen; er kann das erforderliche Geld bewilligen, auch
ohne ein Mißtrauensvotum auszusprechen gegen einen Mann,
der 20 Jahre lang unsere Regierung geleitet hat und fast
überall im Einvernehmenmit der Landesvertretung. Daher
gestatte ich mir, einen anderen Antrag einzubringen, der im
Sinne der Erklärung des Herrn Abg. Roggemann  in
dem Ausschußberichte gehalten ist und folgendermaßen lautet:

Der Landtag wolle unter Ablehnung des Antrags
Nr . 2 des Ausschusses beschließen, daß dem nächsten
ordentlichen Landtage, welchem die Großherzogliche
Staatsregierung eine den Bau der Bahn Oldenburg-
Brake eingehend behandelnde Vorlage zu machen
hat, Vorbehalten bleibe, die Frage der Verantwort¬
lichkeit in Bezug auf die stattgehabten Ueber¬
schreitungen einer besonderen Prüfung zu unterziehen.

Ich gestatte mir , den Antrag dem Herrn Präsidenten
schriftlich zu überreichen.

Präsident : Der Antrag ist in seinem Wortlaute ver¬
lesen, ich brauche es nicht noch einmal zu thun ; er ist ge¬
nügend unterstützt, ich stelle ihn gleich mit zur Berathung.

Abg. Jürgens : Meine Herren! Auf die Einzelheiten
der Vorlage näher einzugehen erscheint überflüssig nach den
eingehenden Verhandlungen, die heute hier stattgefunden
haben und auch in dem Ausschußberichte niedergelegt sind.
Ich möchte nur konstatiren, daß der Inhalt des Ausschuß¬
berichtes im Wesentlichen von den Herren Regierungskom¬
missaren hat bestätigt werden müssen, und daran anschließend
möchte ich doch darauf Hinweisen, daß der Standpunkt,
welchen ein Theil des Eisenbahnausschusses einnimmt, in¬
dem er so weitgehende Beschlüsse beantragt , verfrüht er¬
scheint, nach meinem Dünken nicht recht haltbar ist. Aus
dem Inhalt des Berichtes geht hervor , daß , — ich will
nicht sagen, da auch der Herr Regierungskommissar von
Mühlenfels  diese Behauptung nicht acceptirt—, diese betr.
Beamten gewissenlos  gehandelt haben, — ich gehe überhaupt
prinzipiell immer davon aus,  daß ich von einem Menschen
das Beste denke, und nehme an , daß auch in diesem Falle
nach bestem Wissen und Gewissen gehandelt ist; das aber
steht fest, das ist eine nicht zu leugnende Thatsache, der
nicht widersprochen werden kann, daß eine eminente Un¬
fähigkeit der betr. Beamten bewiesen ist. Es sind ernste
und in ihren Folgen vielleicht schwerwiegende Verhandlun¬
gen, die wir heute führen. Die Rede des Herrn Ministers,
die wir bei der Einleitung unserer Verhandlungen gehört
haben, ist gewiß nicht ohne Eindruck auf den Landtag ge¬
blieben; aber ich bin doch der Meinung , daß in solchen
Dingen menschliche Regungen und das Gefühl zurücktreten
müssen gegen die Verantwortlichkeit, die man doch auch als
Abgeordneter trägt . (Sehr richtig!) Meine Herren! Ich
weiß, ich spreche im Sinne aller Abgeordneten, wenn ich
sage: Ich wünschte dem Herrn Minister, daß seine 20jährige
schwierige Thätigkeit, namentlich im Eisenbahnwesen, einen
besseren Abschluß gefunden hätte. Aber man wird uns doch
nicht zumuthen wollen, daß wir lediglich nach dem Gefühle
diese wirklich stets sich wiederholendenMißgriffe in der
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Eisenbahnverwaltungweiter hinnehmen können. Ich habe
das Gefühl, daß, wenn wir es so weiter führen, wir schließ¬
lich die materielle Verantwortlichkeit aus den Landtag legen.
Meine Herren , was die verfassungsmäßige Verantwortlich¬
keit des leitenden Ministers anbelangt, so bin ich doch an¬
derer Auffassung, wie der Herr Minister heute ausgeführt
hat. Er hat erklärt, daß er denn doch materiell nicht für
solche Fehler verantwortlich gemacht werden könne, die sich
seiner Beurtheilung entzögen, daß er also für Fehler , die
von Seiten technischer Beamten gemacht werden, nicht auf-
kommen könne. Dem Landtage, dem Lande gegenüber, ist
nach unserem Staatsgrundgesetze lediglich der leitende Mini¬
ster verantwortlich. Ich möchte doch die Einrede hören
vom Ministertisch, wenn vom Landtage gesagt würde: der
Beamte ist unfähig, setzt ihn ab. Das wäre ein Eingriff
in die Exekutive, der mit vollstem Nachdruck und mit Recht
znrückgewiesen werden müßte. Wen sollen wir also verant¬
wortlich machen? In erster Linie doch den leitenden Minister.
Ich glaube nach meinem bisherigen Verhalten in diesem
Hause nachgewiesen zu haben, daß ich etwa nicht aus reiner
Krakehlsucht, aus Sucht nach abenteuerlichenVorgängen,
daß ich nicht etwa aus reiner Neigung zum Spektakel Stel¬
lung nehme, daß ich vielmehr stets bemüht gewesen bin, wo
Differenzen entstanden, einen Ausgleich herbeizuführen. Sie
werden sich eines Vorkommnisses erinnern, das stattgefun¬
den hat gelegentlich der Verhandlungen hier im Landtage
über die — um sie mit einem Worte zu bezeichnen—
Borrmannschen  Angelegenheiten. Es war damals eine
ebenso mißliche und ernste Situation als heute. Ich will
es bekennen, ich bin ehrlich genug, es einzugestehen, daß ich
mich damals von dem Gefühl habe leiten lassen. Die Fehler
waren damals ebenso groß wie heute. Ich sage mir aber:
bei den stetigen Wiederholungen, die uns den Beweis geben,
daß wir der Gefahr ausgesetzt sind, solche Erfahrungen
wieder machen zu müssen, kann es kein Abgeordneter verant¬
worten, ohne Weiteres zu allem ja zu sagen. Ich bin auch
beute bereit, auf das Mißtrauensvotum zu verzichten, das
vom Ausschuß vorgeschlagen wird, aber nur unter der Be¬
dingung, daß dann die geforderte Summe vom Landtage
abgelehnt wird; dann mag es dem ordentlichen Landtage
überlassen bleiben, darüber zu befinden; aber nur unter
dieser Bedingung würde man darauf verzichten können.
Nehmen wir die Summe an ohne irgend welchen anderen
Akt, so heißt das einfach, wir haben uns ohne Weiteres
mit allem einverstanden erklärt. Daß wir einige geharnischte
Worte gesprochen haben, das macht vielleicht soviel, daß,
wenn wir nach Hause kommen, man uns sagt: da habt ihr
ordentlich scharf gesprochen, im klebrigen bleibt es beim
Alten. Es ist außerordentlich bedauerlich, daß derartige
Vorkommnisse in den letzten Jahren sich so gehäuft haben
in unserem Lande, und wenn im Ausschußberichte gesagt
wird, daß das Ansehen unserer Staatsorgane darunter lei¬
den müßte, so ist das richtig. Gerade von diesem Gesichts¬

punkt aus beurtheile ich die ganze Sache. Wir sind als
Oldenburger stolz darauf gewesen und sind es heute noch,
daß wir unsere staatliche Selbstständigkeit aus den Stür¬
men, die über das deutsche Vaterland hinweggingen, gerettet
haben. Bei allem allgemeinen Nationalgefühl, das in unse¬
rem Vaterlande herrscht, dürfen wir es aussprechen, daß
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wir mit großer Genugthuung diese Thatsache stets begrüßen,
und es muß uns auch am Herzen liegen, daß gerade wir
als kleiner selbstständiger Staat auch verdienen, Ansehen
außerhalb unseres Landes zu haben, und ich meine, daß
derartige schwere Mißgriffe, solche außerordentlich weittra¬
gende Mißerfolge der Verwaltung wahrhaftig nicht dazu
angethan sind, das Ansehen unseres Staates zu fördern;
und auch aus dem Grunde, meine Herren, kann ich nicht
dazu kommen und mich nicht entschließen, — so sehr ich es
auch den Gefühlen nach möchte, um überhaupt das gute
Einvernehmen, das bisher zwischen Staatsregierung und
Landtag geherrscht hat , nicht zu stören —, so kann ich es
also doch mit meiner Stellung als Abgeordneter nicht ver¬
antworten vor dem Lande, daß ich zu den Forderungen der
Regierung ohne Weiteres ja sage. Ich muß also, solange
nicht andere Vorschläge kommen, die mir acceptabel erschei¬
nen, für die Anträge des Ausschusses eintreten.

Eisenbahndirektionspräsidentv. Mühlenfels : Ich be-
daure, daß icb noch einmal zur Richtigstellung von That-
sachen das Wort nehmen muß. Es ist gesagt worden, daß
wir im Wesentlichen den Ausschußbericht hätten bestätigen
müssen. Ich erlaube mir noch einmal diejenigen Thatsachen
anzuführen, auf Grund deren der Ausschuß sein Vernich-
tungsurtheil fällt , das hier im Landtage in dem Worte
gipfelt, daß es sich um einen „eminent untüchtigen" Beamten
handeln müßte Es heißt hier: „Messungen und Unter¬
suchungen des Moores haben weder vor noch während noch
unmittelbar nach Aufstellung des letzten Kostenanschlags vom
November 1893 stattgefunden". Auf Grund dieser That¬
sachen ist das Vernichtungsurtheil gefällt, welches lautet:
„Der Ausschuß findet es unverantwortlich, daß nicht vor
Aufstellung des Kostenanschlagsdas Moor untersucht und
die Strecke von den leitenden technischen Beamten begangen
worden ist." Ich präzisire: Der leitende technische Re¬
gierungsbaumeister, der die unmittelbare Leitung des Baues
besorgen sollte, hat die Strecke begangen, nachdem sie vorher
begangen war durch einen vermessungstechnischenBeamten,
den leider jetzt das Grab deckt. Dieser hatte langjährige
Erfahrungen im Bau der oldenburgischen Bahnen und wußte
darüber Bescheid zu geben. Der leitende Oberbeamte war
in dem entscheidenden Augenblicke allerdings krank und mußte
durch einen anderen vertreten werden, denselben Herrn, dem
später die Oberleitung anvertraut worden ist. Der hat das
Moor untersucht, hat die Strecke begangen und hat Pei¬
lungen vorgenommen. Er hat dabei kein Glück gehabt, das
gebe ich zu, er hat die Schwierigkeiten unterschätzt; dieser
Fehler ist begangen worden, das ist nicht zu leugnen; ob
es aber möglich ist zu sagen, daß es ein „eminent untüch¬
tiger" Beamter war , das bestreite ich, das kann ich nicht
zugeben; „eminent untüchtig" geht über das Maaß dessen
hinaus, was einem verdienten Beamten vorgeworfen werden
kann. Dem gegenüber glaube ich also: soweit es sich hier
um diese Thatsache handelt — und ich muß mich darauf
beschränken, ich kann Ihnen nicht auf das Gebiet der allge¬
meinen Politik folgen — muß ich sagen: soweit es möglich
war, hat Vorsicht gewaltet bei der Ausstellung des Kostenan¬
schlags; es sind Jrrthümer vorgekommen, die zu spät erkannt
wurden, aber damit ist auch das, was der Eisenbahnverwaltnng
zugeschoben werden kann, nach meiner Ansicht erschöpft.
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Abg Lübben : Meine Herren ! Ich schließe mich meinen
Herren Kollegen vom Ausschuß vollkommen un . Ich beduure
diese Vorkommnisse , die seit Jahren im Eisenbahnwesen
herrschen , sehr , und kann konstatiren , daß im Lande die
größte Aufregung darüber besteht und daß eiu baldiger
Wandel gewünscht wird . Wenn der Landtag seine Aufgabe
erfüllen und mit Aussicht auf Erfolg arbeiten soll , so ist
durchaus erforderlich , daß er Vertrauen hat zu den Re¬
gierungsvorlagen . Wer sollte sonst noch wohl mit Lust und
Liebe an den Arbeiten sich betheiligen und die Verantwortung
übernehmen wollen , künftig große Summen für Eisenbahn¬
zwecke zu gewähren . Ich glaube , niemand . Ich bitte des¬
halb , den Ausschnßantrag zu genehmigen.

Abg . Jürgens : Ich sehe mich durch eine Aeußerung
des Herrn Eisenbahnpräsidenten v . Müh lens els veran¬
laßt , noch einmal das Wort zu nehmen und möchte mit ein
paar Worten zu meiner Behauptung von der Untüchtigkeit
des Beamten eine erläuternde Bemerkung machen . Ich stehe
hier auf dem Boden des Ausschußberichtes . Auf Seite 46
wird gesagt : „Messungen und Untersuchungen " — doch ich
brauche das nicht zu wiederholen , das ist heute oft genug
citirt worden — „haben nicht stattgefunden " . Meine Herren,
wenn der betreffende Beamte es nicht für nöthig gesunden
hat bei Bearbeitung des Projektes , das sehr schwierige Bau¬
terrain zu untersuchen , dann sage ich und bleibe bei meiner
Behauptung : er ist unfähig . Nicht etwa , daß ich sagen
will , daß er wissenschaftlich nicht befähigt sei. Damit sind
diese Beamten im allgemeinen auch noch nicht fähig , daß
sie eine umfangreiche technische Ausbildung besitzen. Ich
sage nur : Die Praxis muß auch herangezogen werden ; es
gehört vor allen Dingen der Intellekt , der gesunde Menschen¬
verstand dazu , um einen fähigen Beamten zu haben , er mag
sein , in welcher Stellung er will . Ich möchte mir bei dieser
Gelegenheit gestatten , die Anfrage an den Herrn Regierungs-
Kommissar zu richten , ob es richtig ist , daß der betreffende
Beamte , der das Bauprojekt ausgearbeitet hat , Gelegenheit
gehabt hat , bei einem Bahnbau im Fürstenthum Lübeck oder
wo es gewesen ist , so außerordentlich schwerwiegende Er¬
fahrungen gerade mit dem Bau im Moor zu machen ? Ich
erinnere mich, gehört zu haben , daß man in Lübeck die Er¬
fahrung gemacht hat , daß ein auf dem Moore stehender
Bahndamm innerhalb einer Nacht um 8 ra gesunken ist,
und daß der betreffende Beamte dort auch mit angestellt
gewesen sein soll . Wenn alle diese Umstände richtig sind,
werden Sie mir doch zugeben , daß meine Behauptung von
der „eminenten Unfähigkeit " nicht zu weit gegriffen ist.
Mit der technischen Ausbildung allein ist es eben nicht
gethan.

Eisenbahnpräsident v . Mühlenfels : Auf diese Frage
kann ich antworten , daß derjenige Beamte , der speziell mit
der Ausführung betraut war , nicht an der Lübecker Bahn
thätig gewesen ist ; derjenige , der dort war , das ist der , der
die ersten Kostenanschläge ausgearbeitet hat . Dieser hatte
dort Erfahrungen gesammelt und die hatten ihn veranlaßt,
daß gewisse Reserven über die Moorflächen ausgenommen
wurden ; übrigens hatte er die Erfahrung gemacht , daß das
Moor in Oldenburg überall gehalten hatte und nur eine
einzige Ueberraschung bei den umfassenden Bauten vorge¬
kommen war , an den sog. Püttenbollen hinter Weener , wo

plötzliche Senkungen stattgefunden haben . Gerade er hat
geglaubt , daß das Moor unbedingt halten würde.

Abg . Schröder : Meine Herren ! Die gegenwärtige
Vorlage veranlaßt mich , Sie zu bitten , einmal den Blick
zurückzuwerfen auf die Verhandlungen im Jahre 1891 , als
wir uns mit dem Gesetze , betr . den weiteren Ausbau der
Bahnen in Oldenburg , beschäftigten . Die Herren , die da¬
mals dem Landtage angehörten , werden sich erinnern , daß
ich derzeit , allerdings recht einsam , die heute von der Staats¬
regierung ausgebaute Trace nach Brake , wie sie damals,
von den Interessenten gewünscht , in eine Karte eingetragen
war , hier , an diesem Platze , sehr energisch bekämpft habe.
Ich kann deshalb heute mit einer gewissen Genugthuung
auf meine damaligen Ausführungen Hinweisen . Alles , was
ich Ihnen damals vorgeführt habe , ist eingetroffen , ich bin
sogar weit übertroffen worden . Ich habe nicht voraus¬
gesetzt , daß Ueberschreitungen von 600 000 und noch
mehr stattsindcn würden , ich habe aber schon damals von
vorne herein gewußt , daß mit der erstgeforderten Summe
von 1 500 000 ^ niemals eine Bahn auf dieser Strecke
gebaut werden könne . Das Staatsministerium hat sich
dieser Auffassung später anbequemt . indem es von dem fol¬
genden Landtag 250 000 nachforderte . Die Folge da¬
von war , daß auch von den Gemeinden eine größere Zah¬
lung von 25 000 erfolgen mußte . Dieses Zugeständ-
niß , das mir damals gemacht wurde , war für mich sehr
erfreulich , aber wie Sie heute sehen , ist es nicht genügend
gewesen , um den thatsächlichen Verhältnissen einigermaßen
nahe zu kommen . Ich glaube und nehme mit einiger Sicher¬
heit an : Wenn damals die Staatsregierung statt 250 000
600 000 ^ und mehr nachgefvrdert haben würde , der
Landtag hätte sich bequemt , auch diese höhere Summe schon
damals , nachdem das Gesetz genehmigt war , zu bewilligen.
Nachdem einmal im Princip eine Bahn nach Brake festlag,
konnte die Geldsumme an sich nicht so sehr in Frage kom¬
men . Es wäre auch eine solche Forderung seitens der
Staatsregierung für dieselbe damals nicht so sehr unange¬
nehm gewesen ; ebenso auch für den Landtag angenehmer,
als in der gegenwärtigen Form einer Nachforderung . Man
hätte sich damals stützen können auf Untersuchungen , die
vorher  gemacht waren , und nicht nur auf solche , die als
nachher  gemachte bezeichnet werden müssen . Schon vor
fünf Jahren habe ich ausgeführt , daß eine Bahn , wie sie
jetzt gebaut ist , zweimal über das Moor , einmal über
Schwimmmoor und einmal über das Hochmoor geführt
werden müsse ; ich habe hingewiesen auf die Schwierigkeiten,
von Loy bis Großenmeer durch schwimmendes Moor zu
gelangen . Ich konnte das , weil das Terrain mir seit mei¬
ner Kindheit eingehender bekannt geworden ist , als mir
manchmal angenehm war . Meine Annahmen haben sich
bestätigt . Sie sehen an dem kolossalen Damme , der zwischen
Loy und Großenmeer das Moor überbettet und das Gefälle
überwindet , daß ungeheure Summen aufgewendet werden
mußten , um überhaupt auf diesem Wege , wie er damals,
schon eingezeichnet war , in die Marsch zu gelangen . Man
ist durch den Berg gegangen und hat dadurch sich das
Gefälle gesucht , das mau umgehen konnte , wenn man in
der eingeschlagenen Richtung weiter ging und den Berg
tangirte . Ich habe Ihnen damals gesagt , daß , wenn man
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den Loyerberg rechts streifte , man in ein weniger schwim¬
mendes Moor hineinkomme , also hätte man auch nicht die
Aufschüttungen gebraucht , um den Damm zu bauen . Aller¬
dings hätte man ebenfalls nicht den Sand bekommen , der
durch die Durchschneidung des Berges erlangt worden ist.
Aber die Techniker haben früher gefürchtet , sie könnten das
Sandquantum garnicht unterbringen . Wenn ich recht unter¬
richtet bin , ist eisenbahnseitig resp . von Technikern an ver¬
schiedene Gemeinden die Anfrage gerichtet worden , ob sie
unter Umständen bereit wären , so und so viel Sand auf
ihre Kosten zu übernehmen , weil man fürchtete , das große
Quantum Nicht verwenden zu können . Es lag darin eine
ganz gewaltige Unterschäyung und falsche Benrtheilung der
thatsächlichen Verhältnisse . Dadurch , daß man den Loyer-
bcrg durchschnitt , mußte man ein Gefälle überwinden , das
nicht gering ist , schon wenn man das Terrain näher be¬
trachtet , das aber noch größer wird , wenn man mit dem
Umstande rechnet , daß sich hier ein Schwimmmoor befindet
und somit der Bahnbau eigentlich erst festliegt , wenn er
das Moor durchbricht , sodaß ein Bahnkörper , auf Sand
gefestigt , errichtet ist . Dieser Oberbau , der sich so sichtbar
dem Auge darstellt , hätte in ganz geringem Maße durch-
gesührt werden brauchen , wenn man den Berg östlich
von der Chaussee berührt hätte , wenn man , statt die
Gemeindechaussee in Großenmeer fünfmal zu schneiden,
mit einer zweimaligen Schneidung zufrieden gewesen wäre.
Das Moor ist dort , zum Theil wenigstens , viel tragbarer
und vor allem steht es nicht so tief wie in der Gegend,
wo man heutzutage die Schanze mit einer Brücke hat über¬
schreiten müssen . Meine Meinung geht dahin : Indem man
den Berg durchschnitt , sing man an , unnöthig Gelder zu
verwenden , die dem Staate hätten erhalten werden können.
Es wäre dann die Möglichkeit vorhanden gewesen , Großen¬
meer zu erreichen , es lag weiter die Möglichkeit vor , auf
einigermaßen gutem , wenn nicht sehr gutem Boden sowohl
Ovelgönne , als auch , wenn man eine schärfere Kurve machen
wollte , Strückhausen zu berühren , ja die Möglichkeit lag
vor , fast auf Marschboden nach Ovelgönne zu kommen.
Es lag allerdings nicht im Interesse derjenigen , die die
Durchsckmeidung ihrer Stelle vermeiden wollten , daß man
diese Route wählte , und durch sie ist dies anscheinend allzu
mächtig zum Ausdruck gekommen , und die Staatsregierung
veranlaßt worden , die bekannte Route zu wählen . Nun
kann ich an einen Ausspruch des früheren Eisenbahndirektors
erinnern , der interessant ist . Als es sich um diese Bahn
handelte , nahm ich Gelegenheit , den genannten Herrn zu
fragen , weshalb denn eigentlich nicht der Ausbau der Bahn
nach Oldenburg von Elsfleth aus gewählt sei , da es eine
kürzere Linie wäre und sogar zugegeben war , daß diese
300 000 billiger komme , auch eine natürliche Ergänzung
des Eisenbahn -Netzes darstelle . Darauf wurde mir gesagt:
Ja , da müssen wir durch das Jpweger Hochmoor , und
durch das müssen wir auch Matten bauen , das ist sehr
theuer , das können wir nicht verantworten . Auf meine
direkt gestellte Anfrage , ob nie durch das Hochmoor gebaut
werden sollte , auch nicht die in die Karte eingezeichnete
Linie gewählt werden könnte , antwortete der Direktor —
ich kann das Wort wiederholen — : Das fällt keinem ver¬
nünftigen Menschen ein ! Nun , diese vernünftigen Menschen

haben sich nachher gefunden . Man hat nicht allein auf
Matten (Faschinen ) gebaut , sondern hat auch durch das
Hochmoor gebaut und hat sich eins ausgesucht , das 33 Fuß
tief steht . Man hat auch mit Abwässerungsverhältnissen
zu rechnen unternommen , wie sie beim Jpweger Moor nicht
vorgekommen wären ; dort ist die Abwässerung östlich nach
der Hunte vorhanden , während sie jetzt nach der Jade zu
viel schwieriger ist , wie der Brückenbau zeigt . Was damals
vom leitenden Oldenburger Techniker für unmöglich erklärt
wurde , ist , wie gesagt , von Oldenburger Technikern gemacht
worden , und mich hat es natürlich sehr befremdet , daß die¬
selbe Trace , die von Sachkundigen als unmöglich hingestellt
war , demnächst von technischer Seite doch noch als bau¬
würdig  bezeichnet worden ist . Es ist selbstredend , daß bei
dieser Frage nur diejenigen Techniker zur Verantwortung
herangezogen werden können , denen die Aufgabe gestellt war,
die Untersuchungen vorzunehmen und ein Gutachten darüber
abzugeben , ob die Bauwürdigkeit vorlag . Es ist aber in
dieser Erklärung , daß die Bauwürdigkeit vorliege , in dieser
leichtfertigen Weise , jedenfalls ein Maaß von Unvorsichtig¬
keit zum Ausdruck gekommen , wie es einem Oldenburger
Staatstechniker nicht erlaubt werden kann . Ich halte es
nicht für auffällig , und habe es als selbstverständlich ange¬
sehen , wenn ein Vermessungsbeamter die Linie einfach nach
dem Terrain beurtheilt und zu der Ueberzeugung kommt,
das sei eine wünschenswerthe Trace . Jeder , der das Terrain
nicht ganz genau kennt , wird es als selbstverständlich hin¬
stellen , daß der Vermessungsbeamte es als vollständig ge¬
eignet ansehen konnte . Von oben ist es eine grüne Fläche,
selbst die böse Strecke von Kirchdorf bis zur Großenmeerer
Grenze , aber wer das Terrain ein klein wenig  unter¬
sucht , ich betone das , er darf blos auf 5 — 6 Fuß Tiefe
herunterzugehen , der weiß ganz genau , daß dort großartige
Schwierigkeiten entgegentreten müssen , denn dort ist ein
Terrain vorhanden , auf dem es die Besitzer nicht riskiren,
während der Ernte — oder richtiger Heuzeit — ein Pferd
los laufen zu lassen , damit es nicht einbricht . Das sind
einzelne Stellen und die kennzeichnen den ganzen Unter¬
grund . Es ist bekannt , daß wir es dort mit dem letzten
Rest des sogenannten „alten Meeres " zu thun haben . Ich
erinnere mich von vor 30 Jahren her , daß auf diesem
„alten Meere " sehr wenig Reit vorhanden war und die
fabelhaftesten Geschichten von der unergründlichen Tiefe des
Moores im Volksmunde umgingen . Es hätte nicht einmal
einer Messung bedurft , nur einer Nachfrage bei den Ein¬
gesessenen über den Untergrund , und jeder Tagelöhner würde
die Auskunft gegeben haben , das man auf einem gefährlichen
Sumpf baue . Ich bemerke das , weil es im Ganzen be¬
stätigt , was ich vor 5 Jahren ausgeführt habe , und weil
man technischerseits eine Ungehörigkeit begangen hat , wie sie
meines Wissens sonst nicht vorgekommen ist : Es ist mir
unerklärlich , wie nach meinen , wie gesagt , ungehört verhallten
Worten , in denen die Schwierigkeiten ausdrücklich vorge¬
tragen waren , und nachdem der leitende Eisenbahntechnikcr
es für ganz ausgeschlossen erklärt hatte , daß man einen
solchen Moorbahnbau durchführen könnte , es später möglich
gemacht worden ist , die Strecke als bauwürdig zu bezeichnen
und sie anszuführen . Ich schließe mich meinen Herren
Vorrednern dahin an , daß auf technischem Gebiete ungemein
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gesündigt worden ist und es angenehm wäre, wenn wir
heute mit diesen technischen Persönlichkeiten Auge in Auge
abrechnen könnten. (Sehr richtig!) Das ist leider nicht der
Fall . Könnten wir diese zur Rechenschaft ziehen, so wäre
mir das sympathischer. Leider müssen wir uns dazu be¬
quemen, uns an die verantwortliche Stelle zu richten und
diese ist nun einmal das Staatsministerium. Es geht mir
wie manchen anderen Abgeordneten: ich kann mich sehr
schwer dazu entschließen, ein Mißtrauensvotum gegen eine
Stelle auszudrücken, der ich nach meinem persönlichen Ge¬
fühl, nach meiner Ueberzeugung ein direktes Verschulden au
der hier in Frage stehenden außergewöhnlichen Aufgabe nicht
beimessen kann. Aber die Sache liegt so, daß wir es mit
einer Organisation zu thun haben, die ich schon, in Gemein¬
schaft mit anderen Herren, früher bekämpft habe. Ich er¬
innere daran , daß noch bei der letzten Regulativberathung
von Seiten einer Minorität des Finanzausschusses durch den
Herrn Abg. Jaspers der Antrag gestellt war, dem Staats¬
ministerium einen Vortragenden technischen Rath zuzugesellen.
Der Antrag ist von mir seiner Zeit mit gestellt worden,
einige Herren haben auch dafür gestimmt, im Plenum ist er
aber nicht durchgekommen. Die Regierung bekämpfte ihn
und so wurde schließlich die Stelle einer technischen Hilfs¬
kraft gegeben. Ich bin überzeugt: Wäre damals unserem
Ersuchen stattgegeben worden, hätten wir einen technischen
Vortragenden Rath bekommen, dann wäre die Persönlichkeit
gegeben gewesen, die die Voranschläge hätte prüfen können
und die dem Staatsministerium eine gewisse Deckung ver¬
schafft hätte. Diese Deckung ist zur Zeit nicht vorhanden.
Das bedaure ich sehr, aber weil die technische Kraft derzeit,
allerdings unter Zustimmung der Mehrheit des Landtags,
vom Staatsministerium abgelehnt worden ist, so bleibt hier
logisch kein anderer Weg als der, das Staatsministerium
auch zur Verantwortung für diese Ablehnung und die ge¬
summte Ueberschreitungdes Voranschlags heranzuziehen.
Ich thue das, wie gesagt, in der Ueberzeugung, daß es sich
wiederholt um Versehen der durch den Verantwortlichen
Minister gedeckten oldenburgischenTechniker handelt, so
grober Art, daß ich dafür einen parlamentarischen Ausdruck
nicht habe.

Abg. Gross (zum dritten Male mit Genehmigung
des Landtags): Wenn es mir gestattet ist, ich will nur
zwei Worte bemerken. Ich wollte nur Herrn Eisenbahn¬
präsidenten v. Müh len fls gegenüber konstatiren, daß im
Eisenbahnausschuß auf unsere ausdrückliche Frage gesagt
worden ist, daß nur der RegierungsbaumeisterKühn  die
Strecke begangen hätte. (Ruf : Vor der Aufstellung!) Ich
berufe mich auf meine Herren Kollegen als Zeugen. Der
hätte die Strecke begangen, der von auswärts herangezvgene
Baumeister. Ich meine noch ausdrücklich gefragt zu haben,
ob nicht der die Oberleitung habende Beamte die Strecke
begangen hätte (Abg. Jaspers  ruft : Nein!) und darauf
ist geantwortet worden: Nein.

Eisenbahnpräsident v. Mühlenfels : Das habe ich
auch nicht behauptet, daß der leitende Oberbeamte vor Auf¬
stellung des Anschlags die Strecke begangen habe. Aber
ein paar Monate nach Aufstellung des Kostenanschlags hat
diese Begehung durch den mit der Oberleitung betrauten
Beamten stattgcfunden. Aufs Sorgfältigste hat er auch

diese Peilungen vorgenommen und er hat daraus keinen
Anlaß genommen, einen andern Kostenanschlag aufzustellen,
wie ich wiederholt erörtert habe. Ich muß, da ich einmal
das Wort habe, mir einige Worte zu den Ausführungen
des Herrn Abg. Schröder  erlauben . Ich will nur ganz
kurz fcststellen, daß diese schlimme Hochmoorstrecke, die von
dem Herrn Abgeordneten hier geschildert worden ist, auf
6 llin, von dem Uebergange der Barghorner Straße an
bis in die Nähe von Strückhausen, überall gehalten hat
bis auf eine Strecke von 1 b:rn, dicht an der Haltestelle
Oldenbrok. Da sind schwere Sackungen erfolgt, die Nach¬
füllungen erfordern. Wir können die Mehrkosten, die auf
dieser ganzen Strecke anschlagmäßig entstanden sind, auf
nicht mehr als 50 000 beziffern; die Massen, die hinein¬
gekommen sind, betragen so viel. Bei dieser Gelegenheit
will ich noch erwähnen, daß ich die Besorgnisse, die aus¬
gesprochen worden sind, daß die 600 000 ^ nicht reichen
würden, für unbegründet halte. Ich kann natürlich nicht
in die tiefsten Tiefen des Moores hineinsehen, aber ich
glaube nach der sorgfältigen und gewissenhaften Prüfung
aller Techniker, die mir zur Verfügung stehen, daß der
Kostenbetrag, der nachgefordert wird, reichen wird, um die
Sache in den besten Stand zu setzen und darin zu erhalten.

Abg. Schröder : Um nicht mißverstanden zu werden
möchte ich noch erwähnen, daß ich als den größten Fehler
die Durchschneidung des Loher Berges hingestellt habe, und
ich meine, daß der Techniker, der dort das Herabsteigen in
das Moor veranlaßte, der Urheber der ganzen Ueber¬
schreitung ist.

Eisenbahnpräsidentv. Mühlenfels : Das Herabsteigen
vom Loher Berge in die Tiefe hat allerdings große Kosten
verursacht, die aber vollständig genau veranschlagt waren.
Die Mehrkosten sind erst entstanden da, wo das Moor
anfängt tiefer zu werden, 3 und 3Vs in. Da sind die
großen Durchbrüche erfolgt, bis in die Nähe der Salzen¬
deicher Chaussee.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Das Schluß¬
wort erhält der

Berichterstatter Abg. Hoher : Ich bedaure, daß ich
immer wieder den Bericht des Ausschusses vertheidigen muß.
Nach meiner Ueberzeugung habe ich die Verhandlungen im
Ausschuß gewissenhaft wiedergegebenund ist ausdrücklich
gesagt worden, daß weder der technische Dezernent, der die
Bearbeitung des Anschlages gehabt hat , noch der technische
Beamte, der für die oberste  Bauleitung in Aussicht ge¬
nommen war , die Strecke begangen hat. Ich möchte noch
einmal richtig stellen, daß nach den Mittheilungen der
Herren Regierungskommiffäreder erste Kostenanschlag von
einem Vermessungsbeamten ausgearbeitet worden ist. Hemm
Abg. Meyer  möchte ich entgegnen, daß, wenn er die
Summe bewilligt, er auch die Pff>ckst hat, die Prüfung der
Schuldfrage vorzunehmen und sie zu entscheiden. Wollen
wir diese Prüfung dem nächsten Landtage Vorbehalten, so
müssen wir ihm auch konsequenterweise die Bewilligung der
600 000 Vorbehalten. Wenn die Herren Schröder
und Jürgens  sagen, daß es ihnen schwer falle, dem Miß¬
trauensvotum zuzustimmen, so dürfen Sie mir glauben, daß
es uns im Ausschüsse auch nicht leicht gefallen ist, das
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Mißtrauensvotum zu beantragen. Wie die Sachen aber
liegen, konnten wir zu einem anderen Resultate nicht kommen.
Angenehm ist die Arbeit im Eisenbahnausschuß überhaupt
noch niemals gewesen und namentlich nicht im gegenwärtigen
Fall (Sehr rickitig!). Es kann aber zu viel werden und es
ist zu viel geworden. Ich kann das Staatsministerium von
der Verantwortlichkeit nicht freisprechen und bitte Sie , die
beiden Anträge des Ausschusses anzunehmen. Ich beantrage
über den Antrag 2 die namentliche Abstimmung.

Abg. Gross (zur Geschäftsordnung): Ich möchte auch
über Antrag 1 namentliche Abstimmung beantragen.

Präsident : Darf ich vielleicht eben mittheilen: Es
liegt also zunächst Antrag 1 des Ausschusses vor

(verlesen)
und Antrag 2 des Ausschusses

(verlesen),
sowie der Antrag des Herrn Abg. Meyer

(verlesen).
Die Reihenfolge der Abstimmung würde sein: Antrag 1,
dann der Antrag des Herrn Abg. Meyer,  weil dieser
Antrag ein Verbesserungsantragzum Ausschußantrag 2 ist,
und dann eventuell Antrag 2 des Ausschusses.

Abg. Meyer (zur Geschäftsordnung) : Ich beantrage
namentliche Abstimmung auch über meinen Antrag.

Die Anträge auf namentliche Abstimmung werden
unterstützt.

Abg. Gross (zur Geschäftsordnung) : Es scheint mir
der Antrag 2 des Eisenbahnausschusses doch weitergehend
als der Antrag Meyer  und müßte also nach meinem Ge¬
fühl der Antrag 2 dem Antrag Meyer  vorhergehen (Sehr
richtig!)

Präsident : Ich fasse den Z. 69 der Geschäftsordnung
dahin, daß der Antrag Meyer  ein Abänderungsantrag des
Ausschußantrages ist und meine also, daß erst der Antrag
Meyer  und dann der Antrag 2 kommt. Wir können
durch Abstimmung entscheiden.

Abg. Jürgens (zur Geschäftsordnung): Ich möchte
bitten über Antrag 1 des Ausschusses zuletzt abstimmen zu
lassen. Ich werde dazu veranlaßt durch die Erwägung,
daß, falls der Antrag 2 abgelehnt würde, mancher Abge¬
ordnete geneigt wäre , dann auch gegen den Antrag 1 zu
stimmen (Sehr richtig!).

Präsident : Dann stimmen wir also zunächst über
den Antrag Meyer  ab .. Wird er angenommen, so ist der
Antrag 2 weggefallen und es kommt Antrag 1 zur Ab¬
stimmung. Wird der Antrag Meyer  abgelehnt, so stimmen
wir über Antrag 2 ab und dann über 1. So habe ich
Herrn Abg. Jürgens  verstanden. Wünscht noch jemand
das Wort ? Es ist nickit der Fall . Dann darf ich wohl
annehmen, daß der Landtag beschließt, die Abstimmung dem
entsprechend vorzunehmen. Der Landtag hat einstimmig
dem entsprechend beschlossen.

Das Ergebniß der Abstimmung ist, daß der Antrag
Meyer  mit 25 gegen 8 Stimmen abgelehnt wird.

Es stimmten dafür die Abgeordneten: Beneke,
Hanken , Kückens , Meyer , Purper , Quatmann,
Roggemann , Roter;

dagegen die Abgeordneten: Alfs , Burlage , Dohm,
Feldhus , Gross , Hansing , Heintz , zur Horst,
Hoher , Huchting , Jaspers , Jken , Jürgens,
Jungbluth , Köhler , Lübben , Möhlmann , Plagge,
Schröder , Schultze , Wallrichs , Weber , Wenke,
Willen , Zerhusen.

Sodann wurde der Ausschußantrag Nr . 2 mit 24
gegen 9 Stimmen angenommen.

Es stimmten dafür die Abgeordneten: Alfs , Bur¬
lage , Dohm , Feldhus , Gross , Hansing , Heintz,
zur Horst , Hoher , Huchting , Jaspers , Jken,
Jürgens , Jungbluth , Lübben , Möhlmann , Plagge,
Schröder , Schultze , Wallrichs , Weber , Wenke,
Willen , Zerhusen;

dagegen die Abgeordneten: Beneke , Hanken,
Köhler , Kückens , Meyer , Purper , Quatmann,
Roggemann , Roter.

Der Ausschußantrag 1 wurde darauf einstimmig
angenommen; es stimmten dafür die Abgeordneten Alfs,
Beneke , Burlage , Dohm , Feldhus , Gross,
Hanken , Hansing , Heintz , zur Horst , Hoher,
Huchting , Jaspers , Jken , Jürgens , Jungbluth,
Köhler , Kückens , Lübben , Meyer , Möhlmann,
Plagge , Purper , Quatmann , Roggemann , Roter,
Schröder , Schultze , Wallrichs , Weber , Wenke,
Willen , Zerhusen.

Es folgt Punkt 6 der Tagesordnung:
Interpellation.

Beabsichtigt die Grotzherzogliche Staatsregierung, so¬
fern der Tettenser oder ein anderer Siel der Butjadinger
Sielacht in Folge der Korrektion der Außenweser ver¬
schlammt, den der Butjadinger Sielacht dadurch erwachsenden
Schaden und die Kosten einer etwa nothwendigen Ver¬
legung des Siels auf die Staatskasse zu übernehmen?

Schröder.
Hansing.
Feldhus.
Wilken.
Gross.
Wenke.

Zur förmlichen Borbringung und Begründung der
Interpellation erhält das Wort der Interpellant

Abg. Schröder : Wie der Staatsregierung und dem
Landtage bekannt sein wird, liegen an der östlichen Küste
Butjadingens 4 Siele, die die Abwässerung in das sog.
kleine Fedderwarder Fahrwasser suchen. Zu diesen Sielen
gehört der Tettenser, mit dem sich meine Interpellation be¬
schäftigt. Die Abwässerung dieses Tettenser Sieles ist vie Ab¬
wässerung eines Theiles der neuerdings gebildeten Butjadinger
Sielacht. Die Abwässerung ist aber neuerdings erschwert
worden, und zwar zunächst wohl durch einen Durchschlag
zum Lauglütjensand, den Folkenser Durchschlag, der meines
Wissens von der deutschen Reichsregieruug aus Kosten der¬
selben angelegt worden ist. Später haben Coupirungen
stattgefunden in Folge des Staatsvertrags von 1891, betr.
die Korrektion der Außenweser von der Geestemündung bis
zum Wremer Tief. In Folge dessen ist an der Ostseite
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des Langlütjensandes ein Leitdamm errichtet worden , dessen
südliche Spitze sich bis auf etwa 100 na dem Butjadinger
Deiche nähert . Die so gelassene Oeffnung hielt man für
genügend , um auch noch an der Küste in dem früheren
kleinen Fedderwarder Fahrwasser eine bestimmte Strömung
aufrecht zu erhalten . Es hat sich aber gezeigt , daß in Folge
der so herbeigeführten Coupirung und Einengung des Stro¬
mes eine vermehrte Schlickablagerung stattgefundeu hat.
Nach den mir vorliegenden Notizen soll sie in etwa zwei
Jahren 2 na betragen haben , und zwar ist nicht allein eine
vermehrte Sckllickablagerung , sondern auch eine vermehrte
Anschwemmung von Sandmasseu vorgekommen , die es der
Sielacht erschweren , das Außentief des Tettenser Sieles,
resp . den weiteren Wasserzug offen zu halten . Die sonst
beliebte Methode , durch Muddern , Aufrühren , den Schlick
abzusetzen , versagt jetzt angeblich wegen der größeren Menge
von Sand . Man hat sich von Seiten der Sielacht in Folge
dessen veranlaßt gesehen , den Beschluß zu fassen , einen
Bagger anzuschaffen . Sofern nun aber sich Herausstellen
sollte , und das wird gefürchtet , daß die Baggerung nicht
genügt , um das Wasser offen zu halten , für diesen Fall
wünschen die Interessenten der Butjadiger Sielacht zu wissen,
ob ihnen dann Seitens des Staates dasjenige Wohlwollen
entgegengebracht wird , das sie glauben beanspruchen zu
können . Sie glauben dies , weil es ihnen nicht vergönnt
ist , an dem Fonds theilzunehmen , der sich angefammelt hat
aus den von Bremen gezahlten Geldern für die Weser¬
korrektion , sie vielmehr entweder auf eigene Mittel oder
auf Staatsmittel angewiesen sind . Da nun also aus den
Summen , die Bremen Oldenburg gezahlt hat , keine Auf¬
wendungen für die Butjadinger Sielacht gemacht werden,
so glauben sie erwarten zu dürfen , daß sie für ihre Zwecke,
fosern sie demnächst ebenfalls in Folge der Weserkorrektions¬
bauten und die Verlegung des Fahrwassers geschädigt wer¬
den , von Seiten des Staates diejenige Unterstützung er¬
halten , die nothwendig ist , um sich eine ordentliche Ab¬
wässerung zu sichern . Sie glauben dies nur dadurch voll¬
ständig in Aussicht nehmen zu können , daß eine Verlegung
der Siele nach Süden , vielleicht nach Flagbalg stattfindet.
Da die Kosten nicht unbedeutend sind , so würde es zur
Beruhigung der Interessenten beitragen , wenn die Staats¬
regierung heute eine Erklärung dahin abgeben wollte , daß
den Jnterefsenten für den Fall einer Schädigung aus den
von mir geschilderten Ursachen eine Beihilfe Seitens des
Staates wenigstens in dem Umfange in Aussicht gestellt
werden kann , wie es seiner Zeit von dem Herrn Staats¬
minister bezüglich der Deichbände bei etwaiger Schädigung
durch die Weserkvrrektion bereits geschehen ist.

Oberregierungsrath Ahlhorn : Ich habe Namens der
Staatsregierung die Interpellation mit folgender Erklärung
zu beantworten:

Nach der entschiedenen Ansicht der technischen Be¬
hörden erscheint eine Einwirkung der Anlagen der im
Jahre 1891 vereinbarten Correction der Außenweser auf
das s. g. kleine Fedderwarder Fahrwasser , welches die Ab¬
wässerung aus den Tettenser , Waddenser , Burhaver und
Fedderwarder Sielen aufnimmt , dahin , daß dessen Auf-
schlickung vermehrt würde , völlig ausgeschlossen . Sollte
indessen wider alles Erwarten eine derartige Wirkung der

Außenwesercorrection in Zukunft angenommen werden
müssen , so würde es für diesen Fall der Auffassung der
Staatsregierung entsprechen , den Ersatz des Schadens,,
welcher der Butjadinger Sielacht aus einer solchen Ver¬
mehrung der Verschlickung etwa entstände , aus staatlichem
Mitteln in wohlwollende Erwägung zu ziehen.

Mit dieser Beantwortung ist Punkt 6 der Tages¬
ordnung erledigt.

Es folgt Punkt 7 der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , betreffend

die Petition der Interessenten des Ochtumer Sandes um
Entschädigung wegen mangelhafter Zuwässerung der Außen¬
deichsländereien auf dem Ochtumer Sande.

Der Ausschuß beantragt:
In Erwägung , daß nach Erklärung des Regierungs-
Commissars zur Zeit weitere Ermittelungen statt¬
finden , geht der Landtag zur Tagesordnung über.

Das Wort erhält der
Berichterstatter Abg . Lübben : Nach den Ausführungen:

des Herrn Regierungskommissars finden zur Zeit noch Er¬
mittlungen statt , wie sich die Sachen dort verhalten , ein
Abschluß ist also noch nicht möglich . Ich bin übrigens der
Ansicht , daß es doch richtiger gewesen wäre , wenn die Re¬
gierung den Petenten Mittheilungen gemacht hätte von den
Beschlüssen des vorigen Landtags . Damals wurde be¬
schlossen , die Petition der Staatsregierung zur Berück¬
sichtigung zu empfehlen . Eine Antwort ist den Petenten
aber nicht zugegangen , worüber sie sich beschweren . Ich,
möchte bei dieser Gelegenheit darauf Hinweisen , daß man
im Ausschuß der Ansicht war , daß entweder Bremen oder
Oldenburg einen nachweislichen Schaden zu bezahlen habe,
und daß die Verhältnisse auf dem Ochtumer Sande ähnlich,
liegen , wie sie soeben von Herrn Abg . Schröder  für eine
andere Gegend — Butjadingen — vorgetragen wurden ..
Nachdem die Weserkorrektion von Oldenburg gebilligt wurde,
liegt es auf der Hand , daß der Staat auch einzutreten hat
für etwa dadurch verursachte Schäden . »

Präsident : Ich darf zunächst bemerken: Ich weiß,
nicht , ob eine Petition eingereicht war . Ist sie eingereicht
gewesen und zur Verhandlung gekommen , so haben die
Petenten auch Nachricht erhalten vom Landtage über den.
Erfolg.

Abg . Lübben : Sie haben aber keine Antwort von
der Regierung bekommen.

Geh . Oberregierungsrath Ahlhorn : Die Sache liegt
so, daß im letzten Landtage eine Petition dieser Interessen¬
ten vorgelegt wurde , die sich beschwerten , daß sie in Folge
der Weserkorrektion Schaden hätten . Damals ist von Sei¬
ten der Staatsregierung erklärt worden , daß , wenn die
Schädigung anerkannt werden müsse, doch seitens der Staats¬
regierung nicht zugegeben werden könne , daß hier ein Recht
der Petenten auf Entschädigung vorliege , weil die Interessen¬
ten kein Recht darauf hätten , daß der Wasserstand der
Ochtum so hoch bleibe , als er vorher gewesen sei. Ich habe
dann weiter ausgeführt , daß es eine weitere Frage sein
würde , ob es nicht der Billigkeit entspräche , den Petenten
eine Entschädigung zu gewähren und daß die Staatsregie-
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ruug das gern in Erwägung ziehen würde . Das ist auch
geschehen. Es ist wohl zuzugeben , daß eine Schädigung
eingetreten ist in Folge der Korrektion , aber um nun weiter
zu gehen , ist ferner zu erwägen , ob nicht dem ordentlichen
Landtage eine Vorlage zu machen sei , um Mittel für die
Entschädigung zu gewinnen , welche der Staatsregierung jetzt
nicht zu Gebote stehen . Die Sache ist noch völlig in der
Schwebe und deshalb — damit komme ich auf den Vor¬
wurf , den der Herr Abg . Lübben  der Staatsregierung
gemacht hat , daß den Petenten keine Resolution geworden
sei — war die Staatsregierung , wie Sie gehört haben , gar
nicht in der Lage , ihnen eine Antwort zu ertheilen . Ich
habe auch guten Grund anzunehmen , daß die Petenten vom
Stande der Sache vollständig unterrichtet sind . War es
ihnen darum zu thun , von der Staatsregierung eine Ant¬
wort zu erlangen , so hätten sie in einer kurzen Eingabe
darum bitten können , dann wäre ihnen geantwortet worden,
daß wir ihnen einen definitiven Bescheid noch nicht geben
könnten . Dazu hätte es der Petition an den Landtag nicht
bedurft.

Abg . Lübben : Ich möchte bemerken , daß es dem
Ausschüsse auffällig war , daß nicht ohne Weiteres eine
Entschädigung stattfinden solle , wenn der Schaden anerkannt
wird , und war derselbe der Meinung , daß dies nicht allein von
Billigkeitsgründen abhängen könne . Wer Schaden thut,
muß Schaden bessern , heißt es bekanntlich , und also ist es
nur gerecht , daß die Petenten auch eventuell entschädigt
werden . Der Herr Regierungskommissar ist dagegen der
Ansicht , daß nur nach Billigkeitsgründen zu verfahren sei.
Dies wird also wohl im nächsten Landtage noch weiterer
Verhandlungen bedürfen.

Abg . Alfs : Ich habe den Ausführungen des Herrn
Abg . Lübben  wenig hinzuzufügen . Mir wäre es auch
lieber gewesen , wenn von Seiten der Regierung den Peten¬
ten Mittheilung gemacht worden wäre . Die Erklärung der
Regierung hat mich insofern befriedigt , als anerkannt wird,
daß Anlaß zu öiner Entschädigung vorliegt . Diese Ent¬
schädigung ans Billigkeitsgründen zu leisten halte ich kaum
für richtig , denn wenn sie als berechtigt anerkannt wird,
muß sie auch auf rechtlichem Wege geschehen.

Das Wort wird nicht Wester gewünscht , auch der Be¬
richterstatter verzichtet aufs Wort . Die Debatte wird ge¬
schlossen . Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.

Es folgt Punkt 8 der Tagesordnung:

Bericht des Petitionsausschusses über die Petition des
Rechnungsstellers und Rechnungsführers Bernhard Friedrich
Oltmanns  zu Zwischenahn , betreffend seine Anstellung als
Auktionator mit Wohnsitz in Zwischenahn.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag kann das Verfahren der Staatsregie-
rung bei Anstellung des Auctionators für Zwischen¬
ahn als richtig nicht anerkennen , hält vielmehr den
Antrag des Bittstellers an sich für begründet . Da
zur Zeit indeß die Anstellung eines zweiten Auctio¬
nators für Zwischenahn Wohl unthunlich , kann der
Landtag nur sein Bedauern über das Geschehene
-aussprechen und geht zur Tagesordnung über.

Das Wort erhält der
Berichterstatter Abg . Möhlmann : Ich habe dem Be¬

richte des Ausschusses nichts hinzuzufügen und bitte um
Annahme des Antrages.

Geh . Ministerialrath Willich : Obgleich ich in dieser
Sache nicht die Staatsregierung zu vertreten habe , soweit
es die Petition selbst betrifft , so habe ich mir doch das
Wort erbeten und bitte einige Worte hinzufügen zu dürfen
in Veranlassung einer Bemerkung des Ausschußberichtes,
wo es heißt:

„Die Staatsregierung hat durch ihren Vertreter bei
der Berathung des betreffenden Gesetzes wiederholt erklärt,
daß die Zahl der Versteigerer nicht knapp bemessen und
daß die Interessen derjenigen , welche bislang die Verkäufe
von Immobilien gewerbsmäßig betrieben , gewahrt und be¬
rücksichtigt werden sollten ."

Weil ich bei der Berathung des Gesetzes über das
Versteigerungswesen seiner Zeit die Erklärungen abgegeben
habe , so glaube ich verpflichtet zu sein , diesen Passus des
Ausschußberichtes zu berichtigen . Er entspricht nicht den
damaligen Erklärungen , die ich abgegeben habe . Ich werde
am einfachsten Ihnen aus den damaligen Verhandlungen
diejenigen Erklärungen mittheilen dürfen , welche sich auf
diesen Punkt beziehen . Es ist seiner Zeit von dem Aus¬
schüsse in seinem Berichte gesagt:

„Der Ausschuß war einstimmig der Ansicht , daß bei
Anstellung der Auktionatoren in den einzelnen Bezirken
in erster Linie  Rücksicht zu nehmen sei auf das Bedürf-
niß und das Interesse des betheiligten Publikums ."

Es ist dann von dem Herrn Berichterstatter des Aus¬
schusses bei der Berathung im Landtage wiederum als die
Erklärung des Regierungskommissars referirt , „daß es in
der Absicht der Staatsregierung liege , in jedem Amtsbezirke
eine dem Bedürfnisse in genügendem Maße entsprechende
Anzahl Auktionatoren anzustellen , deren Thätigkeit nicht auf
den Bezirk beschränkt , sondern sich auf das ganze Herzog¬
thum erstrecken solle ; soweit uöthig , sollten auch einzelnen
Auktionatoren bei ihrer Anstellung bestimmte Wohnsitze an¬
gewiesen werden , so daß überall ein Auktionator leicht zu
erreichen sei. " Weiter ist von demselben Herrn Bericht¬
erstatter gesagt worden : „Der Ausschuß habe die Petition
verschiedener Rechnungssteller eingehend geprüft , sei aber der
Ansicht , daß es nicht wohl angängig sei, in das Gesetz eine
Bestimmung auszunehmen , wonach einzelne Personen ein
Anrecht auf Anstellung erhielten ; entscheidend sei bei der
Anstellung vor allem die Bedürfnißfrage ; . . . für die Be-
dürfnißfrage müßten lediglich die örtlichen Verhältnisse in
Betracht kommen . "

Das waren die Anschauungen des Ausschusses , die sich
vollständig der Auffassung der Staatsregierung darin an¬
schlossen, inwieweit demnächst Auktionatoren nach der neuen
Ordnung der Sache anzustellen sein würden . Es ist dann
weiter bei der Berathung dieses Gesetzentwurfes von Herrn
Abg . Huchting  eine Resolution beantragt worden , die dahin
ging , möglichst „diejenigen Rechnungssteller , welche bisher
in größerem Maaße das Versteigern von Immobilien be¬
trieben haben und das Vertrauen des Publikums genießen,
als Auktionatoren auzustellen , wenn dieselben den von der
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Staatsregierung als nothwcndig erachteten Anforderungen
genügen und deren Anstellung von der Gemeindevertretung
befürwortet wird . " Diese Resolution hatte also gerade den¬
selben Zielpunkt , denselben Inhalt , wie er im hier vor¬
liegenden Ausschußberichte als von der Staatsregierung
wiederholt in Aussicht gestellt genannt ist . Diese Resolution
des Herrn Abg . Huchting ist aber von der Staatsregierung
bekämpft worden . Ich habe damals ausdrücklich gesagt,
indem ich bat , die Resolution abzulehnen : „ Aus der Be¬
deutung der Anstellung ergebe sich von selbst , daß bei der
Feststellung der Zahl der anzustellenden Auktionatoren in
erster Linie das Bedürfniß und die Interessen der Be¬
völkerung aber nicht die Erwerbsverhältnisse einzelner
Personen  zu berücksichtigen seien " . Ich habe weiter ge¬
sagt : „ Die Staatsregierung könne ein Verfahren im Sinne
der Resolution für kaum vereinbar halten mit den reichs¬
gesetzlichen Vorschriften , auch nicht für richtig und zweck¬
mäßig ; sie würde daher auch eveut . nicht in der Lage sein,
dem in der Resolution gestellten Ersuchen Folge zu geben . "

Dann habe ich allerdings auch weiter erklärt , es sei
beabsichtigt , die Zahl der Auktionatoren nicht zu knapp zu
bemessen , „ damit das Monopol der eingestellten Auktionatoren
nicht ein lästiger Zwang für das Publikum werde . " Aus
allen diesen Aeußerungen wird sich mit voller Klarheit er¬
geben , daß der Vertreter der Staatsregierung bei Berathung
des betreffenden Gesetzes nicht das in Aussicht gestellt hat,
was der Ausschußbericht ihm jetzt in den Mund legt , sondern
gerade umgekehrt das Ansinnen , die Interessen derjenigen,
welche bisher die Verkäufe von Immobilien gewerbsmäßig
betrieben haben , zu berücksichtigen abgelehnt hat und nicht
als erste Absicht bei Anstellung der Auktionatoren hat an¬
nehmen können . Ich habe hiermit lediglich die Angabe im
Ausschußberichte berichtigen wollen.

Regieruugsrath Or . Driver : Ich bin der Vertreter
der Regierung im Petitionsausschuß gewesen und habe hier
über den Sachverhalt sowie die Stellung der Regierung
näheren Aufschluß zu geben , da meine im Ausschuß abge¬
gebenen Erklärungen im Bericht keine Aufnahme gefunden
haben.

Im Amte Westerstede ist von der Staatsregierung die
Zahl der Auktionatoren aus 4 festgestellt , sodaß auf jede
Gemeinde einer kam , und zwar in Uebereinstimmung mit
den Vorschlägen des Amtsrathes , des Amtes und des Amts¬
gerichts . Im Frühjahr 1895 wurden die Stellen öffentlich
ausgeschrieben , und bewarben sich um die Stelle in Zwischen¬
ahn 4 Personen , der Gemeindevorsteher Feldhus in Zwischen¬
ahn , der Petent Oltmanus und ferner 2 Rechnungssteller
bezw . Verganter . Vom Staatsministerium sind besondere
Grundsätze für die Verleihung von Auktionatorstellen auf¬
gestellt . Abgesehen von einigen Punkten , die hier nicht in
Betracht kommen , als Kautionsfähigkeit , Wohnsitz im Bezirk,
Geschäftsgewandtheit u . s. w . wird vor allem gefordert , daß
der Auzustellende in geschäftlicher und finanzieller Hinsicht
unbedingt zuverlässig ist . Zu den Anforderungen in letzterer
Beziehung gehört auch , daß er genügende Mittel besitzt.
Man erachtet im Interesse des Publikums neben der Kautions¬
fähigkeit eine besondere Sicherheit des Anzustellenden in
finanzieller Hinsicht für erforderlich , namentlich deshalb , um
die Schäden , welche leider häufiger infolge von Konkursen

oder auf andere Weise entstehen , für das Publikum möglichst
herabzumindern . Es ist sodann die Bestimmung getroffen,
daß unter denjenigen Bewerbern , welche diesen Anforderungen
genügen , derjenige den Vorzug haben soll , welcher Ver¬
steigerungen und Verheuerungen bisher in erheblichem Um¬
fange wahrgenommen und das volle Vertrauen des Publi¬
kums erworben hat . Aus Grund dieser den früher ausge¬
sprochenen Wünschen des Landtags entsprechenden Bestim¬
mung erhalten die vorhandenen Rechnungssteller und Ver¬
ganter , sofern sie den obigen Anforderungen genügen , bei
der Besetzung der Auktionatorstellen den Vorzug . Dement¬
sprechend sind fast ^/s der Auktionatoren aus dem Kreise
der Rechnungssteller und Verganter genommen worden.

Was nun den hier vorliegenden Fall betrifft , so war
das Staatsministerium nicht zweifelhaft , daß Herr Feldhus
als Auktionator in Zwischenahn anzustellen sei . Abgesehen
von dem besonderen Vertrauen , welches derselbe in der Ge¬
meinde genießt , und seiner großen Geschäftsgewandtheit war
hierbei ausschlaggebend , daß er unter den Bewerbern der
Solvendeste war . In zweiter Linie wäre auch nicht der
Petent Oltmanns,  sondern der Verganter und Posthalter
Heinje  in Betracht gekommen , der vor Oltmanns  den
Vorzug hatte , daß er günstiger situirt ist und als der ältere
den Jahren nach die meisten Versteigerungen und Ver¬
heuerungen wahrgenommen hat . Der Petent selber war
nach Ansicht der Regierung nicht geeignet . Nach den Mit¬
theilungen des Amtes und nach Einsicht der Steuerrolle
war es sogar fraglich , ob derselbe die Kaution im Betrage
von 6000 ^ aus eigenen Mitteln leisten konnte . Jeden¬
falls besaß er nach den damaligen Ermittelungen kein weiteres
Vermögen und mußte von seiner Berücksichtigung abgesehen
werden , weil er keine hinreichenden finanziellen Garantieen
bot . Die Behauptung , er habe 15 000 ^ Vermögen , ist
eine neue , die der Petent vor etwa 14 Tagen mir gegen¬
über gemacht hat . Dieselbe kann nicht weiter in Betracht
kommen , da Oltmanns  bei seiner Bewerbung seine Ver¬
mögensverhältnisse nicht näher angegeben hatte und die
Steuerrolle für die Richtigkeit der Behauptung keinen An¬
halt bot . Für das Steuerjahr 1894/95 war sein Gewerbe¬
betrieb nur zu 1000 ^ eingeschätzt , und muß es darnach
fraglich erscheinen , ob die Zinsen eines etwaigen Betriebs¬
kapitals von 15 000 darin mit enthalten sein konnten.
Das sind , meine Herren , die Gründe , welche die Staats¬
regierung veranlaßt haben , dem Petenten Oltmanns  die
Auktionatorstelle nicht zu verleihen , sondern sie dem solven-
desten unter den Bewerbern , dem Gemeindevorsteher Feld¬
hus,  zu geben.

Wenn ich nun zu den einzelnen Punkten des Aus¬
schußberichtes übergehe , so ist darin zunächst gesagt:

Der Petent , der seit 1888 als Rechnungsführer und
Rechnungssteller in der Gemeinde Zwischenahn thätig ist,
hat während dieser Zeit die meisten und größten Jmmobil-
verkäufe in diesem Bezirke gehabt , ein Beweis , daß er das
volle Vertrauen seiner Gemeinde besitzt . Dies wird auch
bestätigt durch ein Zeugniß des Amtsgerichts Westerstede
vom 2 . März 1895 , indem dasselbe schreibt , daß Oltmanns
in hervorragendem Maaße mit öffentlichen meistbietenden
Jmmobilverkäufen befaßt gewesen ist.

Ich habe bereits im Ausschuß darauf aufmerksam ge-
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macht , daß dieses Zeugniß des Amtsgerichtes Westerstede
auch dem Amte Vorgelegen , und daß das Amt sich über
dasselbe in folgender Weise geäußert hat:

„Der Rechnungssteller Oltmau ns hat nach seiner
eigenen Aufstellung in den 3 Jahren 1892 , 1893 und 1894
im Ganzen 9 Jmmobilverkäufe vermittelt , darunter 6 öffent¬
liche, mithin pro Jahr 2 öffentliche . Angesichts dieser That-
sache wird man nicht behaupten können , wie es in dem
Zeugniß des Amtsgerichts geschieht , daß Oltmanns mit
Abhaltung öffentlich meistbietender Jmmobilverkäufe in
hervorragendem  Maaße befaßt gewesen sei. "

Man wird Wohl dem Amte folgen und annehmen
dürfen , daß die Mittheilung des Amtsgerichtes auf einer
Uugenauigkeit beruht . Es ist daun weiter gesagt:

„Beim Inkrafttreten des Gesetzes , betreffend das Ver¬
steigerungswesen , ist er als Auktionator nicht bestellt ; damit
haben seine Einnahmen aus den öffentlichen Jmmobil-
verkäufen aufgehört und ist er dadurch direkt und indirekt
in seinem Verdienste schwer geschädigt . "

Ich darf in dieser Beziehung darauf Hinweisen , daß
die Auktionatoren jetzt nur das ausschließliche Recht haben,
öffentliche Jmmobilverkäufe vorzunehmen ; Jmmobilverkäufe
unter der Hand , Verheuerungen und Mobiliarverstcigerungen
kann jeder Rechnungssteller nach wie vor besorgen . Für
die Zwangsimmobilverkäufe wird nach der Mittheilung,
welche der Petent Oltmanns  mir gemacht hat , der Auk¬
tionator am Sitze des Gerichts genommen . Die übrigen
öffentlichen Jmmobilverkäufe im Amtsbezirk Westerstede ver-
theileu sich unter den 4 Auktionatoren . Nach Ansicht der
Regierung ist die Schädigung des Petenten nicht sehr er¬
heblich , dieselbe wird über einige hundert Mark im Jahre
nicht hinausgehen und trifft den Petenten ebenso wie andere
Rechnungssteller , welche nicht Auktionatoren geworden sind.
Bezüglich der von der Staatsregierung bei der Berathung
des Gesetzes über das Versteigerungswesen abgegebenen
Erklärungen nehme ich Bezug aus die Mittheilungeu des
früheren Herrn Regierungs - Kommissars . Was die Zahl
der Stellen anlangt , so bemerke ich , daß früher 24 Auk¬
tionatoren vorhanden waren , während jetzt 72 Stellen vor¬
handen sind . Die Zahl ist also verdreifacht worden . Bei
der Festsetzung der Zahl ist berücksichtigt , daß dem Publikum >
die Wege zum Auktionator möglichst erleichtert werden sollten,
andererseits aber auch maaßgebcnd gewesen , daß eine über¬
große  Konkurrenz vermindern werden , die Auktionatoren
wenigstens einen mäßigen  Verdienst aus ihrem Gewerbe
haben sollten . Ich glaube , Sie werden hieraus abnehmen,
daß die Regierung bemüht gewesen ist , den Wünschen des
Landtags nach Möglichkeit nachzukommen . Wegen der weiteren
Bemerkung des Ausschußberichts über die Vermögenslage
des Petenten Oltmanns  verweise ich auf das bereits Ge¬
sagte . Sodann ist im Ausschußbericht hervorgehoben , daß
es bedenklich sei, die Vermögensverhältnisse eines Gewerbe¬
treibenden nur nach der Steuerrolle zu beurtheilen . In
gewisser Weise mag das richtig sein . Die Steuerrollen geben
jedoch im Allgemeinen eine ziemlich sichere Auskunft . Im
klebrigen werden die Verhältnisse nicht lediglich nach den
Angaben der Steuerrollen beurtheilt , sondern es kommen
die Berichte der Behörden hinzu , denen die Einkommen-
und Vermögensverhältnisse bekannt sind . Was endlich die

Berichte . XXV . Landtag, 3. Versammlung.

Frage anlangt , ob den Gemeindevorstehern das Amt eines
Auktionators zu übertragen ist , so steht die Staatsregierung
auf dem Standpunkt , daß es nicht prinzipiell bedenklich ist,
Gemeindevorsteher zu Auktionatoren zu bestellen , über die
Bestellung vielmehr in dem einzelnen Falle zu entscheiden
ist . Dem entsprechend ist denn auch bisher Verfahren worden.
Die Gemeindevorsteher von diesem Erwerbszweig von vorn¬
herein auszuschließen , geht zu weit . Sollten aus der Be¬
stellung eines Gemeindevorstehers zum Auktionator Unzu¬
träglichkeiten für den Gemeindedienst entstehen , so hat die
Regierung es in der Hand , die Anstellung als Auktionator
zu widerrufen . Bei dem Gemeindevorsteher Feldhus  lagen
nicht die geringsten Bedenken und leisesten Befürchtungen in
dieser Beziehung vor.

Nach diesen Ausführungen hält die Staatsregieruug
das Verfahren , welches sie eingeschlagen hat , für durchaus
richtig und die vorliegende Petition für unbegründet . Sie
ist ferner der Ansicht , daß die mitgetheilten Grundsätze
nicht allein den Interessen des Publikums entsprechen , sondern
auch in Uebereinstimmung stehen mit den früher geäußerten
Wünschen des Landtags . Der Ausdruck des Bedauerns
über das Geschehene , wie solcher in dem Anträge des
Petitionsausschusses enthalten ist , erscheint nicht gerecht¬
fertigt.

Abg . Schröder : Nach den ausführlichen Darlegungen
des Herrn Regierungskommisfars beschränke ich mich lediglich
darauf , den Landtag zu bitten , den Antrag des Ausschusses
abzulehnen und zur Tagesordnung überzugehen . Ich über¬
reiche hiermit einen formellen Antrag.

Abg . Huchting : Meine Herren , der Petent hat nach¬
gewiesen , daß er vom Amtsgericht das beste Zeugniß hat
und daß er auch die meisten Verkäufe gehabt hat , nach dem,
was uns vorgerechnet worden ist . Er hat sich auch bereit
erklärt , nachzuweisen , daß er im Stande ist, eine Kaution
von 15 000 ^ zu stellen . Er hat auch Zeugnisse als
Kirchen - und Gemeiuderechnuugsführer . Deshalb hat der
Petitionsausschuß geglaubt , daß dieses Gesuch des Petenten
wohl zu berücksichtigen wäre . Wenn der Herr Regierungs¬
kommissar bemerkt , daß das Amt anders berichtet hätte als
das Gericht , so muß ich sagen , daß das Gericht doch viel
bessere Kunde über die Verkäufe hat als das Amt . Wir
haben geglaubt , daß nach den Verkäufen , die der Mann
uns nachgewiesen hat , er der präjudizirte Auktionator ge¬
wesen wäre . Was die letzte Bemerkung im Berichte betrifft,
so glaube ich, daß es besser ist , wenn der Gemeindevorsteher
nicht Auktionator ist . Ich halte das für zweckmäßig , aber
das ist meine persönliche Ansicht.

Abg . Kückens : Ich nehme das Wort , weil ich da¬
mals Berichterstatter im Justizausschusse gewesen bin . Ich
erinnere mich der Verhandlungen ganz genau und kann nur
erklären , daß sich die Sache so verhält , wie sie Herr Geh.
Ministerialrath Willich  vorgetragen hat . Man ist davon
ausgegangen , daß bei der Anstellung der Auktionatoren es
darauf ankomme , das Bedürfniß des Publikums zu befrie¬
digen und Leute zu gewinnen , die das allgemeine Vertrauen
besitzen. Wenn nun in Zwischenahn mehrere Leute auf-
treten , die sich sämmtlich mit Verkäufen beschäftigt haben
und in diesem Falle derjenige gewählt wird , der schon das
Vertrauen der Gemeinde als Vorsteher genießt , so glaube
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ich, daß die Regierung nur gethan hat, was sie thuu mußte
und was im Ausschuß gewünscht wurde. Daß der Ge¬
meindevorsteher nicht geeignet sei, den Posten des Auktionators
zu übernehmen, daß vermag ich nicht einzusehen. Er ist
ja nicht für sein ganzes Leben Gemeindevorsteher, doch mir
für gewisse Jahre . Alle Gemeindevorsteher haben Neben¬
beschäftigungen. Die Regierung hat nur gethan, was sie
thun mußte. Ich werde ebenfalls für einfache Tages¬
ordnung stimmen.

Vom Abg. Schröder wird folgender Antrag gestellt:
Ich beantrage den Ausschußantrag abzulehnen und
zur Tagesordnung überzugehen.

Der Antrag ist genügend unterstützt und wird mit zur
Berathung gestellt.

Abg. Jürgens : Es ist mir zuwider, in der Ver¬
handlung über einen Gegenstand das Wort zu nehmen, bei
dem. meine persönlichen Verhältnisse mit berührt werden.
Ich kann aber nicht umhin, ein Wort in der Sache mitzu¬
reden wegen einer Bemerkung, die ich im Berichte gefunden
habe, wenn sie auch nicht direkt Beziehung auf mich hat.
Es heißt darin, daß „man möglichst vermeiden müßte, das
Amt eines Auktionators einem Gemeindevorsteher zu über¬
tragen". Auch Herr Huchting  hat dieser Anschauung
Ausdruck gegeben; er bleibt aber die Gründe dafür schuldig;
aber cs wäre doch von allgemeinem Interesse, wenn die
näheren Gründe dargelegt würden. Er sagt nur , er halte
es persönlich für zweckmäßig, aber das ist für mich nicht
durchschlagend. Ich möchte die bescheidene Anfrage an den
Petitionsausschuß richten, wie er zu dieser Bemerkung ge¬
kommen ist. Ich bemerke noch: Als mir die Ehre zu theil
wurde, Gemeindevorsteher zu werden, war ich schon
Auktionator. Die Sache trifft mich also nicht direkt. Ich
glaube aber, es wäre im Interesse der Oeffentlichkeit, wenn
die Sache näher erläutert würde.

Abg. Huchting : Ich halte es für häßlicher, wenn
der Gemeindevorsteher nicht Auktionator ist, weil er dann
nach allen Seiten unbefangener die Gemeindeverhältnisfe
verwalten kann. Das ist meine Ansicht, die von sehr vielen
Seiten getheilt wird , namentlich aber dann zutrifft , wenn
andere geeignete Bewerber vorhanden sind.

Abg. Ouatmanrr : Wenn ich meine Ansicht aus¬
sprechen darf, so geht die dahin, daß es natürlich am besten
ist, wenn der Gemeindevorsteherselbstständig dastcht und
nichts weiter zu betreiben braucht. Trotzdem ist es vielfach
wünschenswerth, wenn den Gemeindevorstehern ein weiterer
Nutzen zugewandt werden kann, denn die Gemeinden können
sie häufig nur schwer so entschädigen, wie sie nach den An¬
forderungen entschädigt werden müßten. Darum glaube ich,
ist eine Auktionatorstelle gerade die beste Art und Weise
dazu. Aber daß die GemeindevorsteherKaufleute oder
Wirthe sind, das möchte ich durchweg ausgeschlossen sehen,
denn dann machen sie den andern Geschäften erhöhte Kon¬
kurrenz. Aber diese Zuwendung, die kann man ganz ruhig
den Gemeindevorstehern zukommen lassen. Ich habe darüber
noch keine Klagen gehört.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht, die Berathung
wird geschlossen. Das Schlußwort erhält der

Berichterstatter Abg. Möhlmann : Nur auf Grund

der guten Zeugnisse und der Beweise, die uns gebracht
worden sind, daß der Petent wirklich die meisten Verkäufe
gehabt hat, haben wir uns bewogen gefühlt, sein Gesuch zu
unterstützen. Früher ist immer ausdrücklich gesagt worden,
daß diejenigen Herren, die am meisten beschäftigt seien, in
erster Linie den Vorzug als Auktionator haben sollten.
Das ist auch faktisch geschehen. Bei uns im Jeverlande
find diejenigen bestätigt worden, die am meisten Praxis
hatten. In der Commission haben wir geglaubt, daß der
Petent dadurch benachtheiligt, daß statt seiner ein anderer
als Auktionator angestellt, und bitte ich deshalb um An¬
nahme des Ausschußantrages.

Es wird zur Abstimmung geschritten. Der Antrag
des Abg. Schröder  wird angenommen. Damit ist der
Ausschußantrag beseitigt.

Es folgt Punkt 9 der Tagesordnung. Da neue An¬
träge in der Zwischenzeit nicht eingegangen sind, so wird
über den Ausschußantrag abgestimmt. Der Antrag wird
angenommen und damit der Gesetzentwurf in zweiter Lesung
genehmigt. Es folgt der 10. Punkt der Tagesordnung:

Interpellation.
Im letzten ordentlichen Landtage empfahl derselbe die

Durchführung des Strohauser Außentiefs in gerader Linie
durch die sog. Reiherplate.

Da seitdem über den Stand der Angelegenheit Nichts
verlautet, so wird die Staatsregierung um Auskunft
gebeten. Lübben.

Unterstützt durch:
Schröder.
Jürgens.
Gross.
Feld hus.
Wallrichs.

Das Wort erhält zur förmlichen Einbringung und Be¬
gründung der Interpellation der Interpellant

Abg. Lübben : Vor zwei Jahren wurde dem Land¬
tage von dem Handels- und Gewerbevercin und dem Ge¬
meinderath in Rodenkirchen eine Petition eingereicht, dahin
gehend, das Strohauser Außentief in gerader Linie durch
die Reiherplate zu führen. Die Petition wurde vom Land¬
tage zur Berücksichtigung empfohlen. Nun ist aber bislang
in dieser Hinsicht Nichts geschehen und die Interessenten sind
vollständig im Unklaren und auch beunruhigt darüber, weil
jetzt ein Projekt vorliegen soll, worin eine andere Richtung
bestimmt ist, welches der Schifffahrt und Entwässerung
nicht so günstig als Elfteres. Man ist überhaupt im
Zweifel, wie die Sache jetzt werden wird, da der Durch¬
schlag in der sog. Schwciburg, welchen Bremen herzustellen
hat, noch nicht zu Ende geführt ist. Man ist der Ansicht,
daß der Kontrakt mit Bremen dahingehend abgeschlossen ist,
daß Bremen nach eigenem Belieben den Durchschlag fertig
stellen kann. Wäre dies der Fall , so wäre die Durch¬
führung des Außentiefs durch die Reiherplate nur mit viel
größeren Opfern durchzusetzen, weil Bremen, wie man hört,
die Fertigstellung des Durchschlags noch hinausschieben will.
Darüber möchten die Petenten gern Auskunft haben, um
die ich die Regierung hiermit bitte.
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Oberregierungsrath Ahlhorn : Ich habe die Inter¬
pellation Namens der Staatsregierung mit folgenden Er¬
klärungen zu beantworten:

Das von der Staatsregierung in Erwägung gezogene
und zur Verhandlung gebrachte Project der Durch¬
führung des Strohauser Außentiefs in gerader Linie
Lurch die Reiherplate zur corrigirten Weser hat sich aus
dem Grunde als gegenwärtig nicht ausführbar erwiesen,
weil zu einer sicheren Herstellung der in dem Weserarme
zwischen dem linken Ufer und der Reiherplate, der s. g.
Schweiburg, erforderlichen Stromwerke die vorgängige
völlige Aufhöhung der im Wesercorrectionsprojecte vorge¬
sehenen Coupirnng in der Schweiburg oberhalb der Harrier-
brake seitens Bremens unerläßlich ist, Bremen aber dieses
Werk in nächster Zeit noch nicht zu vollenden beabsichtigt
und nach dem Oldenburgisch-Bremischen Wesercorrections-
Vertrage zu einer alsbaldigen Ausführung desselben nicht
verpflichtet erscheint.

Unter diesen Umständen ist nunmehr, um den Inter¬
essen der Schifffahrt von und zu dem Strohauser und
dem Abser Siele möglichst cntgegenzukommen, der Ausbau
der zwischen der Reiherplate und der Strohauser Plate
vorhandenen Priele als Schifffahrtskanal in Erwägung
gezogen; indessen soll, bevor der Ausführung dieses Pro-
jectes näher getreten wird, den betheiligten Kreisen Ge¬
legenheit geboten werden, sich über dasselbe zu äußern.

Präsident : Durch die Beantwortung ist die Inter¬
pellation erledigt. Es folgt Punkt 11 der Tagesordnung:

Bericht des Verwaltuugsausschusses zu dem Schreiben
der Staatsregierung, betr. die Enteignung zur Vergrößerung
des Feldhauser Wasserwerks.

Der Ausschuß zieht seinen früher erstatteten Bericht
zurück und beantragt die Zustimmung des Landtags dazu.
Ich eröffne die Berathung. Ich schließe sie wieder, da
niemand das Wort wünscht. Der Herr Berichterstatter
verzichtet.

Es wird über den Antrag des Ausschusses:
Der Landtag wolle der Verordnung nachträglich
seine verfassungsmäßige Zustimmung ertheilen,

abgestimmt und derselbe angenommen.
Präsident : Damit wären unsere Geschäfte erledigt

und ich höre soeben vom Herrn Regierungskommiffar, daß
der Schluß des Landtags sofort erfolgen würde. Ich gebe
demselben das Wort.

Oberregierungsrath Duzend : Meine hochverehrten
Herren! Nachdem der Landtag des Großherzogthums seine
Geschäfte beendet hat , erkläre ich hiermit im Aufträge
Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs den Landtag
für geschlossen.

Präsident : Meine Herren! Ehe wir uns trennen,
lassen Sie uns einstimmen in den Ruf:

Seine Königliche, Hoheit der Großherzog, unser all¬
verehrter Landesherr, lebe hoch, hoch, hoch!

(Lebhafte Zustimmung.)
Ich schließe die Sitzung.
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